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seinen Netlllg von 309 VON Mark auf den Betrag des
Staates von 400 900 Mark erhöhen möge, bis jetzt
nicht erfüllt worden ist. Es erschien selbstverständlich,
daß auch die Provinz ihren Anteil zu den Kosten der
Veranstaltungen, die im Grunde genommen der gan¬
zen Provinz zugute kommen, beitragen mutz. Vorbe¬
haltlich Ihrer Genehmigung sind zu diesem Zwecke
500 NUN Mark aufgewandt worden. Wenn man bei
der Frage, ob diese Aufwendungen mit Recht gemacht
sind, zunächst an das wirtschaftlicheErgebnis denkt, fo
kann man, glaube ich, bis jetzt in jeder Weise zufrieden
fein. Eine Hebung des Fremdenverkehrs und des
Fremdenzustroms nach der Rheinprovinz ist nach allen
Vorliegenden Berichten eingetreten und das Interesse
für die Rheinprovinz ist im Auslande und Inlands
in einer Weise wach geworden, datz sich die günstigen
Folgen davon nicht nur in diesem Jahre, sondern
hoffentlich noch in weiteren Jahren geltend machen
werden.

Als der Piovinziallandtag im vorigen Jahre den
Gedanken der Iahrtausendfeier durch einen Beschluß
in die Öffentlichkeit warf, tonnte er kaum ahnen,
welchen Widerhall er in allen Kreisen der Bevölke¬
rung, nicht nur im Rheinlande, sondern in ganz
Deutschland finden würde. An diefem Widerhall zeigt
sich, datz auch die nationale Seite, die in der Feier
liegt, wohl verstanden wurde. Wer so viel an Zurück¬
drängung nationalen Gefühls und an nationaler De¬
mütigung in den letzten Jahren erlitten hat, wie
wir hier in der Rheinprovinz, der wird verstehen,
daß jetzt mit der Kraft einer Explosion sich überall
Nahn bricht der Ausdruck der Freude über die treue
Verbundenheit von Rhein und Reich über die Zuge¬
hörigkeit zu der festen Reichsllammer Preußen. Ge¬
wiß vergessenwir dabei nicht, daß wir außerordentlich
viel Not und soziales Elend in der Rheinprovinz
haben, und gerade der Haushaltsplan unserer Pro¬

vinz zeigt zur Genüge, daß an dieser Stelle hierfür
volles Verständnis vorhanden ist. Aber die Hebung
und Weckung des nationalen Gefühls und auch die
wirtschaftlicheBelebung, die die Iahrtausendfeier mit
sich bringt, kann auch für die sozialen Belange nur von
Vorteil sein. Wenn bei der Feier in der äußeren
Ausdrucksform auch mal eine Uebertreibung oder ein
Zuviel vorkommt, so tonnen die wenigen Nörgler und
Kritiker uns mit dem Hinweis auf solche Dinge die
Freude und die Genugtuung über das Jahrtausend-
jähr 1925 in der Rheinprovinz nicht nehmen. (Sehr
wahr!)

Möge das Iahltausendjahr aber in schönster Weise
seine Flüchte tragen in dem Ergebnis Ihrer Beratun¬
gen. Wenn dieselben wie in den letzten Jahren von
dem einmütigen Gedanken an das Wohl der Provinz
getragen sind, fo arbeiten wir damit auch hier ein
Stück am inneren Aufstieg und an der äußeren Be¬
freiung unseres Vaterlandes. (Lauter Beifall.)

Vorsitzender Dr. Iarresi Nach unseren Be¬
schlüssenvon heute morgen ist damit die heutige
Tagesordnung erschöpft.

Ich bitte Sie, sich damit einverstanden zu erklären,
daß die morgige Sitzung um 9 Uhr vormittags be¬
ginnt mit derselben Tagesordnung wie heute nach¬
mittag, wobei dann die eingegangenen Beiträge noch
angereiht werden sollen. Damit sind Sie einver¬
standen; es ist so beschlossen.Ich bitte die Mitglieder
des 5. Fachausschusses, jetzt unmittelbar nach der
Sitzung in Zimmer 3 zusammenzutreten, um sich zu
konstituieren, weil morgen mehrere Herren verhin¬
dert sind.

Dann soll auch sofort eine Sitzung des Provinzial¬
ausschusses stattfinden.

Ich schließe die Sitzung.
(Schluß 4 Uhr 2N Minuten.)

Dritte Sitzung
im Ständehause zu Düsseldorf, Samstag, den 13. Juni 1925.

(Beginn 9 Uhr 15 Minuten.)

Tages-Ordnung:
Gingänge.

1. Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,
betreffenddie Beteiligung des RheinischenProvin-
zmlverbandes an der Finanzierung des Mitteland-lanals.

2. Haupt-Haushaltsplan der Provinzialverwaltung
nebst Emzelhllushaltsplänen für das Rechnungs¬
jahr 1925 und Vorbericht hierzu.

3. Bericht und Antrag des Provinzialausschusses, be¬
treffend Bildung eines Betriebsfonds.

4. Bericht des Provinzialausschusses über die Ergeb¬
nisse der Provinzialverwaltung für das Rech¬
nungsjahr 1923/24.

5. Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,
betreffend den Ablauf der Dienstzeit des Landes«
rats Knell.

6. Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,
betreffend Beteiligung des RheinischenProvinzial-
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Verbandes an den Hilfsaktionen für die durch das
Hochwasserim Herbst 1924 und durch das Hoch-
Wasser im Januar 1925 Geschädigten.

7. Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,
betreffend Einschränkung des Rechnungswesens.

8. Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,
betreffend die Ginrichtung einer wirtschaftlichen
und Bauberatungsstelle für private Wohlfahrts¬
anstalten bei der Provinzialverwaltung.

9. Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,
betreffend Beteiligung des RheinischenProvinzial«
Verbandes an der Rheinisch-WestfälischenSchnell-
bahn-A.°G.

10. Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,
betreffend Beteiligung des RheinischenProvinzial-
verbandes am Rheinisch-WestfälischenElettrizitäts-
werk.

11. Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,
betreffend die Erhöhung der Stammeinlage des
Provinzialvcrbllndes bei der Rheinischen Woh¬
nungsfürsorgegesellschaftm. b. H., Düsseldorf.

12. Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,
betreffend Erhöhung des Stammkapitals der Ge¬
meinnützigen Siedlungsgesellschaftm. b. H. „Rhei¬
nisches Heim" in Bonn.

13. Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,
betreffend Zurverfügungstellung eines Betrages
zur Gewährung von Beihilfen an rheinische Städte
zur Veranstaltung von Ausstellungen aus Anlaß
der Iahrtausendfeier der Rheinprovinz.

14. Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,
betreffend Aenderung der Sahung der Äandesbaul
der Rheinprovinz.

15. Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,
betreffend Einsetzung eines Provinzialzuschusses
von 2100N Reichsmark in den Haushaltsplan über
Kunst und Wissenschaft für 1925 für die Zwecke der
»Klliser-Wilhelm-Gesellschaftzur Förderung der
Wissenschaft"in Berlin.

16- Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,
betreffend Aufteilung der unter Titel V, 1 des
Haushaltsplans über Kunst und Wissenschaftfür
1925 vorgesehenen Mittel im Betrag von 170 UNN
Reichsmark.

17. Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,
betreffend Errichtung eines Provinzialinstituts für
Arbeits- und Berufsforschung.

18. Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,
betreffend den Ankauf des Taubstummenhcims in
Eustirchen.

19. Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,
betreffend den weiteren Ausbau der Provinzial-
Hebammenlehranstalt Elberfeld unter Verwendung
der Einnahmen aus der Vermietung der Heb¬
ammenlehranstalt Köln.

20. Bericht des Provinzialausschusses über die Er¬
richtung und Tätigkeit des Landesjugenbamts im
Rechnungsjahr 1921—25.

21. Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,
betreffend Ausbau des Iugendherbergs-Nehes in
der Rheinprovinz.

22. Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,
betreffend den vollständigen Ausbau der ortho¬
pädischen Provinzial-Kinderheilanstalt Süchteln
aus Anlaß der Tausendjahrfeier der Rheinprovinz.

23. Bericht und Antrag des Provinzialausschusses.
betreffend Herausgabe einer Zeitschrift „Die Wohl¬
fahrtspflege in der Rheinprovinz".

24. Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,
betreffend:
1. Uebernahme von Bürgschaften gegenüber der

Landesbant auf Grund der dem Provinzial-
ausschuß durch den 68. Provinziallandtag er¬
teilten Ermächtigung;

2. Ermächtigung des Provinzialausschusses, im
Rechnungsjahr 1925 nochmals Bürgschaften in
Höhe von 1 Million Goldmark zu übernehmen;

3. Uebernahme eines Teiles der Zinsen für solche
Anstalten der privaten Wohlfahrtspflege, die
Neu- und Erweiterungsbauten zur Durchfüh¬
rung der dem Provinzialverband gesetzlich ob¬
liegenden Aufgaben ausführen und durch den
Zinsendienst für die dazu aufgenommenenDar¬
lehn zu sehr belastet werden.

25. Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,
betreffend die Uebernahme weiterer Straßen in die
Unterhaltung und Verwaltung der Prouinzial¬
verwaltung.

26. Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,
betreffend den Bau einer Autostraße Aachen—Köln.

27. Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,
betreffend die Beteiligung des Rheinischen Pro»
vinzialverbandes an der „Rheinischen Verkehrs¬
gesellschaft, A.-G, Köln, und an Netriebsgesell-
schaften".

28. Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,
betreffend die Beteiligung des Provinzialverban-
des an den AktiengesellschaftenWesterwaldbrüche
zu Bonn und I. Reeh zu Dillenburg.

29. Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,
betreffend Beteiligung des Provinzialverbandes an
mehreren großen Landeskulturprojekten im Regie¬
rungsbezirk Düsseldorf.

30. Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,
betreffend die Errichtung von landwirtschaftlichen
Schulen in Altenkirchen,Heinsberg und Boppard.

31. Bericht und Antrag des Provinzialausschusses.
betreffend nachträgliche Genehmigung einer am
15. Dezember 1924 von dem Provinzinlausschluß
zwecks Aufhebung der Entschädigung im Falle der
sogenannten Dürener Rinderkrantheit beschlösse-
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nen Aenderung der Viehseuchen-Gntschadigungs-
sahung für die Rheinprovinz.

32. Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,
betreffend Uebernahme von Bürgschaften für
Saatgutkredite.

33. Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,
betreffend Bereitstellung außerordentlicher Mittel
zur Unterstützung von Wasserleitungsanlagen im
Rechnungsjahre 1925.

34. Gesuch des Bundes der Schwerkriegsbeschädigten
Deutschlands, Ortsgruppe Düsseldorf, vom 6. Mai
1925 um Anrechnung der Kriegsjahre auf das Be¬
soldungsdienstalter des Verwaltungsassistenten
Thurm bei der Landesversicherungsanstalt.

35. Antrag der Stadtgemeinde Godesberg, die seiner¬
zeit vertraglich vereinbarten jährlichen Unter-
haltungsrenten für die in eigene Unterhaltung und
Verwaltung übernommenen Provinzialstraßen¬
strecken den jetzigen tatsächlichen Aufwendungen
entsprechendzu erhöhen.

36. Antrag der Stadtgemeinde Guskirchen,die seiner¬
zeit vertraglich vereinbarten jährlichen Unter¬
haltungsrenten für die in eigene Unterhaltung
und Verwaltung übernommenen Provinzial¬
straßenstreckenso zu erhöhen, daß sie die tatsäch¬
lichen Aufwendungen decken.

37. Antrag der Stadtgemeinde Siegburg, die seiner¬
zeit vertraglich vereinbarten jährlichen Unter¬
haltungsrenten für die in eigene Unterhaltung und
Verwaltung übernommenen Provinzialstraßen-
strecken den jetzigen tatsächlichen Aufwendungen
entsprechend zu erhöhen.

38. Antrag der Stadtgemeinde B.-Gladbach, die sei¬
nerzeit vertraglich vereinbarten jährlichen Unter-
haltungsrenten für die in eigene Unterhaltung
und Verwaltung übernommenen Provinzial¬
straßenstrecken den von der Stadt heute aufzuwen¬
denden Kosten entsprechendzu erhöhen.

39. Antrag der Stadtgemeinde Godesberg auf Ueber¬
nahme der Kosten,die durch die Pflasterung der in
eigene Unterhaltung und Verwaltung übernom¬
menen Haussierten Provinzialstraßenstrecken ent¬
stehen, auf die Provinz.

IN. Antrag der Stadtgemeinde Siegburg auf Ueber¬
nahme der Kosten, die durch die Pflasterung der
in eigene Unterhaltung und Verwaltung über¬
nommenen Haussierten Provinzialstraßenstrecken
entstehen, auf die Provinz.

41. Antrag der Stadtgemeinde B.-Gladbach auf Ueber¬
nahme der Kosten, die durch die Pflasterung der
m eigene Unterhaltung und Verwaltung über¬
nommenen chaussierten Provinzialstraßenstrecken
entstehen, auf die Provinz.

42. Antrag des Kreises Adenau zum Bau einer Ge-
birgsrennstreckeim LandkreiseAdenau:

2) einen verlorenen Zuschuß in Höhe von ^ der
vom Kreise aufzubringenden Summe (819750:3)
--- 263 25N Mark zu gewähren, und

b) die Verzinsung (9 Prozent) und Amortisierung
(12^ Prozent) von ^ des Reichs- und Staats-
darlehns (1178 750: 3) -- rund 393 U00 Mark zu
übernehmen.

13. Initiativantrag des Abgeordneten Dr. Heß u. a.,
betreffend Förderung des Baues einer Autorenn¬
bahnstraße im Kreise Adenau.

11. Antrag der sozialdemokratischenFraktion, be¬
treffend Bereitstellung von 150 000 Mark zur Un¬
terstützung von Kinderspeisungen.

15. Gesuch des Provinzialstraßenmeisters a. D. Rüber
in Asbach um Erhöhung seines Ruhegehalts.

16. Antrag der sozialdemokratifchen Fraktion, be¬
treffend Ginsetzung einer Million Mark jährlich
in den Haupthaushalt zwecks Kultur von Oedland
und Schaffung landwirtschaftlicher Domänen und
Forsten für die Provinz.

17. Antrag derselben Fraktion, betreffend Ginsetzung
zweier etatsmäßiger Stellen in den Gtat der Für¬
sorgeerziehung und Besetzung dieser Stellen mit
Beamten, von denen je einer von den freien und
christlichenGewerkschaftenvorgeschlagenwird und
die auf den Gebieten der Berufsberatung, des
Arbeitsnmrktes und der wirtschaftlichenBetriebs¬
führung Erfahrung besitzen.

18. Antrag derselben Fraktion auf Vereitstellung von
weiteren drei Millionen Reichsmarkfür Zweckedes
Wohnungsbaues als Zwischenkrediteaus Mitteln
der Landesbank zu den üblichen Bedingungen für
die Bauperiode 1925.

Vorsitzender Dr. Iarres: Die Sitzung ist eröff¬
net. Die Niederschrift über die gestrige erste und zweite
Plenarsitzung liegt auf dem Tische des Hauses offen.

Es ist ein weiterer Bericht und Antrag des Provin¬
zialausschusses,betreffend die Wahl des Landesverwal¬
tungsrats Nr. Szajtowski zum Landesrat eingegangen.
Der Bericht ist auf die Plätze verteilt. Ferner sind
noch folgende Gingänge zu verzeichnen:

1. Entschließung des Abgeordneten Dr. Heß und Ge¬
nossen, betreffend Räumung der Kölner Zone;

2. Antrag des Abgeordneten Dr. Esch und Genossen,
betreffend besondere Berücksichtigungder südlichen
Rheinprovinz bei Verwendung der im Haushalts¬
plan zur Unterstützung des Gemeinde- und Kreis¬
wegebaues sowie für die Instandsetzung bzw. den
Ausbau von in das Provinzialstraßennetz zu über-
menden Gemeinde- und Kreisstraßen vorgesehenen
Mittel.

3. Entschließung des Abgeordneten Dr. Heß und Ge¬
nossen zur Notlage des Winzerstandes.

Ich bitte den Schriftführer, Herrn Dr. Fischer, die
Anträge zu verlesen.
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Schriftführer Dr. Fischer:
1. „Der 69. Rheinische Provinziallandtag ersucht die

Staats- und Reichsregierung, mit allen Mitteln da¬
hin zu wirken, daß eine demnächstigeRäumung der
Kölner Zone unter keinen Umständen eine stär¬
kere Belastung der dann noch besetzt bleibenden
Gebiete zur Folge hat. Für den Fall, daß eine
stärkereBelegung der demnächstigenneuenNord-
grrnze (Ahr-Gifel-Linie) nicht ganz vermeidbar
erscheinensollte, möge die Staats- und Reichsregie¬
rung zunächstalles tun, um diese neue Belegung in
Grenzen zu halten, die den tleinwirtschaftlichenVer¬
hältnissen und der großen Wohnungsnot an der
Ahr-Gifel-Linie entsprechen und im übrigen durch
schleunige Gestellung von Reichswohnbauten einem
neuen Zustand früh genug Rechnung zu tragen."

2. „Der Provinziallandtag begrüßt die vom Pro-
vinzialausschuß vorgeschlagene Beteiligung an den
geplanten großen Verkehrsunternehmungen. Die¬
selben kommen jedoch ausschließlichden Regierungs¬
bezirken Aachen,Köln und Düsseldorf zugute. Auch
die Vorlage des Provinzialausschusses über die
Uebernahme von Straßen auf die Provinz berück¬
sichtigt nicht in ausreichendem Maße die Vertehrs-
not der südlichen Rheinprovinz, speziell der westlichen
Grenzgebiete.

Der Provinziallandtag nimmt von der Denk¬
schrift des Regierungspräsidenten von Trier über die
wirtschaftlicheNotlage, speziell über die Verkehrs¬
nöte dieses Bezirks, Kenntnis und unterstützt die
darin enthaltene Forderung auf Uebernahme der
gesamten Kosten des Ausbaus der durch den Ver-
sailler Vertrag erforderlich gewordenen Grenzstraßen
auf das Reich.

Daneben ersucht der Provinziallandtag den Pro-
vinzialausschuß,

1. bei der Verwendung des Restbetrages von 520 000
Mark der im Haushaltsplan zur Unterstützung
des Gemeinde- und Kreiswegebaues unter Titel I
Nr. 1 vorgesehenen Mittel,

sowie bei der Verwendung der entsprechen¬
den, möglichst zu erhöhenden Haushaltsmittel
der kommendenRechnungsjahre die aus der süd¬
lichen Rheinprovinz vorgelegten Beihilfeanträge
in möglichst ausgiebigem Maße zu berücksichtigen;

2. die im gleichen Haushaltsplan unter Titel II
vorgesehene Summe von 600 000 Mark für die
Instandsetzung bzw. den Ausbau von in das
Provinzilllstraßennetz zu übernehmenden Ge¬
meinde- und Kreisstraßen bereits mit Wirkung
für das laufende Rechnungsjahr um 400 000
Mark und mit Wirkung vom nächsten Rech¬
nungsjahr um weitere 1000 000 Mark zu er¬
höhen, um mit Hilfe der erhöhten Mittel in
verstärktem Maße durch Uebernahme von Kreis-
und Gemeindestraßen eine Verbesserung der

völlig unzureichenden Verkehrsverhältnisse und
zugleich die dringend erforderlicheEntlastung der
schwer leidenden Notstandsgebiete der süd¬
lichen Nheinprovinz zu erreichen."

3. „Der 69. RheinischeProvinziallandtag erwar¬
tet von der Staats- und Reichsregierung, daß sie
mit größtem Nachdruck alles tut, um die so überaus
ernsten Gefahren zu bannen, in die der Winzer¬
stand durch den spanischen Handelsver¬
trag geraten ist. Wenn er auch die vom Reichstag
und der Neichsregierung vorgesehene Kreditaktion als
dankenswertes Entgegenkommenanzuerkennen bereit
ist, so kann er darin nach Lage der Sache die
Rettung des deutschen Winzers nicht erblicken,
weil sie die Gefahrennuelle gar nicht trifft. Die
Rettung ist vielmehr nur denkbar durch eine grund¬
sätzliche Abänderung oder aber durch die Kündigung
des Handelsvertrages, und zwar ehe sich die dies¬
jährige spanische Ernte auf dem deutschen Weinmarkt
fühlbar machen kann. Eine dementsprechendeZu¬
sage seitens der Neichsregierung an den Reichstag
liegt vor. Der Provinziallandtag vertraut, daß diese
Zusage auch gehalten wird."
Vorsitzender Dr. Iarres: Ferner sind von der

Arbeitsgemeinschaftfolgende Anträge eingegangen:
1. „Der Provinziallandtag wolle den Provinzial-

ausschuß ermächtigen, eine Aenderung der „Vieh-
seuchen-Entschädigungssahung für die Rheinpro¬
vinz" dahin vorzunehmen, daß auch die sog. Folge-
krankhcitcn, besonders bei Maul- uud Klauen¬
seuche, in die Gutschädigung einbezogen werden."

2. „Zurzeit werde» auf den Rheinbrücken Brücken¬
gelder erhoben, welche für den notwendigen Orts¬
verkehr von Ufer zu Ufer unerträglich sind. Diese
Brücken haben als allgemeine und große Verkehrs¬
wege auch für Reich, Staat und Provinz hohe Be¬
deutung.

Der Provinziallandtag ersucht die Provinzial-
verwaltung, in Verhandlung mit Reich und Staat
zu treten, um eine laufende Beihilfe zu den Unter¬
haltungskosten zu erlangen. Im Falle der Bereit¬
willigkeit von Reich und Staat müßte auch die
Provinz sich zu einem entsprechendenBeitrag be¬
reiterklären."

3. „Provinziallandtag beauftragt den Provinzial-
ausschuß, bei der Staats- bzw. Reichsregierung
vorstellig zu werden, daß diese zur Anlage neuer
Durchgangsstraßen und zum Ausbau von Ge¬
meindewegen, welche in das Provinzialstraßennetz
übernommen werden sollen, Mittel znr Verfügung
stellen. Provinziallandtag ist der Meinung, daß
eine Unterstützung von Reich und Staat wenigstens
insofern verlangt werden muß, als der Ausbau
der Straßen durch die neue Grenzziehung und
die dadurch notwendige Umstellung der Wirtschaft
bedingt ist. Zudem sind gerade die Gemeindewege
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infolge des Ruhrkampfes noch in einem Zustande,
der ohne Hilfe von Staat und Reich nicht gebessert
werden kann."

4. „Provinziallandtag ist einverstanden, daß der Pro-
vinzialverband sich an einer zu erwartenden Hilfs¬
aktion für die durch das Unwetter am 22. Mai
1925 im Kreise Meisenheim Geschädigten betei¬
ligt. Provinziallandtag stellt eine Summe in
gleicher Höhe, wie sie der Staat gewährt, aus Pro-
vinzialmitteln zur Verfügung zwecks Durchführung
einer Hilfsaktion gemeinschaftlichmit der Staats¬
regierung, welche die Geschädigtenin den Stand
seht, ihre Wirtschaft weiterzuführen."

5. „Der Provinziallandtag wolle genehmigen,daß an
den im Weinbaugebiet sowie im Obst- und Gemüse¬
baugebiet gelegenen landwirtschaftlichen Schulen
besondere Wein-, Obst- und Gemüsebaukurse im
Benehmen mit der landwirtschaftlichen Kammer
eingerichtet werden."

Ich schlage vor, diese sämtlichen Anträge zunächst
dem Provinzialausschuß und dann den Fachausschüssen
zur Stellungnahme zu überweisen. Ich stelle jedoch an¬
heim, schon heute bei der allgemeinen Aussprache über
den Haushaltsplan auf diese Anträge einzugehen.

Entschuldigt hat sich für die diesmalige Tagung
noch nachträglich Herr Abgeordneter Theißen in Essen
wegen Krankheit.

Wir treten nunmehr in die Tagesordnung ein.
Als erster Redner vom Zentrum hat sich Herr Ab¬

geordneter Schäfer gemeldet.Ich erteile ihm das Wort.
Abgeordneter Schäfer: Meine Damen und

Herren! Herr Landeshauptmann Dr. Horion hat
gestern in seiner Etatsrede eine Betrachtung über die
allgemeine wirtschaftlicheLage angestellt, die in man¬
cher Beziehung außerordentlich interessant war. U. a.
hat er auf die Bedeutung des Londoner Abkommens
vom 16. August 1924, insbesondere für die Rhein-
Provinz, hingewiesen. Wir wollen dankbar gegenüber
der Reichsregierung anerkennen, daß das Londoner
Abkommen dem Rheinlande manche Erleichterungen
gebracht hat. Aber von dem Zustande, den wir er¬
hofften und erhoffen durften und auf den wir einen
Anspruch hatten, sind wir sowohl im Gebiet der Köl¬
ner Zone als auch im Ruhrbezirk und im Sanktions¬
gebiet weit entfernt. Die Räumung der Kölner Zone,
auf die wir einen vertragsmäßigen Anspruch hatten, ist
unter Vurwänden, die wir als stichhaltig und berech-
t'gt nicht anerkennen, bis heute nicht vollzogen wor¬
den. Wir erblickenin diesem Verhalten eine schwere
Vertragsverletzung und ein uns ungetanes bitteres,
Mweres Unrecht. Dieses Vorgehen ist Wenig geeignet,
5° « w«^ Zusammenleben der Nationen zu för-
^» w -^5 . b""b" hinaus auch geeignet, die von
der lNelchsreg^rungunter Mitwirkung fast aller Par¬
kendes Reichstags eingeleitete Verständigungspolitik

zu erschweren. (Abgeordneter Dr. Keß: Sehr wahr!)
Meme Damen und Herren! Das Vertrauen ist eine

zarte Blume im Leben des einzelnen, aber auch im
Leben der Völker. Man kann es dem deutschenVolle
nicht verdenken, wenn es allen Erklärungen, die in
Zukunft kommen, mit dem äußersten Mißtrauen ent¬
gegensieht,nachdemes diese traurigen Erfahrungen in
diesem Punkte gemacht hat. (Lebhaftes: Sehr richtig!)
Wir aber, die berufenen Vertreter des rheinischen
Volkes, erheben auch hier unsere warnende Stimme
und fordern unser Recht. (Bravo!)

Meine Damen und Herren! Mit besonderer Freude
und Genugtuung haben wir aber empfunden, daß ein
Rheinländer, und zwar Herr Landeshauptmann
Dr. Horion, vom Vertrauen der Reichs- und Landes¬
regierung an die Spitze der Delegation gestellt worden
ist, der die Durchführung des Londoner Abkommens,
die Herstellung der wirtschaftlichen und fiskalischen
Einheit und der Amnestie oblag. (Beifall.) Herr
Dr. Horion hat sich mit heiligem Eifer dieser Sache
angenommen und das Vertrauen der Reichsregierung
in glänzender Weise dadurch gerechtfertigt, daß er die
außerordentlich schwierigen Verhandlungen zu einem
Erfolge führte, wie er nach Lage der Verhältnisse nur
erhofft werden konnte. (Sehr wahr! und Bravo!)
Reichs- und Staatsregierung haben die Verdienste des
Landeshauptmanns in überaus ehrenden Worten an¬
erkannt. Zu besonderemDanke aber ist auch das rhei¬
nische Volk verpflichtet und in ihm besonders alle die¬
jenigen, denen die Arbeit des Herrn Landeshaupt¬
manns unmittelbar zugute gekommen ist, die zahl¬
reichen Vertriebenen, die zahlreichenVerurteilten. Ich
empfinde es als eine besondere Ehre, diesen Dank des
rheinischen Volkes, soweit es durch die Zentrums-
frattion vertreten wird, im ausdrücklichen Auftrage
meiner Fraktion dem Herrn Landeshauptmann heute
auch öffentlich aussprechen zu dürfen. (Lebhaftes
Bravo!)

Herr Landeshauptmann hat dann noch eine Fest¬
stellung getroffen, die gerade für die Beratung des
Haushalts von ausschlaggebender Bedeutung ist: Die
Stabilisierung der Mark ist auch im vorigen Jahre
aufrechterhalten worden, und es liegt kein Anlaß vor,
anzunehmen, daß es nicht gelingen werde, sie auch in
Zukunft aufrechtzuerhalten. Es ist nützlich und not¬
wendig, diese Feststellung noch einmal vor der Öffent¬
lichkeit zu treffen und den Leuten entgegenzutreten,
die unter Hinweis auf die Teuerung in oft geradezu
unverantwortlicher Weise das Schreckgespensteiner
neuen Inflation an die Wand malen (Abgeordneter
Hagen: Sehr richtig!) und dadurch das Vertrauen in
die Mark in fast gewissenloser Weise untergraben.
(Sehr wahr!) So haben wir also im Haushalt der
Provinzialverwaltung auch diesmal mit festen Zahlen
zu rechnen.

Was nun den Haushalt selbst angeht, so bedauere
ich mit dem Herrn Landeshauptmann, daß der Pro¬
vinziallandtag in diesem Jahre so spät zur Beratung
zusammentritt. Der Herr Landeshauptmann hat die
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Gründe dargelegt, die es tatsächlichund rechtlich un¬
möglich machten,zu einer früheren Tagung zusammen¬
zukommen. Ich nehme aber gerne Kenntnis von der
Auffassung des Herrn Landeshauptmanns, daß er
diesen Zustand als einen höchst unerwünschten ansieht.
Ich möchte dieser Auffassung des Herrn Landeshaupt¬
manns vom Standpunkte der Interessen der Gemein¬
den durchaus beitreten. Es ist in der Tat für die Ge¬
meinden außerordentlich unangenehm, wenn sie im
März ihre Haushalte abschließen und noch in Unsicher¬
heit über die Höhe der Provinzialabgabe sind. In
unseren städtischen Haushalten sind sowieso eine ganze
Reihe von unsicheren Faktoren, und es ist sehr un¬
erwünscht, wenn noch ein Faktor dazu kommt, der in
manchen Haushalten eine außerordentliche Bedeutung
hat. Wir haben also den dringenden Wunsch, daß in
Zukunft der Haushalt entsprechendder Auffassung des
Herrn Landeshauptmanns so rechtzeitig vorgelegt
wird, daß die Provinzialumlage feststeht, wenn die
Haushalte der Gemeinden verabschiedetwerden.

Wie für alle öffentlichenKörperschaften,so gilt auch
für die Provinzialverwaltung die Forderung nach der
grüßten Sparsamkeit. In diesem Grundsah sind, so¬
weit ich sehe, alle Beteiligten restlos einig. Die
Schwierigkeit beginnt erst in dem Augenblick,wo fest¬
gestellt werden soll, wo man denn eigentlich anfangen
soll. Da ergibt sich dann meistens das Bild, daß jeder
der Auffassung ist, daß man bei einem anderen Teile
Wohl zweckmäßigerweisezuerst anfange. Wenn man
llar in die Presse sieht, dann bekommt man den Ein¬
druck, daß das Kapitel Personalpolitik und Neamten-
bcsoldung als Sparobjett sich einer außerordent¬
lichen Beliebtheit erfreut, daß im übrigen sogar Kreise
vorhanden sind, die glauben, daß man gerade aus
diesem Kapitel unermeßliche Summen herausziehen
könnte.

Meine Damen und Herren! Die Dinge liegen bei
der Personlllpolitik folgendermaßen: Es ist außer
Zweifel, daß in der Nachkriegszeit die Zahl der Be¬
amten ungebührlich angeschwollenist und daß damit
auch der Aufwand für Personalkosten außerordentlich
groß geworden ist. Aber es wird Ihnen allen bekannt
sein, daß wir von diesem Zustande schon in sehr erheb¬
lichem Maße und eigentlich rascher, als man annehmen
konnte, zurückgekommensind. Das trifft zu für die
Reichs- und preußischen Staatsverwaltungen, aber
auch für die kommunalen Verwaltungen. Im übrigen
waren ja gerade die Kommunalverwaltungen im be¬
setzten Gebiet durchaus nicht frei in ihren Entschlüssen.
Wir haben das Besoldungsgesetzbekommen,während
wir früher besondere Vesoldungsordnungen hatten.
Dieses Besoldungsgesetzzwingt uns, gewisse Schemati-
sierungen, die wir an sich grundsätzlichablehnten, mit¬
zumachen. Wir haben im besetzten Gebiet die Abbau-
derordnung, die den Auswüchsen hätte entgegentreten
können, aus bestimmten Gründen nicht bekommen, und
es ist zweifelhaft, ob sie überhaupt kommt. Inzwischen

sind aber die Dinge soweit gediehen — ich glaube, so
ist der Tatbestand auch bei der Provinz —, daß durch
den natürlichen Abgang — Pensionierung, Ausschei¬
den usw. — schon eine erhebliche Reduzierung des Per¬
sonals eingetreten ist, so daß ich glaube, daß irgendein
akutes Interesse an der Einführung des Personal-
abbaugesetzesjedenfalls für die Verhältnisse der Pro¬
vinz nicht mehr vorliegt. (Sehr richtig!)

Meine Damen und Herren! Im übrigen wirb ja
auch gerade in der Presse, in der so oft und so viel
von der Notwendigkeit des Abbaus geschriebenwird,
dessen finanzielle Bedeutung außerordentlich über¬
schätzt. Es ist selbstverständlich,daß der Beamte nicht
rechtlos auf die Straße geworfen werden kann. Er hat
seine verbrieften Rechte. Wenn er jetzt eines Teils
seiner Rechte dadurch verlustig wird, daß er auf Grund
eines besonderen Gesetzes vorzeitig aus dem Amte ent¬
fernt werden kann, dann muß ihm eben seine Behörde
seine Pension zahlen. So wird, namentlich wenn es sich
um ältere Beamte handelt — die Nbbauverorbnung
richtet sich sehr häufig gegen ältere Beamte, weil diese
in der Leistungsfähigkeitbeschränkt sind und die Stellen
ihre Bedeutung verloren haben — ein großer Teil der
ersparten Gehälter durch die Pensionszahlung wieder
aufgezehrt, so daß per Saldo in sehr vielen Verwal¬
tungen bei Anwendung der Abbauverordnung, wenn
große Pensionszahlungen damit verknüpft sind, nicht
allzu viel herauskommen.

In der Provinz ist die Zahl der Angestellten und
Beamten von 4006 im Jahre 1924 auf 3692 im Jahre
1925, also um etwas über 300, zurückgegangen. Gleich¬
zeitig ist allerdings der Besoldungsaufwand von 8,86
auf 10,76 Millionen im Jahre 1925, also um rund
1,9 Millionen Mark, gestiegen. Die Erklärung für
diese erhebliche Steigerung liegt einfach darin, daß auch
die Provinz von den staatlichenund Reichsbesoldungs¬
gesetzen abhängig ist und daß durch diese Gesetze im
abgelaufenen Jahr eine einmalige Erhöhung der
Grundgehälter und eine Erhöhung der Wohnungs¬
gelder vorgenommen worden sind. Genau dieselbe Er¬
scheinung findet sich deswegen auch in den Etats der
sämtlichen öffentlichen Körperschaften, deren Beamte
den Reichsbesoldungsgesetzenunterliegen.

Nun, meine Damen und Herren, hat der Haushalt
gewisse Vergleicheversucht,und zwar vergleicht er das
Jahr 1925 mit dem Jahre 1924. Ich habe Zweifel, ob
diese Vergleichszahlen überhaupt einen brauchbaren
Vergleich ergeben. Wir müßten ein Normaljahr mit
einem Jahr vergleichen, das von dem Normaljahr
durch die inzwischen gewordenen Verhältnisse ge¬
trennt ist. Wir würden also beispielsweise das Jahr
1913 oder 1914 — ich stelle anheim, welches man als
Normaljahr nehmen will — mit dem Jahr 1925 ver¬
gleichen und dann feststellen müssen,welche Einrichtun¬
gen im Jahre 1913/1914 und im Jahre 1925 vorhanden
sind. Man würde dann feststellen können, wieviel Be-
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amte für die gleiche Einrichtung in diesen beiden Zeit¬
punkten vorhanden sind. Dann würde man zu einem
zutreffenden Schluß kommen, ob heute die Zahl der
Beamten größer ist als die Zahl der Beamten, die
für den gleichen Zweck im Jahre 1913/14zur Ver¬
fügung standen. Dabei würde man noch die Erwägung
anstellen können, daß wir im Jahre 1913/14 uns eines
nicht unerheblichen Wohlstandes erfreuten, während
die Dinge heute genau in das Gegenteil umgeschlagen
sind.

Jedenfalls möchte ich den Herrn Landeshauptmann
bitten, zu erwägen, ob es nicht möglich ist, die so
wertvollen Erläuterungen zum Haushalt nach der
Richtung zu ergänzen, daß ein derartiger Vergleich
möglich ist. Das gilt übrigens nicht nur für diesen
Haushalt, sondern es gibt noch eine ganze Reihe an¬
derer Haushalte, wo ebenfalls Vergleichszahlen aus
einem Normaljahr außerordentlich wertvoll sein
würden.

In der Personalpolitik muß grundsätzlich der
Standpunkt vertreten werden, daß mit möglichst wenig
Kräften auszukommen ist. Daraus ergibt sich zwangs¬
läufig, daß diese wenigen Kräfte, die übrig bleiben, eine
außerordentliche Tüchtigkeit besitzen und daß sie gut
und angemessen besoldet werden müssen. Deswegen
glaube ich auch, daß der Grundsatz, der früher in den
Nesoldungsordnungen der Nachkriegszeit bestanden
hat, daß nämlich die wichtigenStellen der Obersetretär-
laufbahn noch im Wege der Aufrückung erreicht wer¬
den konnten, immer mehr zurückzutreten hat hinter
der Auffassung, daß diese Stellen nur von den Tüch¬
tigen im Wege der Beförderung erreicht werden
können. (Abgeordneter Krawinkel: Sehr richtig!) Im
übrigen ist dieser Standpunkt auch schon von den ver¬
schiedenen Vertretern der preußischen Staatsregierung
vertreten worden, und es ist zu hoffen, daß dieser
Grundsatz sich allgemein durchseht. Ich möchte übri¬
gens sagen, daß ein großer Teil der Beamtenschaft
auch auf diesem Standpunkte steht und es als höchst
unerfreulich empfunden hat, daß gewisse Stellen im
Wege des Dienstalters zu erreichen waren und nicht
wegen besonderer Tüchtigkeit. Ich glaube, daß eine
erhebliche Gesundung in der Auffassung der Beamten¬
schaft heute schon festzustellen ist.

Nun, meine Damen und Herren, möchte ich noch
ein Wort über die Würdigung sagen, die die Veamten-
gehalter in der Presse zu finden gewohnt sind. Es
vergeht fast lein Tag oder keine Woche, in der nicht
m irgendeiner Zeitschrift irgendeine Entschließung von
Irgendeiner wirtschaftlichenKorporation abgedrucktist,
m oer gegen die Gehälter irgendwelcherBeamten Pro-
te erhoben w,rd, und zwar immer mit der Vegrün-

damuf kommt es hier an -, daß die Gehälterdüng

vergleichbarer Beamten oder Angestellten im Gewerbe
oder m der Industrie erheblich niedriger seien. Meine
Damen und Herren! Der Standpunkt, der da ver¬
treten wird, ist ein außerordentlich gefährlicher. Er

geht an die Grundlagen unseres ganzen Beamten¬
tums; das muß man sich klar machen. Der Beamte
hat nach unserer Auffassung und nach dem preußischen
und Reichsrechtkein Konjunkturgehalt, sondern er hat
ein Gehalt, das ihn in die Lage setzen soll, seine Auf¬
gaben ohne die schwerste Sorge um das tägliche Brot
zu erfüllen. Die Tatsache des Konjunkturgehalts
äußert sich selbstverständlichverschieden, je nachdem die
Konjunktur gut oder schlecht ist. Wir haben die Zeiten
gehabt, in denen das Gehalt eines Angestellten in der
Industrie erheblichüber fast den höchsten Gehältern in
den Kommunal- und Staatsverwaltungen lag. Da¬
mals hat sich kein Mensch darüber beschwert und die
Beamten haben es ruhig getragen, umgekehrt müssen
die Beamten verlangen, daß in dem Augenblick, wo die
Konjunktur einmal anders wird, nicht sofort verlangt
wird, daß nunmehr die Gehälter heruntergesetzt wer¬
den. Damit legt man die Axt an die Wurzel des Be¬
amtentums. Ich kann nur feststellen,daß ein großer
Teil der Beamtenschaft es äußerst unangenehm emp¬
findet, daß ihm beinahe jeden Tag sein Gehalt in der
Presse als zu hoch vorgerechnet wird.

Meine Damen und Herren! Ich komme zum Haus¬
halt der Provinzialstraßenverwaltung. Wir haben
heute ein Gesamtnetzvon 6348 Kilometern einschließlich
der Straßen, die an Gemeinden zur eigenen Unter¬
haltung abgetreten sind. Sie müssen aber hier be¬
rücksichtigt werden, weil sie den Haushalt dadurch be¬
lasten, daß für sie Renten gezahlt werden. Diese
Straßen verursachen einen Gesamtaufwand von
23 940 00N Mark. Den Ausgaben steht eine Gesamt¬
einnahme von 12 676 0N0 Mark gegenüber, so daß ein
Zuschuß aus Provinzialmitteln durch Provinzial-
abgabe von insgesamt 11263 400 Mark erforderlich ist.
Die Einnahmen dieses Haushalts setzen sich zusammen
aus eigenen Ginnahmen, aus den Ueberweisungen aus
dem Kraftfahrzeugsteuergcsetz,der Straßendotation ^
einem Drittel der Gesamtdotation — und den Vor¬
ausleistungen nach der Vorausleistungsverordnung
vom November 1923. Ich will aus besonderen Grün¬
den dem Beispiele des Herrn Landeshauptmanns fol¬
gen und darauf verzichten,noch einmal die Gründe zu
erörtern, die den Provinziallllndtag seinerzeit veran-
laßt haben, gegen die Ungerechtigkeitensowohl bei der
Bemessung und Verteilung der Dotationen als auch
bei der Verteilung der Erträge des Kraftfahrzeug¬
steuergesetzes Einspruch zu erheben. Aber eines muß
ich doch aussprechen: Wenn der Osten, wie es der Herr
Landeshauptmann gestern vortrug, den Spieß umdreht
und, wo wir doch in außerordentlicher Weise geschädigt
werden, behauptet, daß die Schädigung auf seiner
Seite liege, dann müssen wir dagegen ganz entschieden
Verwahrung einlegen. Wir möchten den Herrn Lan¬
deshauptmann bitten, aus der Tatsache der Forde¬
rung, die im Osten erhoben wird, zu schließen, daß
auch der Besitz, wie er heute ist, noch durchaus nicht
gesichert ist und daß wir alle Veranlassung haben, auf-
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zupassen, daß wir nicht eines Tages wieder gegenüber
dem Osten im Nachteil sind.

Meine Damen und Herren! Auch bei diesem Etat
ist festzustellen,daß die Aufwendungen für Besoldun¬
gen recht erheblich sind. Sie betragen rund 3 Millionen
Mark. Wenn ich recht gerechnet habe, dann ergibt
sich ein Personalaufwand von rund 472 Mark auf
1 Kilometer. Mir stehen Vergleichszahlen aus der
früheren Zeit nicht zur Verfügung. Immerhin sind
die Kosten recht erheblich.

Die Gesamtausgabe aus dem letzten Kriegsjahr
habe ich aus dem schönen Wert entnommen, das die
Provinz jetzt aus Anlaß der Iahrtausendfeier verlegt,
„Die Entwicklung der Provinzialverwaltung". Dar¬
aus ist zu entnehmen, daß bei einem Straßennetz von
6938 Kilometern Gesamtausgaben von 8 8NNN00 Mark
entstanden sind. Die Steigerung beträgt also etwa das
2.5fache. Sie ist natürlich ganz außerordentlich, und
sie ist leider so, daß keinerlei begründete Hoffnung be¬
steht, daß wir die Aufwendungen für den Straßen-
Haushalt dem Stand der Vorkriegszeit wieder nähern
tonnen.

Meine Damen und Herren! Von ganz besonderer
Wichtigkeitfür alle Straßenhaushalte ist die Art der
Straßendecke. Fehler nach dieser Richtung, die in sehr
vielen Kommunalverwaltungen gemacht worden sind,
haben sich immer bitter gerächt. Nun ist mir bekannt,
daß die Provinzialverwaltung gerade der Straßen¬
decke immer eine besondere Aufmerksamkeit geschenkt
hat. Ich erinnere mich noch der Verhandlungen, die
vor einigen Jahren hier gepflogen wurden, als es sich
darum handelte, eine dem starken Autoverkehr ent¬
sprechendestarte Straßendecke zu finden. Wir haben
uns damals, dem Vorschlage der Verwaltung ent¬
sprechend, entschlossen, das Kleinpflaster zu bevorzugen,
in dem Bewußtsein, daß das Kleinpflaster zwar sehr
teuer, aber schließlichdurch seine lange Haltbarkeit
doch verhältnismäßig noch immer am wirtschaftlichsten
'sl- Ich glaube, daß die Erfahrungen mit dem Klein¬
vflaster auch heute noch gut sind. Ich möchte aber den
Herrn Landeshauptmann bitten, auch einmal einem
neuen Verfahren, das in verschiedenenanderen euro¬
päischen Ländern mit großem Erfolge angewandt wor¬
den ist, seine Aufmerksamkeit zu schenken— viel¬
leicht ist es auch schon geschehen —, dem soge¬
nannten Bitumen-Verfahren. Diese Straßendecke soll
den Vorteil haben, daß sie einmal dem starten Auto¬
verkehr gewachsen ist, zum anderen aber auch erheblich
billiger ist. Es spricht übrigens noch ein anderer
Grund dafür, daß man sich nicht auf eine bestimmte
Straßendecke festlegt, insbesondere dann nicht, wenn
das Material verhältnismäßig knapp ist. Aus dem
Bericht der Provinzialverwaltung, „Die Entwicklung
der Provinzialverwaltung", habe ich entnommen, daß
die gesamten Steinbrüche nicht in der Lage waren, den
Bedarf der Provinz an Kleinpflaster zu decken. Augen¬
blicklich liegen die Dinge vielleicht dadurch etwas gün¬

stiger, daß die Steinbrüche, die die Provinz im eigenen
Betriebe hat, allmählichzu einer immer größeren Pro¬
duktion kommenund in der nächstenZeit Wohl in der
Lage sein werden, eine Tagesleistung von 100 Tonnen
zur Verfügung zu stellen.

Meine Damen und Herren! Im Zusammenhang
hiermit sind auch einige der großen Vorlagen zu er¬
örtern, die Ihnen zugegangen sind, in erster Linie die
Vorlage, die den Bau einer Autostraße von Köln nach
Aachen vorsieht. Ich darf annehmen, daß Sie die ein¬
gehend begründete Vorlage gelesen haben; ich möchte
mich deswegen zur Abkürzung meiner Ausführungen
darauf beziehen. Nur einige wenige Punkte möchte
ich noch besonders hervorheben. Ich werde dadurch
dazu veranlaßt, daß in der „KölnischenZeitung" vom
11. Juni d. I. (Nr. 421) eine Erklärung der Reichs-
bahndireltion Köln veröffentlicht ist, die mit einem
nicht unwichtigen Punkte der Begründung der Vor¬
lage in einem krassen und unvereinbaren Gegensah
steht. (Abgeordneter Krawinlel: Sehr richtig!) Wäh¬
rend die Provinzialverwaltung in ihrer Vorlage aus¬
führt, baß die Vertehrsverhältnisse außerordentlich
ungünstig seien, daß die Eisenbahndirektion Köln nicht
in der Lage gewesen sei, den Verkehr zu bewältigen,
daß sogar in einem Jahre — 1922 — die Bahnhöfe
während einer langen Zeit gesperrt waren, erklärt die
Eisenbahndireltion in dieser amtlichen Aeußerung
genau das Gegenteil. Sie erklärt, es hatte lediglich
eine Sperrung an sechs Tagen stattgefunden. Die Be¬
denken, die damals bestanden hätten, wären längst be¬
hoben, die Bahnen seien absolut leistungsfähig, sie seien
in der Lage, den Verkehr sofort um weitere 1l) Prozent
zu steigern, wenn es gewünschtwürde, noch weit dar¬
über hinaus, ohne erheblichebauliche Umänderungen.

Meine Damen und Herren! Ich erwähne das nur,
um klarzustellen, daß noch gewisse Unklarheiten in
dieser Vorlage sind. Es wird ja auch von der Provin¬
zialverwaltung ausdrücklich erklärt, daß die Vorlage
technisch noch nicht so weit ist, daß wir heute schon
zu bestimmten endgültigen Beschlüssen,die die ganze
Frage regeln sollen, kommen tonnen. Wir tonnen,
glaube ich, den Beschluß,den die Provinzialverwaltung
vorschlägt, aber auch ohne Rückficht auf die Entschei¬
dung dieser Auseinandersetzung zwischen der Auf¬
fassung der Eisenbahndireltion und der Begründung
der Vorlage treffen, denn die Begründung der Pro¬
vinzialverwaltung für die Notwendigkeit des Nuto-
straßenbaues stützt sich nur zu einem geringen Teil auf
die schlechtenVerkehrsverhältnisse. Die Provinzial¬
verwaltung geht vielmehr von der Tatsache aus, daß
das Automobil, besonders das Lastautomobil, ein
außerordentlich bequemes Mittel zum Transport der
Güter für alle Industrien geworden ist und daß, selbst
wenn der Transport etwas teurer ist, ein Ausgleich
dadurch gewonnen wird, daß das mehrmalige Um-
und Abladen wegfällt. Die Industrien haben sich zu
eiuem sehr erheblichen Teil auf das Auto eingestellt.
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Ich kann das aus meiner eigenen Erfahrung im rhei¬
nisch-westfälischen Bezirk sagen, wo auch auf Strecken,
auf denen die Eisenbahn leistungsfähig wäre, irgend¬
eine Konkurrenz zwischen Auto und Eisenbahn gar
nicht mehr in Frage kommt, weil eben das Auto unter
allen Umständen bevorzugt wird. Wenn wir also mit
der Tatsache rechnenmüssen,daß selbst eine starke Ver-
billigung der Frachten auf der Eisenbahn gar nicht die
Bedeutung hätte, nunmehr das Auto von der Land¬
straße zu verscheuchen,dann müssen wir auch dafür
sorgen, daß dieses von der Industrie gewählte Beförde¬
rungsmittel auf einer brauchbaren Straße laufen kann.
Die Voraussetzungen dafür liegen auf der Strecke
Köln—Aachen nach übereinstimmenden Mitteilungen,
insbesondere auch der Landräte und der Vertreter der
Städte, nicht vor. Die Straße hat einen so außer¬
ordentlich starken Verkehr, daß einmal räumlich die
Sache sehr schwierig zu machen ist, dann aber auch die
Abnutzung eine ganz außerordentliche ist. Deswegen
ist es notwendig, rechtzeitig dafür Sorge zu tragen,
daß ein gesteigerter Verkehr, der sicher zu erwarten ist,
auch aufgenommen werden kann. Aus dem Grunde
hält meine Fraktion diese Vorlage für durchaus be¬
gründet.

Es spielen aber auch noch andere Momente eine
große Rolle, die die Annahme der Vorlage auch denen
sympathischerscheinen lassen können, die nicht vor¬
behaltlos auf dem Standpunkt stehen. Das ist die be¬
sondere Lage des Aachener Bezirks, die sich einmal
darin auswirkt, daß dieser Bezirk eine außerordentlich
hohe Erwerbslosenziffer hat und offenbar zunächst
wenig Aussichtenhat, diese Erwerbslosenziffer dauernd
erheblich herunterzudrücken. Eine wesentlicheErleich¬
terung der ganzen Wirtschaftslage wird dadurch ein¬
treten, daß ein Teil der geeigneten Erwerbslosen als
Arbeiter hier beschäftigtwerden kann. Die Frage der
Erwerbslosen spielt überhaupt hier eine große Rolle,
weil ein erheblicherTeil der Mittel im Wege der pro¬
duktiven Erwerbslosenfürsorge aufgebracht werden
soll. Die Provinzialverwaltung hat in Verhandlun¬
gen mit dem Herrn preußischen Wohlfahrtsminister
auch die bestimmte Zusage erhalten, daß jede Förde¬
rung dieser Vorlage zuteil werden soll, daß aber diese
Förderung selbstverständlicherst dann eintreten kann,
wenn auch ein Beschlußdes Trägers des ganzen Unter¬
nehmens, des Provinzialverbandes, vorliegt.

Aber auch aus anderen Gründen würde ich es für
sehr erwünscht halten, wenn diese Vorlage hier zur
Annahme käme. Wir erinnern uns alle noch der Zeiten,
wo Aachen im Mittelpunkt des Interesses stand und
ganz außerordentlich gelitten hat. Die Nachwirkun¬
gen derartiger Erlebnisse lassen sich selbstverständlich
auch ,n wirtschaftlicherBeziehung nicht von heute auf
morgen beseitigen. Es würde ein gewisser Ausgleich
!«!> ^"?. "Unmehr dem Bezirk Aachen diese seine
Wunsche,die wirtschaftlichbegründet sind, erfüllt wer¬den tonnten.

Meine Damen und Herren! Dann wird Sie noch
ein Antrag beschäftigen,der eben vom Herrn Präsi¬
denten verlesen worden ist. Er befaßt sich mit dem
Ausbau des Straßennetzes in den südlichen Teilen der
Provinz, die durch die Grenzänderungen, die Ab¬
schnürung des Saargebietes scharf einschneidendeVer¬
änderungen erfahren haben. Auch da werden erheb¬
liche Mittel verlangt. Nun ist es außer Zweifel, daß
wir den Standpunkt vertreten müssen, daß in erster
Linie das Reich verpflichtet ist, die Gemeinden und die
Gegenden des Reichs schadloszu halten, die unmittel¬
bar unter den Einwirkungen des Versailler Vertrages
leiden. Aber es ist selbstverständlich,daß nicht damit
zu rechnen ist, daß das Reich nun die gesamten Auf¬
wendungen übernehmen wird, wenn nicht die Provinz
hier auch ein erhebliches Interesse zeigt. Deswegen
empfiehlt Ihnen meine Fraktion den Antrag Saaßen
zur eingehenden Berücksichtigungund zur Annahme.
Ich nehme an, daß dieser Antrag namentlich von den¬
jenigen Herren, die über die Verhältnisse durch ihre
Lotaltenntnis besonders unterichtet sind, noch begrün¬
det wird. Ich werde mich deswegen hier kurz fassen.

Meine Damen und Herren! Als Träger des inter-
lolalen Straßenverkehrs ist die Provinz auch stark an
den Autovertehrsgcsellschafteninteressiert. Dieses In¬
teresse hat sich auch bereits dahin ausgewirkt, daß die
Provinz sich an der Rheinischen Verkehrs°A.-G. in
Köln mit 5U0N00Mark beteiligt hat — es ist die be¬
kannte Dachgesellschaft —, dann aber auch an Betriebs¬
gesellschafteneine Beteiligung bis zu 200 000 Mark
vorgesehen hat. Ich bin der Auffassung, daß die Pro¬
vinz auch hier auf dem richtigen Wege ist. Ich möchte
nur den Wunsch äußern, daß die Provinz erwägt, sich
nicht nur an diesen Betriebsgesellschaftenzu beteiligen,
sondern auch an den Betriebsgesellschaften,die im rhei¬
nisch-westfälischen Bezirk gegründet worden sind, natür¬
lich nur soweit sie zur Rheinprovinz gehören.

Ein anderes Projekt, meine Damen und Herren,
das Ihnen durch die Erörterung in der Presse schon
längst bekannt ist, ist das Projett der Schnellbahn von
Dortmund nach Köln. Dieses Projekt hat eine lange
Vorgeschichte. Es hat jahrelanger Bemühungen be¬
durft, bis endlich die Konzessiondazu erteilt worden
ist. Nun hat sich in der allerletzten Zeit eine Stimme
gegen die Ausführung erhoben, und zwar kommt sie
aus dem Kreise der Bergbauinteressenten. Der Berg¬
bau, der bekanntlich mit Bodensenkungen zu rechnen
hat, für deren Folgen er finanziell haftbar ist, hat
selbstverständlichein großes Interesse daran, dafür zu
sorgen, daß dieses Projekt nur in einer Weise aus¬
geführt wird, die den Bergbau nicht noch schwererbe¬
lastet, als es heute schon der Fall ist. Darum ist es
durchaus erklärlich, daß gegen dieses Projekt in den
Kreisen des Bergbaues bei gewissen Strecken erheb¬
liche Bedenken bestehen. Ich glaube aber, sagen zu
können, daß es gelingen wird, diese Bedenken zurück¬
treten zu lassen. Ich bin sogar überzeugt, daß es ge>
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lingen wird, die Bedenken zu beseitigen. Eine Reihe
von Städten des rheinisch-westfälischenBezirks hat
ihre Beteiligung bereits beschlossen.Ein Beschluß der
Stadt Essen ist noch nicht zustande gekommen. Er
wäre möglichgewesen; aber wir legten doch Wert dar¬
auf, einen so wichtigenBeschlußnicht mit einer kleinen
Mehrheit zu fassen, sondern mit einer großen Mehr¬
heit. Wir würden es sehr begrüßen, wenn in dieser
Mehrheit auch diejenigen Kreise vertreten wären, die
bisher der Vorlage noch mit Bedenken gegenüber¬
standen. Jedenfalls glaube ich, sagen zu können, daß
ein solcher Beschluß in fast allen Städten erfolgen
wird. Ich glaube also auch hier die Genehmigung des
Antrages der Provinzialverwaltung unbedenklich
empfehlen zu lönnnen.

Gewundert hat mich eigentlich, daß im Haushalt
die Beteiligung am Flugverkehr noch nicht in die Er¬
scheinunggetreten ist. Es ist ja richtig, baß der Flug¬
verkehr von dem Autoverkehr insofern sich wesentlich
unterscheidet, als er die Grundlage des Straßen¬
verkehrs, die Straße, verläßt. Aber ich möchte doch
annehmen, daß bei einer weiteren Entwicklung des
Flugverkehrs die Landstraße doch noch immer eine nicht
unerhebliche Rolle spielen wird, und zwar als Träger
des Zubringervertehrs. Es ist selbstverständlich,daß,
wenigstens bei dem jetzigen Stande der Technik,nicht
überall in nächster Nähe Flugplätze angelegt werden
können. Deswegen wird man damit rechnen müssen,
daß ein erheblicher Teil der Fahrgäste auf Zubringer¬
straßen angewiesen ist. In vielen Fällen, namentlich
in ländlichen Bezirken, wird diesem Zubringervertehr
natürlich auch die Landstraße, die Provinzialstraße,
dienen müssen. Ich möchte den Herrn Landeshaupt¬
mann bitten, auch dieser Frage sein Interesse zuzu¬
wenden und, wenn er zu der Ueberzeugung kommt,
daß wirkliche Interessen der Provinz in Frage
kommen, auch eine Beteiligung der Provinz in Er¬
wägung zu ziehen.

Richt unerwähnt lassen möchte ich bei diesem Haus¬
halt das Verhältnis der Provinz zum sogenannten
«Siedlungsverband Ruhrkohlenbezirk". Meine Damen
und Herren! Ich weiß, daß der Begriff „Ruhrkohlen-
bezirt" nicht allen unbedingt sympathischist. Aber er
ist eine Tatsache und, soweit ich sehe, wird er auch in der
Zukunft eine Tatsachebleiben. Nun ergibt sich für den
«anzen rheinisch-westfälischenBezirk, soweit er zum
Ruhrlohlenbezirk gehört, also etwa für das ganze Ge¬
biet zwischenRuhr und Lippe, folgender, höchst un¬
erfreulicher Tatbestand. Auf der einen Seite bezahlt
der Bezirk Provinzialabgabe — das haben wir stets
mit Begeisterung getan — (Heiterkeit.), auf der an¬
deren Seite müssen wir aber auch eine ganz erhebliche
Last für den Ruhrsiedlungsverband übernehmen. War¬
um ich die Frage gerade bei diesem Etat erwähne,
ergibt sich daraus, daß sowohl die Rheinprovinz als
auch der Ruhrkohlenbezirk zur Lösung von Verkehrs-
fragen, auch zum Bau von Straßen zuständig sind.

Die Situation der Rheinprovinz ist nun insofern gün¬
stig, als sie Geld hat, und die des Ruhrkohlenbezirks
ist ungünstig, weil er kein Geld hat. Das ist der wesent¬
liche Unterschiedder beiden Organisationen in diesem
Punkte. Nun wird durch die Tatsache,daß der Ruhr¬
lohlenbezirk eine Zuständigkeit hat — übrigens ohne
Geld oft ein Schwert ohne Klinge, die finanzielle Ver¬
pflichtung der Provinz dem Ruhrkohlenbezirk gegen¬
über durchaus nicht aufgehoben. Ich bin verpflichtet,
der Betrübnis Ausdruck zu geben, daß der rheinisch¬
westfälische Bezirk, wo die Vertehrsverhältnisse außer¬
ordentlich schlecht sind, wo die Straßen in einem
geradezu trostlosen Zustande sind, wo uns durchgehende
Straßen in großem Umfange fehlen, daß dieser zwei¬
fellos notleidende Bezirk von der Provinz gar nicht
berücksichtigt worden ist. (Sehr wahr!) Ich hätte es
außerordentlich begrüßt, wenn es möglich gewesen
wäre, in Zusamenarbeit zwischen Provinz und Sieb-
lungsverband gemeinsam eine Lösung zu finden. Ich
meine, eine derartige Zusammenarbeit müßte sich er¬
möglichen lassen. Jedenfalls müßte sich die Provinz
bereit finden, Mittel zur Verfügung zu stellen, um
dem dringenden Bedürfnis im rheinisch-westfälischen
Bezirk Rechnung zu tragen.

Ich sehe davon ab, in diesem Jahre besondere An¬
träge zu stellen, weil der Etat sowieso schon so außer¬
ordentlich belastet ist, daß sich kaum eine Mehrheit für
die Annahme finden würde. Aber ich möchte den Herrn
Landeshauptmann dringend bitten, dieser Frage sein
besonderes Interesse zuzuwenden. Er muß doch selbst das
Interesse haben, daß es keinen Teil der Provinz gibt,
der sich mit Recht stiefmütterlich behandelt fühlt, und
daß wir das tun, das kann ich Ihnen hier feierlich ver¬
sichern. Ich hoffe also, daß es möglich sein wird, für
den nächsten Haushalt eine Vorlage für den rheinisch¬
westfälischen Bezirk hier einzubringen, die unter'dem
Motto „Wiedergutmachung" steht.

Meine Damen und Herren! Ich wende mich nun¬
mehr dem Haushalt der Fürsorgeerziehung zu. Bei
diesem Haushalt stellen wir die grundsätzlicheForde¬
rung, daß möglichst alle geeigneten Fürsorgezüglinge
in Familienpflege untergebracht werden, und zwar in
Familien, die ihrer Konfessiongleich find. Diese For¬
derung erheben wir, soweit nicht besondere Gründe
dafür sprechen, daß Anstaltserziehung, sei es Erziehung
in einer Provinzialanstalt oder in einer Privatanstalt,
erforderlich ist. Ich bin mir selbstverständlichklar dar¬
über, daß das Ideal, die reine Familienerziehung, in
der Praxis niemals durchführbar sein wird. Es schei¬
tert einmal daran, daß die Zöglinge oft so schwer
erziehbar sind, daß sie mit den normalen Erziehungs¬
mitteln, wie sie in einer Familie möglich find, nicht
erzogen werden können, sondern einer besonders vor¬
sichtigen,oft mühsamen Behandlung durch erfahrene,
selbstlose, hingebende Pädagogen bedürfen. Diese Zög¬
linge wird es stets geben, und für sie können wir der
Anstalten nicht entraten. Deswegen gilt unsere For-
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derung auch nur für diejenigen Zöglinge, die an sich
in Familienpflege untergebracht werden können. Leider
find wir von dem Ideal nach der Richtung noch sehr
weit entfernt. Das sehen Sie schon, wenn Sie die
Ausgaben vergleichen. Einer Ausgabe für Anstalts¬
pflege von 6,1 Millionen Mark stehen Ausgaben für
Familienpflege von nur 212 000 Mark gegenüber, und
von den 12 325 Zöglingen sind nur 775 — das ist etwas
mehr als 6 Prozent — in der Familienpflege unter¬
gebracht. Hier bleibt also noch viel zu tun. Wir er¬
kennen an, daß auf dem Gebiete schon viel getan ist. Es
ist auch dankbar zu begrüßen, daß sich besondere Ver¬
eine gebildet haben, die gerade das Ziel der Familien -
Pflege sich gesteckt haben, die Anwerbung von Familien,
die Propaganda dafür usw. Aber der Erfolg ist doch
noch nicht so, wie wir es eigentlich wünschen müßten.
Deswegen möchte ich dem Herrn Landeshauptmann die
Anregung geben, doch noch einmal zu prüfen, ob die
Entschädigung, die durch das Pflegegeld gewährt wird,
wirtlich so bemessen ist, daß sie auch einen hinreichen¬
den Anreiz darstellt. Ich will leinen Antrag nach der
Richtung stellen. Ich bitte, nur einmal nachzuprüfen,
ob sich das Pflegegeld in der nötigen Höhe hält. Wenn
es der Fall ist, ist an der Sache Wohl nichts zu machen.
Reicht es aber nicht aus, dann würde ich doch bitten,
zu prüfen, wie eine Erhöhung eintreten kann. Auch
dann noch — das muß man anerkennen —, wenn eine
ausreichende Vergütung durch das Pflegegeld gezahlt
wird, übernimmt die Familie, die sich der Erziehung
eines fremden Kindes widmet, noch ein sehr großes
Opfer, das wir nicht dankbar genug anerkennen können.
Ich möchte auch den Pflegefamilien, die im Sinne der
Fürsorge und im Sinne der Provinzialverwaltung
arbeiten, unseren Dank aussprechen. (Bravo!) Ich
möchte wünschen, daß sich viele Familien fänden, die
bereit sind, im Interesse unseres Volkes aus Nächsten¬
liebe dieses Opfer zu bringen.

Meine Damen und Herren! Die Frage, ob Fa-
milienpflege oder Privatpflege oder Pflege in einer
Provinzilllanstalt in Frage kommt, hat eine große
finanzielle Bedeutung, die Ihnen sofort in die Augen
springt, wenn ich Ihnen die Zahlen nenne, die als
reine Pflegekosten in einer Privatanstalt und einer
Provinzmlanstalt entstehen. In einer Privatanstalt
beträgt der Pflegesah 2,15 Mark gegen 5,03 Mark in
emer Provinzialanstalt. Nun gebe ich zu, daß man
beide Zahlen nicht unmittelbar vergleichen kann, denn
die Provinzialanstlllten verfügen selbstverständlichin
vielen Fallen über Einrichtungen, auf die eine Privat-
""'/,?" an sich verzichten kann; diese Einrichtungen sind
natürlich ,m Betriebe verhältnismäßig teuer. Aber
selbst, wenn man das berücksichtigt,bleibt noch ein
außerordentlicher Unterschiedzwischen den Kosten der
beiderlei Anstalten. Die Verwaltung ist deswegen
nach der Auffassungmeiner Fraktion auf dem richtigen
Wege, wenn sie den Standpunkt vertritt, daß in erster
Linie, wenn eine Vermehrung der Plätze in Anstalten

notwendig wird, geprüft werden soll, ob die Zahl der
Plätze nicht durch Privatanstalten gewonnen werden
tonnen. Da die Privatanstalten meistens keine Mittel
haben, so ist es durchaus richtig, wenn erwogen wird,
diese Mittel den Privatanstalten gegen eine mäßige
Verzinsung zur Verfügung zu stellen. Genau dasselbe,
was hier gilt, gilt auch für die Heil- und Pflege¬
anstalten, auf die ich nachher noch zu sprechenkommen
werde.

Meine Damen und Herren! Ich möchte diesen
Haushalt nicht verlassen, ohne der Frauen und
Männer zu gedenken, die insbesondere in der katho¬
lischen Charitas und in der evangelischen Inneren
Mission sich der opfervollen Arbeit an der gefährdeten
Jugend unterziehen und darin ihr Lebensziel gefunden
haben. Ihre Verdienste und ihre Bedeutung für die
Provinz und unser ganzes Volk hat — ich kann sagen
— mit wirtlich warmem Herzen Herr Landesrat Vossen
in dem neuen Wert über die rheinische Provinzial¬
verwaltung beschrieben. Ich begrüße außerordentlich,
daß die freie Liebestätigkeit einen so warmherzigen
Vertreter gefunden hat und daß die Verdienste der
freien Liebestätigkeit nun einmal wirklichplastisch fest¬
gelegt worden sind. (Bravo!) Wir möchtenallen den
Frauen und Männern unsern herzlichstenDank und
unsere ganz besondere Wertschätzungaussprechen (Er¬
neutes Bravo!), darüber hinaus aber sie auch unseres
tatkräftigen Schuhes versichern, wenn er einmal not¬
wendig sein sollte. (Zustimmung im Zentrum.) Wenn
ich hier die Arbeit der freien Liebestätigkeit hervor¬
hebe, so soll das nicht etwa ein Gegensah zu denjenigen
sein, die in der Berufsarbeit stehen. Auch da wollen
wir gern anerkennen, daß wir hervorragende Kräfte
bei der Provinzialverwaltung haben. Auch diese her¬
vorragenden Kräfte sind unseres besonderen Dankes,
den ich hiermit aussprechen möchte, gewiß. (Bravo!)

Meine Damen und Herren! Beim Landesjugend¬
amt sind die Dinge noch sehr im Fluß. Der Haushalt
wird ergänzt um 100 000 Mark und 30 000 Mark aus
dem Haushalt „Verschiedenes". Es ist dort der Ausbau
des Iugendherbergsnehes und der Burg Stahles vor¬
gesehen. Wir sind grundsätzlich der Auffassung, daß
dieses Arbeitsgebiet auch zur Zuständigkeit des Ju¬
gendamtes gehört. Wir würden es allerdings für er¬
wünscht halten, daß das Jugendamt sich auch mit den
Bezirksregierungen und den Lokalbehörden gerade in
diefem Punkte immer in engster Zusammenarbeit be¬
findet.

Von der SozialdemokratischenPartei ist der Antrag
gestellt worden, Mittel für die Kinderspeisung zur
Verfügung zu stellen. Dieser Antrag ist uns sehr sym¬
pathisch. In dem Augenblick, als er zu unserer Kennt¬
nis kam, war derselbe Antrag von uns in Aussicht ge¬
nommen. Wir haben aber darauf verzichtet, einen
selbständigen Antrag einzubringen, wir empfehlen
Ihnen vielmehr dringend diesen Antrag zur Annahme.
Ich glaube, daß gerade jetzt auf dem Gebiete der Kin-
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derspeisung noch außerordentlich viel getan werden
muß. Ich würde es besonders begrüßen, wenn auch
das Landesjugendamt sich der Frage der Kinderspeisung
einmal annähme. Die Kinderspeisung ist ein Problem,
das eine ganze Reihe von Schwierigkeiten hat. Dieses
Problem zur Lösung zu bringen, würde eine wichtige
und dankenswerte Aufgabe des Landesjugendamtes
sein.

Meine Damen uud Herren! Was die Anstalts¬
fürsorge angeht, so ist mit Bedauern festzustellen,daß
die Spezialkosten, die die Provinz von den beteiligten
Gemeinden erhebt, die Gemeinden außerordentlich stark
belasten. Die Spezialtosten sind z. B. in der Krüppcl-
fürsorge vom 1. Januar 1924 bis 1. April 1925 bis rund
2 Mark täglich gestiegen. Das ist eine ganz außer¬
ordentliche Steigerung, die die Gemeinden start be¬
lastet. Die Pflegetosten in der Provinz betragen heute
ohne Verzinsung und Amortisation rund 4,05 Marl,
in Privatanstalten nur 2,15 Mark. Auch hier müssen
wir fragen: Worin liegt der außerordentliche Unter¬
schied begründet? Ich wäre dem Herrn Landeshaupt¬
mann dankbar, wenn er uns die Gründe, die zu einer
so außerordentlichen Verteuerung des Anstalts¬
betriebes führen, einmal darlegen wollte. Ich weiß
nicht, ob es mit den Personalkosten oder der Arbeits¬
zeit zusammenhängt. Aber ich glaube, es wäre not¬
wendig, daß diese Frage einmal erörtert würde. Ins¬
besonderewürde ich auch Gewicht darauf legen, einmal
zu erfahren, in welchemVerhältnis zahlenmäßig das
Pflegepersonal zu der Zahl der Kranken steht. Die
Sache ist übrigens besonders akut, weil m. W. gerade
über die Frage der Arbeitszeit des Pflegepersonals in
Merlin zentrale Verhandlungen zwischen den Organi-
Mtionen der Pfleger und den Organisationen der
Krankenanstalten geführt werden.

Meine Damen und Herren! Auf dem Gebiet der
Krüppelfürsorge begrüßen wir ganz außerordentlich
den Verschlag der Provinz, aus Anlaß der Iahr-
tausendfeier einen Betrag von 8U0N00Mark als erste
^ate zur Verfügung zu stellen, um einen weiteren
Ausbau der Anstalt Süchteln vorzunehmen. Wir sind
der Auffassung, daß die Provinz damit ein soziales
Wert von außerordentlicher Bedeutung in Angriff
nimmt. Sie darf versichertsein, daß sie unsere vollste
Zustimmung dabei findet.

Zum Hanshalt der Kriegsbeschädigten-und Hinter¬
bliebenenfürsorge ist nichts Besonderes zu bemerken.
Es ist nur festzustellen,daß die Tätigkeit der Provinz
auf diesem Gebiete durch die Maßnahme der Gesetz¬
gebung wesentlich eingeschränkt worden ist.

Beim Etat für Landwirtschaft möchte ich der Rot¬
lage der Winzer gedenken. Es ist Ihnen ja bekannt,
daß die Winzer dadurch in eine große Notlage geraten
sind, daß der spanische Handelsvertrag abgeschlossen
worden ist. Ich will auf die Dinge im einzelnen nicht
eingehen, weil ein Fraktionsgenosse einen besonderen
Antrag nach dieser Richtung vorgelegt hat und diesen

Antrag auch eingehend begründen wird. Jedenfalls
müssen wir aber feststellen, daß mit einer Kreditaktion
allein der Sache nicht beizukommenist, weil das Uebel
erheblichtiefer liegt.

Dann möchte ich noch darauf aufmerksam machen,
daß seit der Hageltatastrophe im vorigen Jahre eine
außerordentlich wichtigeNeuerung insofern eingeführt
worden ist, als die Provinz die Hagelversicheruugüber¬
nommen hat. Daraus ergibt sich zwangsläufig die
Konsequenz,daß in Zukunft niemand, der in der Lage
war, eine Hagelversicherungzu nehmen, noch berechtigt
ist, Ansprüche an die Provinz zu stellen. Also hier
muß jedermann sich selbst helfen, und er kann es, nach¬
dem die Provinz die Möglichkeit dazu geboten hat.

Dann möchte ich noch den Herrn Landeshauptmann
bitten, für die Wasserleitungsanlagen möglichst bald
Beträge zur Verfügung zu stellen. Es wird mit Dank
anerkannt, daß erheblicheMittel zu diesem Zwecke be¬
reitgestellt worden sind. Es ist aber auch festzustellen,
daß über 89 Anträge vorliegen und daß diese 80 An¬
träge dringend der Erledigung harren.

Wir begrüßen es, daß der Haushalt „Kunst uud
Wissenschaft", wenn er auch nicht alle Wünschebefrie¬
digt, so doch immerhin soweit geht, daß irgendwelche
Schädigungen nicht eintreten werden.

Zum Kapitel Landesbank mächte ich nur sagen, daß
ich den Gewinn vermisse. Ich wäre dankbar, wenn der
Herr Landeshauptmann in der Lage wäre, nach dieser
Richtung eine freundliche Erklärung abzugeben.

Ueber den Haushalt: Landesbank und Berufs-
geuossenschllft, Provinzial-Feuervevsicherungsanstalt, ist
nichts Besonderes zu sagen, weil sich ausschließlich Ver-
waltungskusten darin wiederfinden, über deren Höhe
nicht gesprochenwerden kann, wenn man die ganzen
Verhältnisse im übrigen nicht sieht.

Meine Damen und Herren! Ich muß dann Noch
auf eine Ausgabe kommen, die die Provinz aus Anlaß
der Iahrtausendfeier gemacht hat. Zunächst hat die
Provinz in dankenswerter Weise zwei Werte heraus¬
gegeben, die für jeden Abgeordneten außerordentlich
willkommensein müssen.Das eine Wert, die Geschichte
der rheinischen Provinzialverwaltung, ist eine wahre
Fundgrube von allerwichtigstenMitteilungen aus der
Provinzialverwaltung, die man in dieser Zusammen¬
stellung und in dieser ÜbersichtlichkeitWohl nirgend¬
wo findet. Es ist besonders dankenswert, daß in Aus¬
sicht genommen ist, jedem Abgeordneten dieses Wert
zur Verfügung zu stellen. Wir haben es auch außer¬
ordentlich begrüßt, daß das andere Wert „Tausend
Jahre Rheinland" erschienen ist. Auch dieses Wert
wird zweifellos dazu beitragen, die Liebe zur Heimat
zu fördern und zu stützen. Wir sind bereit, die erfor¬
derlichen Mittel zu bewilligen.

Die Provinz hat aber darüber hinaus auch noch
Mittel aufgewendet, um Iahrtausendfeiern in der
Nheinprovinz zu unterstützen. Sie hat diese Mittel
allerdings in erster Linie dazu bestimmt, um Aus-
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stellungen, die über einen lokalen Charakter hinaus¬
gehen, zu fördern. Wir stehen auf dem Standpunkt,
daß diese Bereitstellung von Mitteln grundsätzlich zu
billigen ist. Ich kann allerdings nicht an der Tatsache
Vorbeigehen, daß jetzt nachträglich sich Stimmen
melden, die behaupten, sie hätten auch etwas bekommen
müssen, sie hätten aber nichts bekommen. Ich weiß
nicht, wie die Verteilung im einzelnen vorgenommen
worden ist. Meines Wissens ist ein Verteilungsausschuß
eingesetztworden, und dieser Verteilungsausschuß hat
— davon bin ich überzeugt — ex »e^uo et dono ent¬
schieden. Es wird zweckmäßig sein, daß die Frage der
Verteilung, für die die Genehmigung des Provinzial-
landtags vorbehalten ist, die sich aber für das Plenum
wenig eignet, noch einmal im Ausschuß erörtert wird.
Wir beantragen daher die Ueberweisung an den Aus¬
schuß.

Meine Damen und Herren! Ich komme jetzt zur
Deckungsfrage. Die Verwaltung berechnet einen durch
Provinzialumlage zu deckendenFinanzbedarf von
rund 1U,5 Millionen. Ich halte diese Schätzung des
Herrn Landeshauptmanns in dem Bericht für allzu
optimistisch. Er hat im übrigen schon gestern erklärt,
daß sie nach den letzten Mitteilungen, die der Provinz
zugegangen sind, nicht mehr in dem Umfange von der
Provinz aufrechterhalten wird. Es ist nämlich mit
einiger Sicherheit damit zu rechnen, daß dieser Betrag
nicht ausreichen wird, sondern daß wir heute im Haus¬
halt schon einen Fehlbetrag von schätzungsweise
2 Millionen haben. Damit muß gerechnet werden.

Es ist nun die Frage: Wie soll man sich dazu stellen?
Es gibt drei Möglichkeiten: Die Möglichkeitder sofor¬
tigen Erhöhung der Umlage; die Möglichkeit, einen
Nachtragshaushalt in Aussicht zu nehmen; die Mög¬
lichkeit, den Fehlbetrag durch Abstrichean irgendeiner
Stelle zu decken, oder die Möglichkeit — und das ist
die letzte Hoffnung, die ich habe —, daß der Herr Lan¬
deshauptmann eine Erklärung über eine Deckungs¬
möglichkeitaus Ueberfchüssender Landesbanl abgibt.
Wir müssenuns unsere Stellungnahme noch vorbehal¬
ten. Wenn es möglich sein sollte, aus dem Gewinn
der Landesbanl einen solchen Betrag vorzusehen, daß
diese 2 Millionen Fehlbetrag gedeckt würden, so würde
ich das für außerordentlich erwünscht halten. Denn
eine Erhöhung der Provinzialumlage zur Deckung
dieser 2 Millionen ist für die Städte eine so außer¬
ordentlichschwere neue Belastung, daß ich sehr ungern
dazu raten möchte. Ich hoffe einstweilen noch, daß der
Verr Landeshauptmann die Besorgnisse zerstreuenkann.

r^«"" "°Ü b'e Frage: Wie soll die Umlage be-
Mossen werden? Es gibt d» zwei Wege: Entweder
fester Betrag oder Prozentsätze nach geschätztem Ergeb-
!^' .^5. ' ^""^ ich, juristisch,aber auch wirtschaft¬
lich, richtiger und im Interesse der absoluten Sicher¬
heit der Einnahmen, wenn ein fester Betrag zugrunde
gelegt wird. Ich möchte deswegen vorschlagen, eine

feste Umlage von 10,5 Millionen zu beschließen. Wenn
der Beschluß so gefaßt wird, weiß der Herr Landes¬
hauptmann, daß ihm in der Tat 10,5 Millionen zur
Verfügung gestellt werben.

Meine Damen und Herren! Ich bin damit am
Schlüsse meiner Ausführungen angelangt. Der Ge¬
samteindruck des Haushalts ist der, daß er die Ver¬
waltung in die Lage setzen wird, ihre Aufgaben auf
allen Gebieten zu erfüllen, selbstverständlichunter Zu¬
rückstellungzahlreicher berechtigter Wünsche.

Es ist der letzte Haushalt, den der Herr Landes¬
hauptmann dem Provinziallandtag in seiner heutigen
Zusammensetzung vorlegen wird, da die Wahlperiode
des Landtages bekanntlichzum 1. November ihr Ende
erreichen wird. Ich würde mich einer großen Unter¬
lassung schuldigmachen, wenn ich nicht bei dieser Ge¬
legenheit der Zusammenarbeit des Provinziallandtages
mit dem Herrn Landeshauptmann gedächte. Ich darf
namens meiner Fraktion dem Herrn Landeshaupt¬
mann die Versicherunggeben, daß wir seiner Arbeit in
den schweren letzten vier Jahren die allerherzlichsteAn¬
erkennung zollen (Bravo!) und daß wir ihm für die
vorbildlicheFührung der Verwaltung zu außerordent¬
lichem Danke verpflichtet sind. (Beifall.)

Wenn ich mit diesem Danke an seine Person auch
den Dank an den treuen Stab seiner Mitarbeiter und
Beamten verbinde, so bin ich überzeugt, daß ich damit
durchaus seine Zustimmung finde.

Nun noch ein Wort zu den Iahrtausendfeiern. Es
ist an der angeblich allzu großen Zahl von Veran¬
staltungen aus Anlaß der Iahrtausendfeier viel Kritik
geübt worden. Diese Kritik könnte in gewissemUm¬
fange als berechtigt erscheinen,soweit es sich um opu¬
lente Festlichkeitenhandelt. Aber, meine Damen und
Herren, diese Fälle sind doch sehr selten und manchmal
noch in ganz besonderen Verhältnissen begründet. Die
Kritik übersieht auch, daß die Zahl der Veranstaltun¬
gen nicht dadurch so groß ist, daß nun in ein und der¬
selben Stadt eine Fülle von Veranstaltungen ist, son¬
dern daß der Eindruck der Fülle vielmehr dadurch
erweckt wird, daß nun überall in jeder Stadt und in
jedem Dorf eine derartige Kundgebung stattfindet.
Diese Tatsacheverdient aber nicht herbe Kritik, sondern
man muß sich auf den gegenteiligen Standpunkt
stellen: Wenn feststeht, daß diese Feiern aus einem
Gefühl überschäumender Begeisterung und Vater¬
landsliebe herauskommen, dann sollten wir nicht klein¬
lich sein und jede Feier kleinlich messen wollen. Gerade
die Fülle der Kundgebungen in Stadt und Land, in
Nord und Süd und in Ost und West hat ja den schla¬
genden Beweis erbracht, daß es sich hier nicht um eine
künstlichangefachte Bewegung handelt, sondern ledig¬
lich um den elementaren Ausdruck dessen, was in der
Seele der rheinischen Menschen lebt. So sehen wir,
daß alle Kundgebungen, so verschiedensie auch sein
mögen, nach Inhalt, Form und dem Temperament des
Veranstalters, doch zusammengeschlossensind durch
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einen volltönenden Grundakkord. Was uns da ent¬
gegenklingt, ist ein so überwältigendes Bekenntnis der
Liebe zur angestammten Heimat und der Ehrfurcht
vor der Größe unseres Volkes in vergangenen Zeiten,
daß wir das nur mit Freuden begrüßen können.
(Bravo!) Darüber hinaus haben nach meiner Ueber¬
zeugung diese Kundgebungen aber auch noch eine ge¬
radezu weltgeschichtliche Bedeutung: Wuchtiger als
durch eine Abstimmung es jemals möglich gewesen
wäre, ist die Frage für jeden, der hören will, beant¬
wortet worden: Wie steht das Rheinland? Die Wahrheit
ist jetzt festgestellt Worden gleich wie ein Iic,ci,ei-,He drc>nce.
Die ganze Welt ist Zeuge geworden für die Wahrheit
und das aus ihr fließende Recht auf ungestörte, unge¬
hemmte Zusammengehörigkeit mit dem Deutschen Reich.
KeinPolitiker und lein Geschichtsschreiber darf es in Zu¬
kunft mehr wagen, diese Wahrheit umzufälschen,ohne
daß er der Lüge geziehen wird.

Wenn in der nächsten Woche auch die Provinzial-
verwaltung uns aufruft zur festlichenBegehung der
tausendjährigen Zusammengehörigkeit mit dem Reich,
die sie durch die Herausgabe der beiden Werke und die
Vorlage über eine wahrhaft soziale Tat, den Ausbau
der orthopädischenProvinzial-Kinderheilanstalt Süch-
teln, so glücklicheingeleitet hat, dann wollen wir diesem
Rufe folgen in der Gesinnung, wie sie das ganze Land
uns gezeigt hat: In Ehrfurcht vor der Vergangenheit,
in der Hoffnung auf eine glückliche Zukunft im Rah¬
men des Reiches und im Bewußtsein unseres unver¬
äußerlichen Rechts! Dann wird die Iahrtausendfeier
ein Markstein und — so hoffen wir — auch ein Wende¬
punkt in unserem Kampfe für Wahrheit, Freiheit und
Recht! (Lebhafter Beifall.)

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Dr. Kaiser.

Abgeordneter Dr. Kaiser: Meine Damen und
Herren! Zunächst einige allgemeine Bemerkungen.

Wenn der Herr Landeshauptmann in seinen gestri¬
gen Ausführungen entschuldigend die Gründe vorge¬
bracht hat, warum auch der diesjährige Haushaltsplan
verspätet zur Vorlage gelangt, so wollen wir mit ihm
über die Richtigkeit dieser Gründe nicht rechten, an¬
gesichts seines Versprechens,daß er den nächsten Haus¬
haltsplan rechtzeitig, spätestens im März des nächsten
Jahres, jedenfalls vor dem Zusammentreten des neuen
Provinziallandtages, vorlegen wird. Aber mit dieser
Absicht und diesem Versprechen steht der am Schluß
des Vorberichts unter I gestellte Antrag, daß der Lan¬
deshauptmann ermächtigt werden soll, nötigenfalls
auch über den 1. April 1926 hinaus bis zur Genehmi¬
gung des Haushaltsplans für 1926 die Geschäftenach
diesem Haushaltsplan, den wir jetzt genehmigen, wei-
terzuführen, nicht in Einklang. (Abgeordneter Kra-
winlel: Sehr richtig!) Meine Freunde beantragen
deshalb die Streichung dieses Satzes. Ich meine, der
Herr Landeshauptmann müßte uns dankbar sein, wenn
wir durch Streichung dieses Satzes seinen zweifellos

jetzt vorhandenen festen Willen, uns den Haushaltsplan
im nächstenJahre rechtzeitig vorzulegen, noch weiter
festigen und ihm nicht hier eine Brücke schaffen, auf der
er, wenn er nicht anders kann, diesem Versprechendoch
entgehen könnte. (Abg. Krawinlel: Bravo!)

Meine Damen und Herren! Ueber II des Vor¬
berichts, der von der Erhebung und Verteilung der
Provinzialumlagen handelt, von denen der Herr Vor¬
redner eben gesprochen hat, möchte ich einstweilen hier
nicht sprechen und dies den Beratungen im zuständigen
Ausschuß überlassen.

Dagegen möchten wir zu dem Antrage zu III, der
einen ungedecktverbleibenden Betrag von 2,8 Milli¬
onen vorschußweise aus der Landesbank entnehmen
will, wiederholt darauf hinweisen, daß in Gemeinde,
Provinz und Staat alles von Ueberweisungen ab¬
hängt, deren Höhe absolut nicht feststeht. (Sehr wahr!
rechts.) Das ruiniert jede Finanzgebarung der öffent¬
lichen Verbände, das hindert jedes Sparen, dadurch
werden Ausgaben bewilligt, die man durch Ginnahmen
zu decken hofft, die man nachher nicht bekommt.(Sehr
wahr! rechts.) Wir müssen endlich wieder zu einer
Aenderung der Steuergesetzgebung im alten Miguel»
schen Sinne kommen. (Bravo! rechts.)

Sodann wünschen meine Freunde baldigst wieder
eine Uebersichtüber das Vermögen der Provinz, wie
sie früher üblich war. Wir wissen gut, daß das Ver¬
mögen der Provinz zum größten Teil in Anstalten
investiert ist und leine sichtbarenEinnahmen hat. Ein
Teil unseres Vermögens, z. B. die Effekten und son¬
stigen Beteiligungen — ich verweise auf Drucksache 17,
die uns zur Genehmigung vorliegt —, bringt aber vor¬
aussichtlichEinnahmen. Wenn auch diese Einnahmen
in diesem Jahr noch nicht sich erschließen sollten, so
würden wir es doch für richtig halten, wenn unter
allen Umständen ein Posten bei der Hauptverwaltung
für diese Einnahmen festgesetztwird. Ergeben sich
keine Einnahmen in einem Jahre, dann muß da ein
Strich eingesetzt werden. Aber der Posten ist notwen¬
dig, schon damit diese Einnahmen nicht vergessen
werden.

Sodann, meine Damen und Herren, möchte ich
namens meiner Freunde doch noch etwas zu den gestri¬
gen Ausführungen des Herrn Landeshauptmanns über
die Inflation sagen, wozu ja auch der Herr Vorredner
Stellung genommen hat.

Der Herr Landeshauptmann hat gesagt, die Er¬
höhung der Löhne führe zwar zu Teuerungen, aber
nicht zur Inflation. Inflation werde nur durch ver¬
mehrte Arbeit der Notenpresseherbeigeführt, und leine
Reichsregierung werde es, nach dem, was vorgetom-
men ist, wagen, wieder die Notenpresse in dem Sinne
in Bewegung zu sehen, wie wir es hatten. All diese
Sähe, die der Herr Landeshauptmann hier aus¬
gesprochenhat, sind richtig; es sei ferne von mir, daß
ich sie bekämpfe. Aber durch einen Satz muß man diese
Ausführungen doch ergänzen: Die Teuerung

3
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kann so werden, daß schließlich die Re¬
gierung gezwungen werden kann, ohne
daß sie es will, mehr Noten auszugeben,
als sie verantworten kann. Das soll kein
Unkenruf sein, aber die Gefahr ist da, und die Gefahr
muß man erkennen; es ist unsere Pflicht, darauf auf¬
merksamzu machen. Wir dürfen hier nicht die Augen
schließen. Ich sage: äi«ctte monitü (Sehr richtig!
rechts.)

Nun, meine Damen und Herren, zu einigen Einzel¬
heiten. Es ist kein Zufall, wenn ich mit dem Jugend¬
amt beginne. Die Tätigkeit des Jugendamtes ist zu
kurz, um daran irgendwelcheKritik nach irgendeiner
Richtung üben zu tonnen. Aber ich will nicht ver¬
hehlen, daß unter meinen Freunden beachtliche
Stimmen sind, die darauf hinweisen, daß das Landes¬
jugendamt, wenn es seine Aufgabe »icht richtig erfaßt,
den Wert der Jugendämter unter Umständen mehr ver¬
ringern als fördern kann. Sache des Landesjugendamtes
wird und muß es sein, durch seine Tätigkeit diese Be¬
denken zu zerstreuen. Es wird in engem Zusammen¬
hang mit dem Landtage selbst und seinem zuständigen
Ausschuß arbeiten müssen.Wir sind der Meinung, daß
die nicht unschwierige Zusammensetzung des Landes¬
jugendamtes gelungen ist und hierdurch ein gedeih¬
liches Zusammenarbeiten in der von uns gewünschten
Weise Wohl gewährleistet ist oder erhofft werden kann.
Wenn bei dieser Zusammensetzungnicht alle Wünsche
berücksichtigtwerden tonnten, so mögen alle Nicht-
berücksichtigten bedenken, daß die Berücksichtigungaller
Wünsche uns ein Jugendamt geschaffen hätte, das durch
seine große Zahl in seiner Arbeitsfähigkeit ganz er¬
heblich behindert worden wäre. (Abgeordneter Kra-
winkel: Sehr wahr!) Einen Satz möchte ich aber noch
aussprechen: Die Gefährdetenfürsorge darf vom Ju¬
gendamt nicht so sehr in den Vordergrund geschoben
werden, wie die Jugendpflege. Vorsorge wird in
vielen, vielen Fällen uns die Fürsorge ersparen.
(Bravo! rechts.)

Was die Verteilung der Mittel beim Landesjugend¬
amt und sonstigen Provinzialeinrichtungen anlangt,
so erkennen wir gerne an, daß auf allen Gebieten der
Herr Landeshauptmann um eine gerechte Verteilung
bemüht ist und daß ihm auch die Lösung dieser Auf¬
gabe durchweg gelungen ist. Meine Freunde können
sich überhaupt dem Danke des Vorredners an den
Herrn Landeshauptmann und seine treuen Mitarbei¬
te in allen Punkten nur nachdrücklichanschließen.
(Beifall.)

Dem erhöhten Aufwand von Mitteln zum Ausbau
der Kmderheilanstalt Süchteln stimmen wir gern zu,
weil wir nnt diesem Liebeswerk die Iahrtausendfeier
wurdlg verewigen. Aber meine Freunde möchtendoch
mcht unterlassen, auf die schwere finanzielle Belastung,
die hieraus entsteht, nicht ohne Sorge hinzuweisen.

Auch der Herausgabe der neuen Zeitschrift „Die
Wohlfahrtspflege in der Rheinprovinz" stimmen wir

zu. Wir sind der Meinung, daß die hierfür auf¬
gewandten Kosten sich gut lohnen werden.

Zur Beteiligung des Provinzialverbandes an meh¬
reren großen Landeskulturprojekten im Regierungs¬
bezirk Düsseldorf möchten wir folgendes sagen:

Wir stimmen den Anträgen zu, weil wir wissen, daß
auch die Beteiligten bis an die Grenze der Möglich¬
keit mit herangezogen worden sind. Aber wir müssen
anderseits doch darauf hinweisen, daß auch in anderen
Punkten der Rheinprovinz, insbesondere in der süd¬
lichen Rheinprovinz, in der Eifel, im Westerwald,
im Hunsrück und auch noch anderswo noch große Auf¬
gaben zu lösen sind und daß die Provinzialverwaltung
gut daran tun wird, für die Folge eine gewisse Relation
für die verschiedenen Teile der Rheinprovinz hier her¬
zustellen und sie möglichstzu beachten.

Zu dem Antrage auf Drucksache 12, betreffend nach¬
trägliche Genehmigung einer am 15. Dezember 1924
von dem Provinzialausschuß zwecks Aufhebung der
Entschädigung im Falle der sog. Dürener Rinder¬
krankheit beschlossenenAenderung der Niehseuchen-
Entschädigungssatzung, der wir zustimmen, stellen wir
den weiteren Antrag, wie er bereits kundgegebenist:

„Der Provinziallandtag wolle den Provinzial¬
ausschuß ermächtigen, eine Aenderung der „Vieh-
seuchenentschädigungssahungfür die Rheinprovinz"
dahin vorzunehmen, daß auch die sog. Folgelranl-
heiten, besonders bei Maul- und Klauenseuche, in
die Entschädigung einbezogen werden."
Wie wir unterrichtet sind, sind alle Sachverständigen

darüber einig, daß diese Aenderung der Sahung un¬
bedingt im Interesse der Sache notwendig ist.

Dem Antrage auf Schaffung eines Betriebsfonds
stimmen wir ebenfalls zu, weil wir diesen Betriebs¬
fonds für unbedingt nötig halten.

Bei der Drucksache Nummer 14: „Errichtung eines
Provinzialinstituts für Arbeits- und Berufsforschung",
halten wir den Namen für verfehlt und irreführend
und die Denkschrift für lückenhaft. Aus ihr ist nicht
zu ersehen, worum es sich in Wirklichkeithandelt. Nach
den uns gewordenen Darlegungen sachverständiger
Mitglieder unserer Fraktion handelt es sich hier nicht
um irgendeine Forschung. Wenn das der Fall wäre,
würden wir ein Belassen bei der Universität Bonn für
richtig halten. Es handelt sich vielmehr um eine Fest -
stellung der Eignung für Arbeit und
Beruf. Wir wünschen eine bessere Darlegung der
Sache im zuständigen Ausschuß,zweckmäßig wohl unter
Zuziehung eines geeigneten Sachverständigen. Der
Ausschuß wird dann wohl auch, wie wir hoffen, einen
zutreffenderen, richtigeren und weniger irreführenden
Namen für diese Einrichtung finden als den vor¬
gesehenen.

Der Einrichtung einer wirtschaftlichen und einer
Bauberatungsstelle für private Wohlfahrts¬
anstalten stimmen wir gerne zu. Es sind aber Klagen
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laut geworden, daß von der Provinz diesen Anstalten
durchweg ungenügende Pflegegelder gezahlt werden.
Die gestrige Ausführung des Herrn Landeshaupt¬
manns, wonach die Anstaltspflege so ziemlich die
doppelten Kosten erfordert wie die private, scheint uns
diese Klage zu bestätigen, solange man uns nicht an¬
dere Gründe für diese große Differenz angibt. Wir
bitten, die Sähe, die hier gezahlt werden, einer Nach¬
prüfung zu unterziehen und etwaigen Ersuchen um
Erhöhung in entgegenkommenderer Weise stattzu¬
geben, als es bisher geschehen ist. Eine angemessene
Erhöhung wird der Provinz viele Gelder ersparen,
weil sie dann die hohen eigenen Kosten nicht aufzu¬
wenden und vor allem nicht allzu schnell neue An¬
stalten zu bauen braucht. (Sehr richtig! rechts.)

Der Drucksache Nummer 1L: „Beteiligung des rhei¬
nischen Provinzialverbandes an der Rheinisch-West¬
fälischen Schnellbahn-Aktiengesellschaft",stimmen meine
Freunde ebenfalls zu. Wir verhehlen uns aber nicht,
«aß die wirtlichen Kosten dieser Schnellbahn voraus¬
sichtlich weit höher sein werden, als sie in dieser Druck¬
sache uns angegeben sind. (Sehr richtig! rechts.)

Gegen Drucksache Nummer 17: „Beteiligung des
rheinischen Provinzialverbandes am Rheinisch-West¬
fälischenElettrizitätswerl", von dem ich bereits sagte,
daß hier schon ein Einnahmeposten geschaffen werden
müßte, haben wir ebenfalls keine Einwendungen.

Zu Nummer 18 der Drucksachen: „Erhöhung der
Stammeinlage des Provinzialverbandes bei der Rhei¬
nischen Wohnungsfürsorgegesellschaftm. b. H. Düssel¬
dorf" haben wir folgendes zu sagen:

Wir wünschen nicht nur eine Einschränkung des
^austoffgeschäfts, wie sie hier in Aussicht ge¬
nommen ist, sondern eine Einstellung desselben.
Das Baustoffgeschäftist ein großes Verlustgeschäftge¬
wesen. In der Inflationszeit sind viele minderwertige
Baustoffe angeschafft worden, die später, wenn über¬
haupt verwendbar, mit großen Opfern abgestoßenwer¬
den mußten. Derartige Spekulationsgeschäftegehören
nicht in die öffentlicheHand; man überlasse sie ruhig
der privaten Wirtschaft. (Abgeordneter Haas: Hört,
hört!)

Aehnliches wäre vielleicht auch zu Drucksache 31:
»Erwerb von Steinbrüchen", zu sagen. Wegen des
großen Materialbedarfs der Provinz wollen wir diese
Vorlage zwar nicht ablehnen. Wir halten aber doch
die größte Zurückhaltung der Provinz gegenüber den
Gebieten der Privatwirtschaft für unbedingt geboten.
(Hört, hört! links.)

Das in Drucksache Nummer 19 erwähnte Rheinische
Heim in Bonn sehen viele meiner Freunde als ?in
Sorgenkind erster Klasse an; sie stehen ihm sehr skep¬
tisch gegenüber. Es wird hierüber im Ausschuß noch
Näheres geredet werden.

Die Drucksache Nummer 20 übergehe ich schon aus
dem Grunde, weil das darin angezogene Werk, „Die
Entwicklung der Provinzialverwaltung und ihr heu¬

tiger Stand", über dessen Inhalt der Herr Vorredner
uns so schön gesprochenhat, meinen Freunden, ab¬
gesehen von dem äußeren Einband, noch in keiner
Weise bekannt geworden ist, da wir bis jetzt noch nicht
in den Besitz desselben gekommensind.

Bei Drucksache 21, in der die Verwaltung und der
Ausbau des Iugendherbergsnetzes besprochen
wird, stimmt die große Mehrheit meiner Freunde dem
Plan der Verwaltung ebenfalls zu; sie hält diesen
Plan für richtig.

Der Drucksache22 gegenüber Verhalten wir uns
ebenfalls zustimmend. Auch hier erkennen wir den
guten Willen des Herrn Landeshauptmanns zur ge¬
rechten Verteilung und das Durchsetzendieses guten
Willens in der Praxis, wie ich das schon an anderer
Stelle gesagt habe, gerne an.

Unsere Zustimmung hat auch die Drucksache
Nummer 23, die Uebernahme weiterer Stra¬
ßen in die Unterhaltung und Verwaltung der Pro¬
vinzialverwaltung. Hierzu hat aber meine Fraktion
folgenden Zusatzantrag zu stellen:

„Provinziallandtag beauftragt den Provinzial-
ausschuß, bei der Staats- bzw. Reichsregierung vor¬
stellig zu werden, daß diese zur Anlage neuer Durch¬
gangsstraßen und zum Ausbau von Gemeindewegen,
welche in das Provinzialstraßenneh übernommen
werden sollen, Mittel zur Verfügung stellen. Pro¬
vinziallandtag ist der Meinung, daß eine Unter¬
stützung von Reich und Staat wenigstens insofern
verlangt werden muß, als der Ausbau der Straßen
durch die neue Grenzziehung und die dadurch not¬
wendige Umstellung der Wirtschaft bedingt ist. Zu¬
dem find gerade die Gemeindewegeinfolge des Ruhr¬
lampfes noch in einem Zustande, der ohne Hilfe von
Reich und Staat nicht gebessertwerden kann." >
Meine Damen und Herren! Der Antrag begründet

sich für jeden Kundigen von selbst, und zu Kundigen
sind wir Rheinländer ja in dieser Sache leider zwangs¬
weise alle gemacht worden. Der Antrag schließt sich
auch dem an, was in der Denkschriftaufgeführt wirb;
er zieht aus dem Gesagten nur die notwendigen Folge¬
rungen.

Der Auto st raßeAachen — Köln stimmen wir
ebenfalls zu. Wir wünschenaber, ebenso wie der Herr
Vorredner, auch Aufklärung des Widerspruchs, der
zwischen der Begründung der Denkschriftund der Aus¬
lassung der Eisenbahndirektion Köln besteht. Wir wün¬
schen diese Erklärung noch in den Ausschußverhand¬
lungen, denn etwas ist unrichtig: Entweder das, was
in der Denkschriftsteht, oder das, was die Eisenbahn-
Verwaltung Köln ausgeführt hat.

In losem Zusammenhang mit diesem Antrage
stellen meine Freunde dann noch den weiteren Antrag:

„Der Landtag ersucht die Provinzialverwaltung,
in Verhandlungen mit Staat und Reich zu treten,
um eine laufende Beihilfe zu den Unterhaltungs»
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kosten der Rheinbrückenzu erlangen. Im Falle der
Bereitwilligkeit von Staat und Reich müßte auch
die Provinz sich zu einem entsprechenden Veitrag
bereit erklären."
Meine Damen und Herren! Die Begründung dieses

Antrages ergibt sich ohne weiteres daraus, daß auf den
Rheinbrücken,teilweise auch in erheblichemMaße durch
Inanspruchnahme der Besatzung, Brückengelder
in einer Höhe erhoben werden müssen,die für den not¬
wendigen Ortsverkehr von einem Ufer zum anderen
nicht erträglich sind. Diese Brücken haben aber als
allgemeine und große Verkehrswege auch für Reich,
Staat und Provinz eine erhebliche Bedeutung. Da¬
mit rechtfertigt sich dieser Antrag ohne weiteres.

Zu Drucksache 25: „Beteiligung des rheinischenPro-
vinzialverbandes an der Rheinischen Verkehrsgesell¬
schaft, Aktiengesellschaft in Köln, und an Betriebsgesell¬
schaften, insbesondere der Betriebsgesellschaftin Düssel¬
dorf", erklären meine Freunde folgendes:

Die Beteiligung an der Kölner Gesellschaftmit
500 000 Mark und »n der Du sseld orfer Betriebs¬
gesellschaftmit 50 000 Mark halten wir für zu hoch.
Wir wünschenunbedingt, daß wenigstens bezüglichder
Kölner Gesellschaft der Versuch gemacht wird, daß diese
Beteiligung, die ja ursprünglich von ganz anderen
Voraussetzungen ausgegangen ist, möglichst auf ein
erträgliches Maß zurückgeschraubtwird. Wir wünschen
im allgemeinen überhaupt starte Zurückhaltung bei
diesen Beteiligungen von feiten der Provinz. (Sehr
richtig! rechts.)

Der Drucksache26: Beteiligung an den Hilfs¬
aktionen, wie sie vom Provinzialausschuß bereits für
die Hochwassergeschädigtenbeschlossen ist, stimmen wir
selbstverständlichzu, ebenso den Drucksachen 27, 28 und
29. Zu Nummer 26 haben wir noch folgenden Antrag
zu stellen:

„Der Provinziallandtag ist damit einverstanden,
daß der Provinzialverband sich an einer zu erwar¬
tenden Hilfsaktion für die durch das Unwetter am
22. Mai 1925 im Kreise Meisenheim Geschädigten
beteiligt. Der Provinziallandtag stellt eine Summe
in gleicher Höhe, wie sie der Staat gewährt, aus
Provinzialmitteln zur Verfügung zwecks Durch¬
führung einer Hilfsaktion gemeinschaftlichmit der
Staatsregierung, welche die Geschädigten in den Stand
setzt, ihre Wirtschaft weiterzuführen."
Wie uns berichtet worden ist, ist an dem genannten

Hage ein großes, wolkenbruchartiges Unwetter nieder¬
gegangen, daß viele kleine und kleinste Existenzen ver¬
nichtet, wenn nicht in der von uns angeregten Weisegeholfen wird.

Zu Nummer 27 haben wir den Antrag zu stellen,
bei den landwirtschaftlichenSchulen in Altenkirchen,
Heinsberg und Noppard nach Benehmen mit der Land¬
wirtschaftskammer auch Kurse für den Weinbau ein¬
zurichten. Es wird darüber Klage geführt, daß kleine

und auch mittlere Kreise die hohen Kosten des Besuches
einer solchen Schule nicht tragen könnten und dadurch
auch zu lange ihrem eigenen Betriebe, dem Betriebe
ihrer Familie, entzogen würden. Beides sind Gesichts¬
punkte, die es nahelegen, den Antrag zu stellen, wie
wir ihn hier vorgebracht haben.

Zu Drucksache80: Aenderung der Sahung oer
Landesbank, stimmen wir ebenfalls sachlich zu. Aber
der 8 1 dieser Satzung enthält wirtlich ein ungehobel¬
tes Deutsch. Wir möchtenden Ausschußbitten, in eine
Nachpüfung dieses Satzes einzutreten und dieses
Deutsch nach Anleitung der Regeln, wie sie der Deutsche
Sprachverein gegeben hat, in wirkliches Deutsch zu
übersetzen. (Heiterkeit.)

Nun, meine Damen und Herren, noch eine kleine
Aufklärung, die wir von der Provinzialverwaltung
erbitten. Auf Seite 39 des Haushaltsplans wird das
Landesarbeits- und Berufsamt behandelt. Hier stehen
unter II, 2, Beiträge zu den Ruhegehältern und Hinter¬
bliebenenrenten, im Haushalt 1924 6845 Mark und im
Haushalt 1925 17 430 Mark. Das ist fast das Drei¬
fache. Wir möchten um Aufklärung bitten. Das Landes¬
arbeits- und Berufsamt ist doch ein neugeschaffenes
Amt. Wie kommt es, daß hier die Beiträge zu den
Ruhegehältern in gar keinem Verhältnis stehen zu
den diesen Beamten gezahlten Gehältern? Um das
zu rechtfertigen, müßten denn doch besondere Umstände
vorgebracht werden.

Meine Damen und Herren! Ich habe dann noch
eine Pflicht zu erfüllen und darauf hinzuweisen, daß auch
wir die von dem Herrn Vorredner behandelte schwere
Lage der Winzerschaft anerkennen und bestimmt er¬
warten, daß die Reichsregierung ihre bei Abschlußdes
deutsch-spanischenHandelsvertrages den Winzern ge¬
gebenen Zusicherungen, die sich unseres Wissens nicht
bloß auf eine Kreditaktion, wie eben angedeutet wurde,
beschränken, sondern viel weitergehen, baldigst und voll¬
ständig einlöst. (Bravo!)

Sodann möchten einige meiner Freunde noch fol¬
gendes anregen: Die Provinz ist zwangsweisein erheb¬
licher Weise auf das Verkehrsgebiet gedrängt worden.
Ihr Einfluß bei dem Reich seisenbahnrat und
den einzelnen Landeseisenbahnräten ist, wie
uns berichtet wird, gleich Null. Die Provinz, möchten
wir anregen, möge sich Wege suchen, um an diesen
Stellen sich genügenden Einfluß zu verschaffen und
insbesondere auf eine häufigere Einberufung dieser
Eisenbahnräte zu drängen. Sie scheinen jetzt meistens,
wenn nicht gerade zu schlafen, so doch stark zu
schlummern.

Meine Damen und Herren! Hiermit tonnte ich mit
den Erörterungen zum Haushaltsplan schließen. Ich
würde aber nicht vollständig sein, wenn ich nicht die
schwereEnttäuschung erwähnte, die im Rheinlandc
entstand, als man am 10. Iannar 1925 — nach unserer.
Meinung vertragswidrig — einmal die Kölner
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Zone nicht räumte und zum andern auch bis jetzt das
Ruhrgebiet und die Sanktionsstädte, deren Besetzung
von vornherein ein Unrecht war, nicht geräumt hat.
(Lebhaftes Sehr richtig!) Beides durften Mir nach den
in London gemachtenVersprechungen erwarten. Wir
durften erwarten — ich habe diese Erwartung schon
im vorigen Jahre vor den Londoner Besprechungen
und Abmachungen ausgesprochen— daß wir in einem
freien Düsseldorf, in einem freien Köln die Iahr-
tausendfeier begehen würden. (Zustimmung,) Diese
Erwartungen sind schmerzlich getäuschtworden. Wenn
man an gewissenStellen hoffen sollte, daß damit die
Klammer Preußens, wie sich der Herr Landeshaupt¬
mann gestern auszudrücken beliebte, gelöst werden
könnte, so täuscht man sich darin. Die Klammer
Preußen wird man dadurch nur noch fester schaffen.
(Sehr richtig!) Das haben in Zeiten größter Not
auch diejenigen erkannt, die früher vielleicht anderer
Meinung waren. Wir muten auch — das sei auch
hier ausgesprochen — dem Reiche nicht zu, um einer
schnelleren Befreiung des Rheinlands willen Lasten und
Verpflichtungen auf sich zu nehmen, die es nicht tragen
kann. (Zustimmung.) Wir haben im vordersten
Schützengrabendes ReichesLasten schon lange getragen.
Wir werden sie noch langer tragen, wenn
sie ein harter Gegner uns weiter gegen
das Interesse des Reichs und der Rhein¬
lande aufzwingen sollte. Wir Rhein¬
länder werden, um Erleichterungen für
das Rheinland zu erlangen, das Reich
nicht verraten. (Bravo!) Wir stehen fest zu ihm.
Wenn man uns Wider den Vertrag Lasten aufzwingen
will, die das Reich nicht tragen kann, dann müssen wir
die Reichsregierung bitten, im Interesse des Rhein¬
landes diese Verpflichtungen abzulehnen. (Beifall.)
Das Reich muß in erster Linie für sein Bestehen
sorgen. Dann ist auch für das Rheinland gesorgt.
Des sind wir gewiß. Das Rheinland ist uns mehr
als nur eine Klammer Preußens. Das Rheinland
ist nicht nur seiner geographischenLage nach, sondern
auch seiner wirtschaftlichenund politischen Bedeutung
nach ein Herzstück Preußens. Die Zeiten schlimmster
Rot haben jeden Einsichtigenbelehrt, daß Preußen
ohne das Rheinland, aber das Rhein¬
land auch ohne Preußen nicht leben und
nicht deutsch bleiben kann, wie wir es
doch einmütig wollen. (Beifall.)

Dieses Bekenntnis im Jahre der Iahr-
tausendfeier feierlich und öffentlich vor
aller Welt nochmals im Rheinischen
Provinziallandtage abzugeben, ist uns
ein dringendes Bedürfnis gewesen.
(Lauter Beifall.)

Stellvertretender VorsitzenderGberle : Das Wort
bat Herr Abgeordneter Haas.

Abgeordneter Haas : Meine Damen und Herren!
Der sterbende Landtag hat bei seinem letzten Zu¬

sammentreten vor den Neuwahlen noch große Auf¬
gaben zu erledigen. Der Herr Landeshauptmann hat
dargelegt, daß der Haushaltsplan mit 80,3 Millionen
abschließt und daß dieser Abschluß ein Mehr gegen¬
über dem Vorjahre von 18,1 Millionen darstellt. Von
diesen 80 Millionen Ausgaben fallen
allein 24 Millionen Mark auf den
Straßenbau. Nimmt man dazu noch die
2,5 Millionen für den Kreis- und Ge¬
meindewegebau, so entfallen rund
33 Prozent, also ein Drittel aller Aus¬
gaben, auf Straßen- und Wegebau. Von
den Hauptnutznießern der Straßen, den Autobesitzern,
werden aber nur stark 8 Millionen Mark getragen.
Alles übrige muß die Allgemeinheit tragen. Auch die
3,8 Millionen Dotationen, die seitens des Staates
gezahlt werden, müssen von der Allgemeinheit auf¬
gebracht werden. Von diesem Gesichtspunkteaus ge¬
sehen, ist es nur zu begrüßen, wenn in der Vorlage
betreffs der Autostraße Köln—Aachengesagt wird, daß
die Straße nur gegen Abgabe einer Gebühr benutzt
werden darf.

Neben dem Autostraßenprojekt, über das ja schon
die Vorredner und auch der Herr Landeshauptmann
ziemlich deutlich gesprochen haben, ist das größte
Projett, das wir in den nächsten Tagen zu verabschie¬
den haben, das Projekt der Schnellbahn
Köln — Dortmund, das mit über 300
Millionen Mark veranschlagt ist. Meine
Parteifreunde stehen beiden Projekten symathisch
gegenüber. Ganz besonders aber wollen sie aus ver¬
kehrspolitischen und wirtschaftspolitischen Gründen
helfe», die Schnellbahn Köln—Dortmund zu fördern.
Bei diesem Projekt werden nicht allein Tausende von
Arbeitern direkt Arbeit und Brot finden, sondern es
wird auch, wie aus der Vorlage hervorgeht, für unzäh¬
lige Tausende indirekt Arbeit geschaffen. Das kann
man am besten sehen, wenn man einmal an Hand
der Vorlage sich vergegenwärtigt, was da an Mare-
rialen gebraucht wird. Es heißt dort:
35000 Tonnen Schienen, 600000 Stück
Schwellen, 600000 Kubikmeter Bettung,
75 Stück Fahrzeuge, 250000 Tonnen
Zement. 90000 Tonnen Gisenkonstrul-
tionen und 160 Kilometer Fahrleitun¬
gen. Daraus geht hervor, daß unstreitig die Eisen¬
industrie große Vorteile von der Inangriffnahme
dieser gewaltigen Arbeit haben würde, ebenso auch die
Baustoffindustrie. Wir wissen aber allgemein, daß
durch eine starke Förderung des Baumarktes auch eine
ganze Anzahl anderer Gewerbe angekurbelt werden
und daß dadurch der Arbeitslosigkeitam besten begegnet
werden kann. Aus diesen Gründen sind meine Freunde
Befürworter beider Projekte, aber ganz besonders
starke Befürworter des Projekts der Schnellbahn.

Meine Damen und Herren! Bei solchen Riesen¬
projekten, bei denen solche Riesensummen eine Rolle
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spielen, ist es aber auch notwendig, auf ein weiteres
Projekt, das seit Monaten in der Rheinprovinz starl
gefördert und beraten wird, das aber für den Pro-
vinziallandtag vorläufig noch nicht spruchreif ist, hin¬
zuweisen. Nach den Verhandlungen, die ich vor gut
acht Tagen in Aachen mitgemacht habe, muß ich an¬
nehmen, daß über kurz oder lang aber auch die Zeit
kommt, wo man sich im Provinzialausschuß und auch
im Provinziallandtag mit diesem Projekt befassen muß,
nämlich dem Kanalprojelt Aachen —Köln.
Dieses Projekt ist auf 140 Millionen Mark
veranschlagt.

Nimmt man diese drei großen Projekte, die doch
unstreitig jetzt in Rheinland und Westfalen und im
ganzen Industriegebiet im Vordergrunde des Inter¬
esses stehen, zusammen, dann kommt man zu
einer Aufwendung von über einer halben
Milliarde Goldmark. Ich bin der Auf¬
fassung, daß diese Summe noch gewaltig
überschritten wird, weil es doch alles
nur Voranschläge sind, die sicherlich in
einer Zeit gemacht wurden, wo die
Materialpreise und auch die Arbeits¬
löhne noch geringer waren als heute.
Man kann also sicherlich heute schon
einen beträchtlichen Prozentsatz auf
diese halbe Milliarde drauflegen. Dann
wird man ungefähr die Summe haben, die heute not¬
wendig wäre, um die Projekte durchzuführen. Meine
Damen und Herren! Wenn man sich ein klein wenig
mit den wirtschaftlichen und finanziellen Dingen in
Deutschland befaßt, dann muß man meiner Ueber¬
zeugung nach zu der Ansicht kommen,daß wir unsere
Kraft gewaltig überschätzen. Trotzdem man die These
vertreten kann, daß ein besonderer Optimismus und
ein starker Wille notwendig ist, um überhaupt wieder
vorwärts und aufwärts zu kommen, muß man doch
große Sorgen haben, ob nicht Pläne gefördert werden,
die auf absehbare Zeit nicht durchführbar sind. Es
ist hier schon von einem der Vorredner von der Börse
gesprochen worden. Ja, wenn man die Börsenberichte
der letzten Wochen nachsieht, dann merkt doch jeder
ein starkes Geknister in dem ganzen Gebälk unserer
Wirtschaft. Bei einem solch starken Geknister in dem
Gebälk unserer Wirtschaft diese ungeheueren Pläne so
leicht hinzunehmen, wie das leider im allgemeinen
geschieht, ist meiner Auffassung nach sehr gewagt und
sehr falsch. Aus diesen Gründen wird es notwendig
sein, sich besonders die finanzielle Seite etwas näher
anzusehen und in den Ausschüssen,die die Vorlagen
zu beraten haben, darauf im einzelnen näher einzu¬
gehen. Man spricht auch bei all' diesen Plänen von
den Mitteln der produktiven Erwerbslosenfürsorge,
von dem Geld, das die Kommunen, die Kreise, die
Provinz usw. aufbringen sollen, und dann auch immer
wieber von der letzten Hälfte des Geldes, das vom

Auslande durch Anleihe aufgebracht werden soll.
Meine Damen und Herren! Ich habe oftmals das
Gefühl, als wenn man im Auslande unsere Kräfte vor¬
sichtiger wertet und vorsichtigereinschätzt als wir selbst.
Nach wie vor sehen wir, daß der Auslandsgeldmarlt
bei allem starken Forcieren seitens deutscherVertreter
durchaus nicht so leicht die Bedürfnisse, die von den
Kommunen, von der Industrie usw. angemeldet wer¬
den, befriedigt. Das wird meiner Ueberzeugung nach
aber auch auf absehbare Zeit noch so bleiben. Der
Herr Landeshauptmann hat in seiner Rede daran er¬
innert, daß wir auch Zahlungen aus dem Dawesplan
zu leisten haben. Die Hauptzahlungen aus dem
Dawesplan beginnen aber erst im Jahre 1927. Ich
bin der Auffassung, wenn man sich die heutige Wirt¬
schaftslagebetrachtet, und dann die großen Zahlungen
in Rechnung stellt, die im Jahre 1927 nach dem Dawes¬
plan eintreten müssen, dann kann man nicht allzu
optimistischin die Zukunft sehen. (Sehr richtig!)

Der Herr Landeshauptmann hat gestern ein großes
Wort gelassen ausgesprochen,indem er sagte: Es gibt
leine neue Inflation mehr, wenn sie der
Reichsfinanzminister und die Reichs¬
regierung nicht wollen. Meine Damen und
Herren! Das heißt nichts anderes, als: Keine Aus¬
gabe ohne Deckung, nicht zu viel auf Anleihe nehmen,
um nicht letzten Endes vor Ausgaben zu stehen, die
man nicht mehr leisten kann. Wenn man aber be¬
trachtet, wie unsere heutige Reichsregierung an die
Arbeit geht, um vor allem für Deckung der Ausgaben
zu sorgen, dann muß man als Vertreter der breiten
Volksschichteneine starke Warnung ausrufen. Diese
Art der Deckung der Ausgaben, wie sie die jetzige
Reichsregierung beliebt, sieht man am besten an ihren
Steuerplänen. Da kann man feststellen, daß die
Regierung stark auf eine Ermäßigung
der Besitz steuern und eine starke Steige¬
rung der indirekten Steuern, die die
breiten Massen treffen, hinarbeitet. Ich
erinnere nur an die Steigerungen, die
bei Bier, Branntwein, Tabak, Streich¬
hölzern und neuerdings auch bei Salz
und Zucker vorgesehen sind. Der
schlimmste Raubzug, meine Damen und
Herren, der auf die Taschen der breiten
Schichten der Bevölkerung gemacht wird,
ist aber un st reitig die neue Zollvorlage,
diedemReichstagevorliegt. Bei dieser Zoll¬
vorlage handelt es sich, wie man sagt, darum, die
Produktion der Landwirtschaft zu steigern, d. h. durch
Schaffung hoher Preise die Landwirte anzuregen, noch
stärker als bisher intensiv tätig zu sein, um die land¬
wirtschaftliche Produktion in die Höhe zu bringen.
Meine Damen und Herren! Wir müssen uns
fragen: Wer braucht das meiste Brot?
Antwort: Die linderreichen Familien
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unddieAermsten der Armen brauchen
das meiste Brot, weil sie lein Geld
haben, um sich andere Lebensmittel
laufen zu lönnen. Aus diesem Grunde
ist der Brotzoll eine Besteuerung der
Aermsten der Armen in der brutalsten
Form. Dagegen müssen wir auf das allerschcirfste
Stellung nehmen. (Sehr richtig! bei den Sozialdemo-
lraten.)

Ich werde im Laufe meiner Rede noch Gelegenheit
haben, mich mit einigen sozialpolitischenund Wohl¬
fahrtsfragen zu befassen. Ich darf aber jetzt schon ein¬
schalten, daß die Ausgaben für derartige Zwecke sicher¬
lich in allen Kommunen, in allen Kreisen, bei der
Provinz und ebenso bei Staat und Reich sich wesent¬
lich steigern werden, wenn wir erhöhte Brotpreise be¬
kommen, denn dadurch werden weitere Kreise der Be¬
völkerung verarmen und auf die Wohlfahrtseinrich¬
tungen seitens der öffentlichen Körperschaften ange¬
wiesen.

Meine Damen und Herren! Wir erkennen durch¬
aus an, daß es der Landwirtschaft in den letzten Jahren
nicht glänzend gegangen hat. Aber das war doch mehr
ein Zurückgehen der Landwirtschaft, das durch die
Kreditnot entstanden ist, die sich aber nicht allein bei
der Landwirtschaft ausgewirkt hat, wo sie unstreitig am
stärksten war, sondern die sich auch in der Industrie
ausgewirkt hat und noch auswirkt. Wir erkennen auch
an, daß es, wie ich es schon dargelegt habe, in unserer
Wirtschaft und Industrie durchaus nicht rosig aus¬
steht. Aber, meine Damen und Herren, wir müssen
doch in den Vordergrund stellen, daß es
Noch wesentlich schlechter als bei der
Landwirtschaft und der Industrie bei
den Arbeitern, Angestellten und Beam¬
te n a u s s i e h t. (Abgeordneter Verlach: Sehr richtig I)
Sie brauchen nur auf die Löhne und die Gehälter der
unteren Berufs- und Beamtengruppen zu blicken, dann
sehen Sie doch mit aller Deutlichkeit, daß vielfach die
Friedenslöhne und Gehälter eben erreicht oder nur
aanz wenig überstiegen sind. Wer ein halbwegs
genügendes Einkommen hat, um gut zu leben, und
sich um die Dinge bekümmert, weiß es am allerbesten,
daß die Preise heute viel, viel höher sind als im
Frieden. Wir sehen überall, daß es den Arbeitern,
den Angestellten und den kleinen Beamten bitter
schlecht oder doch sehr kümmerlichgeht. Die Stei-
Nerung der Brotpreise, die Steigerung
aller sonstigen Lebensmittelpreise, wie
wir fie in den letzten Wochen wieder
erlebt haben, die Steigerung der Miet¬
preise, die man noch im Laufe dieses
Jahres auf den Friedensfatz bringen
Will, das alles bedeutet Lohnsteigerung
«ndnichtsanderes. Was sehen wir aber? Die
Unternehmer wollen die heute bestehendenLöhne noch

herabsetzen. Täglich lesen wir in den Zeitungen, daß
große Arbeitskämpfe ausbrechen, zum Teil, weil die
Arbeiter zum Kampf übergehen, um bessere Löhne zu
erringen, zum anderen Teil aber auch, weil die Unter¬
nehmer Aussperrungen vornehmen, da sie den Schieds¬
sprüchen, die höhere Löhne festsetzen, nicht folgen
wollen. Wir sehen also wiederum Wirtschaftskämpfe
in stärkerem Maße. Das ist der beste Beweis dafür,
daß es tatsächlich den unteren Schichten noch wesentlich
schlechter geht als Landwirtschaft und Industrie. Wenn
wir trotz alledem feststellen müssen, daß wir bei Löhnen,
die um 50—1l)0 Prozent geringer sind als im Aus¬
lande, keine wesentlichenExportsteigerungen haben, so
ist das darauf zurückzuführen, daß wir nicht kon¬
kurrenzfähig sind. Wir sind also trotz der geringen
Löhne nicht konkurrenzfähig. Es müssen also andere
Ursachenvorliegen. Diese anderen Ursachen sind nicht
einzig und allein in der starken Belastung der Indu¬
strie durch Steuern und dergleichen,die uns der ver¬
lorene Krieg geschaffen hat, zu suchen, sondern sie sind
zu einem erheblichen Teil auch darin zu suchen, daß
unsere Industrie technisch nicht schnell genug fort¬
geschritten ist. (Hört, hört!) Es wird nicht genügend
geleistet, um vor allem zu anderen Fabrikationsanlagen
und anderen Arbeitsmethoden zu kommen. (Sehr
richtig! links.) Meine Damen und Herren! Ich bin
der Auffassung, wenn wir trotz der sehr geringen
Löhne, die vom Auslande sogar als Schmutztonkurrenz-
löhne bezeichnet werden (Sehr richtig! links.), nicht
konkurrenzfähig sind, dann haben wir alle Ursache,
dafür zu sorgen, daß der Inlandsmartt aufnahmefähig
wird. Der Inlandsmarkt kann aber nur aufnahme¬
fähig werden, wenn die breiten Schichtender Bevölke¬
rung ein gutes Einkommen haben. (Abgeordneter
Gcrlach: Sehr richtig!) Eine Steigerung des Ein¬
kommensder breiten Schichtender Bevölkerung wurde
unstreitig eine starke Produltionssteigerung nicht
allein bei der Landwirtschaft, sondern auch in vielen,
vielen deutschen Industrien hervorrufen. (Sehr richtig!
links.) Man geht aber den entgegengesetztenWeg.
Man glaubt, man müsse nicht im Inlande ein starkes
Absatzgebiet haben, sondern müsse unter allen Um¬
ständen im Auslande sich Absatzgebieteerobern, und
dieses einzig und allein auf Kosten der Arbeiter, An¬
gestellten und Beamten. Meine Damen und Herren!
Das ist unserer Auffassung nach das Gegenteil von
einer vernünftigen und gesunden Volkswirtschaft.
(Sehr richtig! links.) Wir werden überall, ganz gleich,
wo wir zu kämpfen haben, eine solche Methode auf
das entschiedenste bekämpfen.

Meine Damen und Herren! Der Herr Landes¬
hauptmann hat uns von der starken Steigerung der
Zahl der Idioten, Epileptiker, Fürsorgezöglinge und
Krüppel erzäht, die nach unseren Anstalten hindrängen.
Ganz mit Recht hat er angedeutet, daß das nicht so
sehr auf eine Vermehrung der Kranken gegenüber der
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Friedenszeit, sondern in erster Linie auf die schlechte
wirtschaftlicheLage großer Schichten der Bevölkerung
und auf die traurigen Wohnungsverhältnisse zurück¬
zuführen ist. Deshalb sehen sich viele Familien, die
früher nicht daran gedacht haben, ihr krankes Kind,
den kranken Vater oder die kranke Mutter in eine
Anstalt zu geben, nunmehr gezwungen, sie in Anstalten
zu überführen.

Danach muß auch der Antrag gewertet werden, den
wir gestellt haben zur Beseitigung der Woh¬
nungsnot und zur Förderung des Woh¬
nungsbaues, weitere Kredite der Lan-
desbankzurVerfügungzustellen. Wir sind
der Auffassung, je stärker der Wohnungsbau gefördert
wird, um so stärker wird unser wirtschaftlichesLeben
wieder angekurbelt. Vor allen Dingen werden in
gesundheitlicher und sittlicher Beziehung ungeheuere
Werte geschaffen. (Sehr richtig! links.) Wir sollten
beim Wohnungsbau nicht mit dem Gelde sparen. Dem
Gedanken, der Not zu steuern und unsere Jugend und
damit unsere Zukunft zu helfen, ist auch unser Antrag
entsprungen, 150000 Mark für die Kinder¬
speisung in den Etat einzusetzen. In den
letzten Jahren sind in der Rheinprovinz noch über
50 000 Kinder aus Auslandsmitteln gespeist worden.
Diese Auslandsmittel hören aber auf zu fließen, und
die Not unter den Kindern ist noch nicht beseitigt.
Nach wie vor ist das Bedürfnis für Kinderspeisungen
in weitestemMaße vorhanden. Während der Ferien¬
zeit ist es besonders stark. Aus diesen Gründen haben
wir den Antrag gestellt, die Provinz möchte bei einem
Etat von 80 Millionen auch diese 150 000 Mark noch
auswerfen, um damit unseren Kindern, unserer Jugend
zu helfen.

Unserem Antrage, 1 Million Mark jährlich
für Kultivierung von Oedland uud
Schaffung landwirtschaftlicher Domä¬
nen und Forsten für die Provinz in den
Etat einzustellen, konnte bei der Beratung im
Provinzialausschuß der Herr Landeshauptmann keinen
Geschmackabgewinnen. Er war der Meinung, es gäbe
in der Rheinprovinz lein Oedland mehr, das mit
Erfolg kultiviert werden könnte. Ich habe vor mir
eine Zeitung liegen: „Rheinisches Land", Beilage zu
den „Düsseldorfer Nachrichten", von Dienstag, den
9- Juni d. I. Da wird geschildert,wie der Landwirt-
schaftsministerPreußens, Steiger, eine Reise durch
Hunsrück und Eifel gemacht hat. Er hat sich dann
darüber geäußert, wie er diesen ärmeren ländlichen
Gegenden zu helfen gedenkt. Er sagt da: Es sollen
daher sowohl im Hochwald als auch in der Eifel staat¬
liche Musterdomänen angelegt werden, und zwar mög¬
lichst m jedem Kreis eine größere Domäne von 300 bis
400 Morgen. Damit diese Domänen aber nicht etwa
durch Landokkupation auf Kosten des Bodens der
bäuerlichen Bevölkerung zustande kommen,wollen wir

sie auf Oedland errichten, und dadurch zugleich den
doppelten Zweck erfüllen, zu zeigen, was auch dieser
Boden bei fachmännischerBearbeitung hervorbringen
kann. Dann sagt er weiter: Neben diesen großen
Musterdomänen sollen auch kleinere Mustergüter ein¬
gerichtet werden usw. Das ist meiner Ueberzeugung
nach der beste Beweis dafür, daß es doch noch Oedland
in der Rheinprovinz geben muß. Der Herr Ober¬
präsident hat gestern im Provinzialausschuß gesagt,
daß die Staatsregierung über die Oedlandflächeneine
Aufnahme mache. Wenn diese Aufnahme vorliegt,
werden wir sehen, daß wir noch sehr, sehr viel in der
Rheinprovinz zu kultivieren haben, und daß wir noch
viele, viele Hunderttausende, unter Umständen Milli¬
onen aufwenden können, um alles Oedland zu frucht¬
barem Lande zu machen. Dadurch erreichen wir eine
wesentliche Steigerung unserer landwirtschaftlichen
Produktion.

Aber es ist meiner Ueberzeugung nach auch im
Interesse der Provinz notwendig, den Weg zu gehen,
den wir in unserem Antrage angedeutet haben. Wenn
wir im Etat nachsehen, wieviel Land bei unseren
eigenen Anstalten ist und was auf unserem Anstalts-
land erzeugt wird, dann sehen wir, daß die Landfläche
bei weitem noch nicht ausreicht, um unsere Anstalts¬
insassen aller Art vollkommen zu ernähren. Ich bin
der Meinung, jeder Provinzialabgeordnete, ganz gleich,
wo er steht, muß eigentlich mit uns den Standpunkt
vertreten: Mindestens soviel Land im eigenen Besitz
zu haben, daß unsere Anstaltsinsassen aus dem eigenen
Ertrag vollständig verpflegt und ernährt werden
können. (Sehr richtig! links.) Ich habe hier eine Auf¬
stellung, die besagt, daß wir 2608 Morgen Land bei
unseren Anstalten haben. Wir brauchten aber
4622 Morgen, um das Ziel zu erreichen, das ich Ihnen
eben dargelegt habe. Das heißt, wir brauchen
noch 2000 Morgen Land mehr, um unsere
Insassen ernähren zu können. Aus diesem
Grunde haben Sie, meine Damen und Herren, alle
Ursache, das zu fördern, was meine Parteifreunde
wünschen, nämlich, Oedland zu kultivieren und dar¬
über hinaus auch Privatbesitz, soweit es möglich ist,
in den Besitz der Provinzialuerwaltung zu bringen.
(Abgeordneter Ring: Sehr richtig!) Auf den Gewinn
aus der selbstbetriebenen Landwirtschaft brauche ich
hier nicht hinzuweisen. Jeder, der weiß, daß wir in
unseren Provinzialanstalten die Arbeitskräfte haben,
die gegen geringes Entgelt die Arbeit auf dem Lande
leisten können und für die es auch die praktischste und
beste Beschäftigung ist, wird mit mir der Ueberzeugung
sein, daß es auch vorteilhaft für die Provinz sein wird.

Meine Damen und Herren! Von den Vorlagen,
die uns vorliegen, erwähne ich noch eine, die auch Herr
Kollege Kaiser, dem ich aber nicht beistimmen kann,
besprochenhat, die Vorlage über die Errich¬
tung eines Provinzialinstituts für Nr«
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beits- und Berufsforschung. Er hat so mit
einer Handbewegung getan, als wenn das — ich habe ja
eben von der Landwirtschaftgeredet —Mist wäre. (Zu¬
ruf des Abg. Dr. Kaiser: Mist ist manchmal recht gut!)
So ist die Sache denn doch nicht. Arbeits- und Nerufs-
forschungen werden schon in Instituten in mehreren
Städten betrieben. Es ist ein Titel, der sich allgemein
eingebürgert hat. Ich hätte geglaubt, daß auch Herr
Iustizrat Kaiser einen solchenTitel verstanden hätte.
(Zuruf links: Der ist Jurist! Heiterkeit.) Meine
Damen und Herren! Wir begrüßen diese Vorlage;
wir werden, wenn sie noch zu verbessern ist, selbst¬
verständlich auch dabei helfen. Aber wir sind der
Meinung, zum Wiederaufbau Deutschlands gehören in
erster Linie auch Qualitätsarbeiter. (Sehr richtig!
links.) Wollen wir Qualitätsarbeiter schaffen, dann
müssen wir dafür sorgen, daß seder seinem richtigen
Berufe zugeführt wird, und nicht fo viele Tausende
erst einmal, wenn sie aus der Schule kommen, einen
Neins aufnehmen, ein halbes Jahr, ein Jahr usw.
darin beschäftigtwerden uud, weun sie dann sehen, daß
sie dafür nicht taugen, einen anderen Beruf anfangen,
und wenn sie den zweiten Beruf zur Hälfte durchhaben,
ungelernte Arbeiter werden und die Zahl der ungelern¬
ten Arbeiter vermehren. Das müssen wir vermeiden.
Aus diesem Grunde sind wir der Meinung, die schul¬
entlassene Jugend muß nach wissenschaftlichen Metho¬
ben durchgeprüft werden, um dem geeigneten Beruf
zugeführt zu werden. Wir sind weiter der Meinung,
baß solche wichtige Ginrichtungen für unsere gesamte
VolkswirtschaftnichtinderHandvonPrivat-
«nternehmern sein dürfen, die in der Lage
sind, eigennützig diese Ergebnisse für sich vorteilhaft
zu verwenden. Wir begrüßen es, daß in mehreren
aroßen Städten der Rheinprovinz solche Institute schon
Und und daß die Provinz nun ebenfalls hier am
Sitze des Berufsamts ein derartiges Forschungs-
lnstitnt einrichtet, wo man nach neuen Methoden die
Berufs- und Arbeitseignung herauszufinden sucht und
die Ergebnisse dieser Forschungsarbeit den übrigen
Instituten, die in der Rheinvrovinz in kommunalen
bänden sind, wieder zugute kommen läßt. Aus diesen
Gründen werden meine Freunde für die Vorlage sein.

Noch einige wenige Worte zu dem, was der Herr
Landeshauptmann über den Personalbestand gesagt
bat; Herr Kollege Schäfer von Essen als Fraktions-
redner des Zentrums ist ja auch darauf eingegangen.
Der Herr Landeshauptmann hat gesagt: Die außer¬
gewöhnliche Steigerung der Arbeitslast in der Pru-
binzialverwaltung muß man anerkennen, weil sie grö¬
ßere Aufgaben in der Nachkriegszeit bekommen hat.
^r hat aber weiter hinzugefügt: Der Personalbestand
'st ungefähr derselbe wie im Jahre 1914. Das ist meiner
Ueberzeugung nach der beste Beweis dafür, daß tat¬
sächlich heute die Beamten, Angestellten usw. ihre
Vflicht und Schuldigkeit tun, denn sonst könnten sie

die Mehrarbeit bei demselben Personalbestand gar nicht
leisten. Ich habe mich deshalb gewundert, daß in einer
Sitzung in Bonn, die der Staatsminister Severing
einberufen hatte, an der der Herr Landeshauptmann
und viele Oberbürgermeister und Abgeordnete aller
Parteien teilnahmen, der Herr Landeshauptmann
dafür eintrat, daß die Beamtenabbanverordnung auch
im besetzten Gebiet eingeführt werden soll. (Hört,
hört! links.) Es war nicht allein der Herr Landes¬
hauptmann, der an und für sich noch am mäßigsten
dafür eintrat, am stärksten traten die Herren Ober¬
bürgermeister des Industriegebiets Duisburg, Essen
und Bochum, dafür ein. Meine Damen und Herren!
Der Minister Severing mußte am Schlüsse feststellen,
daß die Herren Oberbürgermeister nicht alle einer
Meinung waren, und er muhte weiter feststellen, daß
alle Politiker, die der Sitzung beigewohnt hatten, sich
dagegen ausgesprochen hatten. Aus diesem Grunde
brauche ich auch nicht allzu viel Zeit diesem Thema
zuzuwenden. Ich bin der Auffassung, die
Abbauverordnung sollte man im un¬
besetzten Gebiet so schnell wie möglich
abbauen, ohne sie erst noch im besetzten
Gebiet einzuführen. (Sehr gut! links.) Die
Zeit ist reif, daß man endlich mit der Abbauverord¬
nung aufräumt. (Zustimmung.)

Noch einige Worte zu den Ausführungen des Herrn
Kollegen Kaiser, wo er so stark sein privatkapitalisti¬
sches Herz entdeckt hat. (Sehr richtig! links.) Er hat
sich dagegen gewandt, daß die Provinz Geschäftemit
Baustoffen usw. macht. Er hat vor allen Dingen eine
starke Warnung dagegenertönen lassen, daß wir uns an
Steinbrüchen beteiligen. (Zuruf des Abg. Hoffmann:
Syndikus des Unternehmertums!) Ja, es wäre schlimm
genug, wenn er Syndikus irgendeiner Großindustrie
oder Steinbruchindustrie wäre; aber ich glaube nicht,
daß er es ist. Ich bin der Auffassung, diesen Weg, den
die Provinzialverwaltung in den letzten Jahren mit
ziemlicherKonsequenzgegangen ist, haben Provinzial-
ausschuß und Provinziallandtag viel zu spät ein¬
geschlagen. (Sehr richtig! links.) Wir mußten
viel früher zu großen Steinbrüchen
kommen. Die Provinz ist der stärkste
Abnehmer für Kleinpflaster und für
Schotter. Wir brauchen pro Jahr
50000« Quadratmeter Kleinpflaster-
steine und 2000 Kubikmeter Schotter. Ich
bin der Auffassung,wenn man einen so starten Bedarf
hat, dann muß man auch so Verfahren, wie die Privat¬
wirtschaft im allgemeinen verfährt, und möglichst die
Produktion in die eigene Hand nehmen. (Sehr gut!
links.) Das ist doch nicht allein für die einzelnen
Privatunternehmer vorteilhaft, sondern, die Pro¬
duktion in die eigene Hand zu bekommen,wenn man
selbst der stärkste Abnehmer ist, ist sicherlich auch vorteil¬
haft für die Provinz und damit für die Allgemeinheit.
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Meine Fraktion nimmt also genau den entgegengesetz¬
ten Standpunkt ein, den Herr Kollege Kaiser als Ver¬
treter der Arbeitsgemeinschaft eingenommen hat.
(Zuruf des Abg. Hoffmann: Nette Arbeitsgemein¬
schaft!, Antwort des Abg. Nr. Kaiser: Danke Ihnen!)

Meine Damen und Herren! Die Arbeiten, die wir
bei der diesjährigen Tagung zu leisten haben, reihen
sich den früheren Arbeiten würdig an. Es sind große,
wertvolle Arbeiten, die wir für unsere Heimatprovinz
leisten sollen. Es ist der erste Provinziallandtag, der
nunmehr zu Ende geht, der aus dem allgemeinen und
direkten Wahlrecht hervorgegangen war. Ich habe
früher einmal an dieser Stelle einen Vergleich zwischen
dem Rheinischen Provinzialandtag der Vorkriegszeit
und dem jetzigen Landtage bezüglich seiner Zusammen¬
setzung gezogen. Ich will darauf nicht näher eingehen.
Aber, meine Damen und Herren, das darf ich doch
sagen: So, wie an die Stelle der Fürsten, der Grafen,
der Kammerherren und der sonstigen Herren andere
Personen hier getreten sind (Zuruf eines Kommunisten:
Gewerkschaftssekretäre!),so hat sich, trotz des wenig¬
stens in seinen großen Zügen ziemlichgleichbleibenden
Stoffes, das Interesse an der Beratung nach meiner
Kenntnis der Dinge auch wesentlich gesteigert. Die
politische Gleichberechtigungdes Voltes hat auch die
Angehörigen des sogenannten vierten Standes, die
Proletarier, in das Provinzialparlament hinein¬
gebracht. Ich will meine Partei nicht loben; aber ich
darf ohne Uebertreibung sagen: Wir haben durch
unsere Mitarbeit im Landtage und auch
in der P rovinzialverwaltung eine an¬
regende und fruchtbringende Arbeit ge¬
leistet. Um manches, meine Damen und Herren,
haben wir schwer kämpfen müssen. Wir haben auch
um manches vergebens gekämpft und haben nachher
doch mit Genugtuung feststellen können, daß vieles von
dem sich durchgesetzt hat, wenn auch nicht in derselben
Form und in der selben Art, wie wir es beantragt
hatten. Manches, was Wir angeregt haben, ist auf
fruchtbaren Boden gefallen. Darüber freuen wir uns.
Ich bin der festen Ueberzeugung, das wird auch weiter
so bleiben. Wir haben hier gestern den Antrag gestellt
-- ich will damit nur noch einmal ein Exempel
statuieren —, zwei Gewerkschaftsleute als
Beamte einzustellen, die sich um die
Arbeitsausbildung unserer Zöglinge
in den Anstalten kümmern und ihre
spätere Ueber leitung in einen freien
Beruf möglichst fördern sollen. Wer die
Arbeitsmethoden in unseren Werkstätten in den An¬
stalten kennt und weiß, was man da fabriziert, wird
sicherlich, wenn er von wirtschaftlichenDingen etwas
versteht,mit mir der Meinung sein, daß sich zwei Leute
aus der Praxis leicht und gut bezahlt machenwürden.
(Sehr richtig! links.) Aber der Provinzialausschuß
hat gestern ein Gruseln bekommen, weil das Wort

„Gewerkschaftsleute"in dem Antrage stand. (Heiter¬
keit.) Er meinte, das wäre doch unter keinen Um¬
ständen möglich, das könnte man nicht machen, das
ginge nicht. Wir haben letzten Endes nur erreichen
können, daß der Provinzialausschuß dem Landtage
empfiehlt, den Antrag dem Provinzialausschuß zu
überweisen. Ich habe aber gestern bei den Beratungen
das Gefühl gehabt, als wenn auch in diesem Falle
unsere Anregungen auf fruchtbaren Boden fallen.
Man braucht sich durchaus nicht zu wundern, wenn
eines guten Tages, trotzdem man heute sagt, Gewerl-
schaftsleute zu nehmen ist unmöglich, ein paar gute,
brave, biedere Handwerksmeister erscheinen, die von
Konfession katholisch und in politischer Beziehung
stramme Zentrumsleute sind. (Heiterkeit.) Es ist sehr
leicht möglich, daß das eintritt. Auch dann würde
unsere Anregung auf fruchtbaren Boden gefallen sein.
Es würde zwar nicht das herauskommen, was wir
wünschen (Zuruf rechts: So etwas Aehnliches!) und
auch im Interesse der christlichen Gewerkschaften
wünschen,denn einer sollte auch von den Christlichen
sein. Wir wollen unsere Betriebe frucht¬
bar ausbauen, wir wollen wirtschaftlich
vorwärts, wir wollen unsere Zöglinge
gut anlernen, damit sie später, wenn
sie ins Berufsleben treten, den Gefah¬
ren des Lebens nicht mehr so ausgesetzt
sind, als wenn sie minderwertige Ar¬
beiter wären. Das alles würden wir auch dann
schließlich erreicht haben.

Aus diesen Gründen sage ich nochmals: Wenn man
objektiv die Arbeit, die wir geleistet haben, betrachtet,
so muß man schon sagen, daß wir doch manches Gute
angeregt und mit durchgeführt haben. Um so mehr
muß man sich dann wundern, daß es heute in Preußen
noch Leute gibt, die gerne das direkte und allgemeine
Wahlrecht zum Provinziallandtag wieder beseitigen
möchten. Sie können es nicht beseitigen, weil es in
der Reichsverfassung und der Preußischen Staats-
verfllssung verankert ist. Aber weil sie das Wahlrecht
zum Provinziallandtag nicht ändern können, gehen sie
darauf hinaus, unter allen Umständen eine veränderte
Zusammenstellung des Provinzialausschusses zu er¬
reichen. Vor mir liegt eine Eingabe des Preußischen
Städtetages vom 22. Mai, gerichtet an den Preußischen
Landtag, an den 21er-Ausschußund an die Fraktionen.
Ich will die ganze Sache nicht verlesen, trotzdem es
interessant genug wäre, zu zeiegen, wie man sich hier
abmüht, zu beweisen, daß der Provinzialausschuß
anders zusammengesetztwerden muß. Man sagt, die
Einnahmen der Provinzen werden vor allem durch
Umlageverfahren geschaffen. Diese Umlagen werden
von den Städten und den Landkreisen erhoben; mithin
muß auch vor allem eine genügende Berücksichtigung
der beamteten Vertreter dieser Körperschaften im
Provinzialausschuß stattfinden. Man sagt, dies ließe
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sich durch eine Bestimmung ermöglichen,die etwa vor¬
sieht, daß ein Viertel der Mitglieder des
Provinzialausschusses aus leitenden
Beamten der der Provinz angehören¬
den Stadt- und Landkreise bestehen
muß. (Kört, hört! links.) Das bedeutet die Sehn¬
sucht nach den Landräten im Provinzialausschuß.

! (Zuruf: Und der Oberbürgermeister!) Ja, und den
l Oberbürgermeistern. Aber, meine Damen und Herren,

es ist doch interessant, einmal den jetzigenProvinzial¬
ausschuß der Rheinprovinz anzusehen, der ordnungs¬
mäßig zusammengesetztwar, ehe Herr Kollege Köttgen
gestorben ist, für den Sie ja jetzt — nach rechts — einen
anderen Mann haben wollen. Da hatten wir zwei
Oberbürgermeister: Dr. Adenauer und Dr. Köttgen.
(Zuruf des Herrn Landeshauptmanns: Drei; auch
Farwick!) Also sogar drei Oberbürgermeister; dann
einen Beigeordneten — meine Wenigkeit — (Zuruf
Dr. Wesenfeld: Die sind noch schlimmer! Heiterkeit.)
dann einen Staatsbeamten, den Herrn Kollegen Bau¬
knecht; einen Kreisdeputierten, den Herrn Kollegen
Kemmann, und sieben Stadtverordnete, die ebenfalls
dem Provinzialausfchuß angehören. Nun geben Sie
doch wohl zu, daß nicht allein die Oberbürgermeister
und Landräte der betreffenden Stadt- und Landkreise
die steuerlichenInteressen vertreten, sondern auch die
Stadtverordneten und Kreisdeputierten, die ganz
besonders nach der Rheinischen Städteordnung, wo
Mir das Zweikammersystem nicht haben, sondern wo
die Stadtverordnetenversammlung die Beschlüsse faßt,
die die Verwaltung durchzuführen hat.

Aus all diesen Gründen bin ich der Auffassung:
Die Eingabe, die der Städtetag gemacht hat, ist voll¬
kommen überflüssig. Es liegt vielmehr an den Par¬
teien, die den Provinziallandtag bilden, den Pro¬
vinzialausschuß so zusammenzusetzen,wie sie es im
Interesse der gesamten Provinz verantworten zu
tonnen glauben, und nicht im Interesse eines einzelnen
Kreises oder einer einzelnen Stadt. (Sehr richtig!
links.) Wir werden solche Vorschläge entschieden
bekämpfen. Ich glaube, daß das auch andere Parteien
dieses Hauses tun werden.

Meine Damen und Herren! Tausendjahrfeiern
Mar das, was am Schlüsse von fast allen Rednern
behandelt worden ist. Diese Tausendjahrfeiern werden
jetzt in allen Dörfern und Städten der Rheinprovinz
abgehalten. Es sind starke nationale Feiern. Der
verlorene Krieg, der furchtbare Friedensvertrag und
alles das, was wir an Ungerechtigkeitenund Ver¬
gewaltigungen nach dem Kriegsende in der Rhein-
brovinz haben durchmachenmüssen,hat unstreitig das
Nationalgefühl in allen Vevöllerungsschichtenwesent¬
lich gestärkt. (Sehr richtig! rechts.) Es kommt daher
auch bei den einzelnen Festlichkeiten, die jetzt abgehalten
werden, stärker zum Durchbruch. Das verstehenmeine
Parteifreunde und ich sehr gut. Aber wir müssendoch

davor warnen, daß letzten Endes aus diesem starten
Nationalgefühl eine nationalistische Aufmachung, ein
sogenannter nationalistischer Rummel entsteht.

Vor einigen Wochen habe ich mit einem namhaften
Politiker Deutschlands gesprochen,der im Saargebiet
gewesen war. Er sagte mir: Was haben die Franzosen
im Saargebiet fertiggebracht? Sie haben in der Haupt¬
sache eine nationalistischeStimmung erzeugt, die sogar
später für uns eine Gefahr bedeuten kann. Meine
Damen und Herren! Das wollen wir möglichstver¬
meiden. Wenn bisher, soweit ich es habe verfolgen
können — bei den vielen Festivitäten ist es fast unmög¬
lich, alles zu verfolgen —, noch keine großen Ent¬
gleisungen nationalistischer Art vorgekommensind, so
ist dies meiner Ueberzeugung nach sicherlich nicht auf
das Geschick, das Gefühl oder die Gedanken der einzel¬
nen Redner, sondern vielmehr darauf zurückzuführen,
daß wir eine fremde Besatzung im Lande haben. (Sehr
richtig! links.)

Man sieht das am deutlichsten, wenn
man sich einmal den Fahnenschmuck bei
diesen Festlichkeiten, die wir jetzt in der
Provinz feiern, ansieht. Es ist bedauer¬
lich, daß z. B. ein französischer General
verfügen muß, daß in der Zukunft in
feinem Bezirk nicht mehr allein die
Provinz- oder die Stadtfahne gezeigt
werden darf, sondern dabei auch die
Reichsfahne gezeigt werden muß. (Hört,
hört! links.) Das ist das Bedauerlichste, was
ich mir von unserem nationalen Stand¬
punkte aus denken kann. (Zuruf rechts: Auf
dem Landeshaus weht die preußische
Fahnenicht!)) Wirhabensonstdiepreu-
ßische Fahne hier gehabt; wie es jetzt i.st,
habe ich noch nicht gesehen. Man kann
meiner Ueberzeugung nach zur Fahne
Schwarzrotgold stehen, wie man will;
man hat sie als Reichsfahne zu respektie¬
ren und zu achten. (Sehr richtig! links.) Man
hat auch meiner Ueberzeugung nach die
Pflicht, nicht die leere Fahnenstange
stehen zu lassen, sondern unsere Reichs¬
fahne zu zeigen. Ich verurteile alle diejenigen,
die die frühere Fahne mit Schmutz und Dreck bewerfen,
durchaus. So etwas wird nie einer aus meinem Munde
gehört haben. Aber ich verlange auf der anderen
Seite auch, daß man die jetzige Reichsfahne, die repu¬
blikanische Fahne Schwarzrotgold, ebenfalls achtet
und ehrt und nicht mit Schmutz bewirft. Man muß
sie als unsere Nationalfahne zur Geltung kommen
lassen. (Sehr richtig!) Das ist leider viel zu wenig
bisher in den Vordergrund gestellt worden. Ich habe
eine einzige Stadt gesehen, die in ihrem Festschmuck
sehr stark Schwarzrotgold herausgestellt hatte. Ich
muß lobend anerkennen, daß das die Musenstadt Bonn
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war. (Sehr richtig! links.) Bonn — das muß ich
offen sagen — hat so glänzend Schwarzrotgold in
den Straßen seitens aller Bevölterungsschichten ge¬
zeigt, daß man Respekt davor haben konnte. (Zuruf
des Abg. Dr. Kaiser: Da hat man eine gute Fahnen¬
fabrik!) Herr Kaiser, wenn es lediglich auf die Fahnen-
fllürit bei Ihnen ankommt, so sind wir bereit, Ihnen
den Fahnenstoff zu liefern. (Abgeordneter Dr. Kaiser:
Bravo! Heiterkeit.) Hoffentlich werden Sie sich dann
mit der Flagge aussöhnen und als guter Staatsbürger
und staatserhaltend denkenderMann auch die Reichs-
fahne zeigen.

Meine Damen und Herren! Ich habe vorhin vom
Saargebiet gesprochen. Ich möchte setzt noch hinzu¬
fügen, was mir auch der erwähnte Politiker sagte:
Im Saargebiet erschallt heute nur ein Ruf:
Deutschland! Das Ergebnis der Ab¬
stimmung, das spater kommen muß, wird
ebenfalls nurDeutschlandheißen. (Bravo!)

Meine Damen und Herren! Ich habe aber auch
bei der letzten Tagung dieses Landtages, wo wir zum
Etat Stellung nehmen, die Pflicht, unserer
Landsleute in Eupen-Malmedh zu ge¬
denken. (Bravo!) Ich habe das früher schon einmal
getan, aber es muß noch einmal unterstrichen werden.
Ich habe früher schon einmal gesagt, daß
unsere Kriegsgegner bei der Abstim¬
mung in Eupen-Malmedh das Selbst¬
bestimmungsrecht der Völker mit Füßen
getreten haben. (Lebhafte Zustimmung.) Ich
habe damals hinzugefügt: Ich freue mich, daß meine
Parteifreunde, die der Sozialdemokratischen Partei
in Belgien angehören, denselben Standpunkt ein¬
nehmen; diesen Standpunkt haben sie auch sehr stark
bei den letzten belgischen Wahlen hervorgehoben. (Abge¬
ordneter Hoffmann nach rechts: Was tun da Ihre Leute?
Antwort des Abg. Dr. Kaiser: Die kennen wir nicht!)
Ich habe mir von Vertretern aus dem Kreise Eupen-
Malmedy sagen lassen, daß dort unzählige Leute, die
innerlich gar nicht sozialdemokratischsind, nur aus
dem Grunde sozialistisch gestimmt haben, weil die
SozialdemokratischePartei frank und frei erklärt hat:
Diese Abstimmung kann nicht bleiben.

Meine Damen und Herren! Wenn ich mir
diesen Standpunkt noch einmal in die
Erinnerung rufe, dann wird es mir weh
ums Herz, wenn ich mir vergegenwiir-
t'ge,dllßwirinDeutschlandeineReichs-
regierung haben, die bereit ist, frei-
w'lllg die Grenzen, die uns die Gegner
durch eine solche Abstimmung auf-
gezwungen haben, anzuerkennen. Ich
glaube - man darf das wohl auch in
diesem Zusammenhange sagen -, genau
so einig, wie ich Sie eben alle in der

Kennzeichnung dieser Abstimmungsart
gefunden habe, genau so einig sind wir
als Rheinländer darin, daß die so ge-
schaffeneGrenzevonunsnichtfreiwillig
als die gegebene und richtige Grenze
anerkannt werden kann. (Sehr richtig!)

Meine Damen und Herren! Lassen Sie mich zum
Schluß noch einiges zu den Festlichkeiten sagen. Meine
Freunde sind keine Leute des Griesgrams; sie sind auch
der Meinung, daß Feste feiern ab und zu notwendig
ist, um sich in mancher Beziehung zu stärken und über
manche Dinge leichter hinwegzukommen. (Hört, hört!
bei den Kommunisten.) Aber ich muß doch vor dem
warnen, was man in den letzten Wochen in dem gegen¬
seitigen Konkurrenzkampf der einzelnen Städte alles
geboten hat, das geht doch über das erträgliche Maß
hinaus. (Zustimmung im ganzen Hause.) Ich bin der
Meinnng, die Besatzung im Lande, die vielen Arbeits¬
losen in der Rheinprovinz, die schon von mehreren
Rednern erwähnt worden sind, sollten uns ein Mene¬
tekel sein, das wir nicht derartig versuchen,zu glänzen
und zu protzen,wozu wir gar lein Recht haben. (Sehr
gut! links.) Etwas mehr Bescheidenheit auf diesem
Gebiete wäre sicherlich angebracht. (Zustimmung links.)

Verehrte Anwesenden! Man hat trotz dieser
glänzenden Festlichkeiten, im allgemei¬
nen, die Verbindung mit der Masse der
Bevölkerung bei den Iahrtausendfeiern
noch nicht gefunden. Bei Speise und Trank
konnte man sie nicht finden, weil man sie da meistens
nicht haben wollte. Man hat sie aber auch geistig nicht
gefunden. Man hat die Verbindung meiner Ueber¬
zeugung nach deshalb nicht gefunden, weil man zuviel
noch am Alten hängt und nicht den Mut hat, das Neue
hervortreten zu lassen. Die Iahrtausendfeier geht bis
1925. Ich gebe zu, fünf Jahre spielen in einer Zeit-
epochc von tausend Jahren keine Rolle. Aber wenn
in diesen letzten fünf Jahren eine Staatsumwälzung
vor sich gegangen ist, wie es in Preußen-Deutschland
der Fall war, so bin ich der Meinung, sollten diese
letzten fünf Jahre auch bei der Iahrtausendfeier in
die Erscheinung treten. Man sollte erkennen lassen,
daß Deutschland heute eine Republik ist und ein
demokratisches Staats- und Verfassungswesen hat.
Aber die meisten Festveranstalter scheuen sich nicht
allein, die gute Musik, die hochinteressanten und gut-
ausgeführten Konzerte der Masse des Volkes zu bieten,
sondern sie scheuen sich noch viel mehr, der Masse des
Volkes gegenüber von Republik und Demokratie zu
reden. Solange dieser Geist aufrechterhalten wird,
wird es genau so sein, wie es in der Vergangenheit
war, man wird bei solchen großen nationalen Feiern
nicht die Verbindung zum Volke finden, die man
eigentlich finden müßte. (Abgeordneter Gerlach: Sehr
gut!) Und wir müßten sie heute doch wesentlichbesser
finden, als es in früheren Jahren der Fall gewesen ist.
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Zum Schluß, meine Damen und Herren, lassen
Sie mich vor allem noch darauf hinweisen, daß die
Besetzung der Kölner Zone nach unserer
Meinung widerrechtlich fortgesetzt wird.
(Zustimmung.) Von der deutschen Regie¬
rung müssen wir erwarten, daß sie
baldigst unzweideutig zur Entwaff¬
nungsnote, zur Sicherheit^- und Völker-
bundsfrage in einem Sinne Stellung
nimmt, der bei entschiedener Wahrung
der berechtigten Interessen Deutsch¬
lands der Entente leine weiteren Vor¬
wände für die Aufrechterhaltung der
Besatzung gibt. (Sehr gut! links.) Die Frei¬
heit des Rhein landes muß nach wie vor
das oberste Ziel unserer Politik sein.
(Lebhafter Beifall.)

Stellvertretender VorsitzenderEberle : Das Wort
hat der Abgeordnete Knab.

Abgeordneter Knab : Meine Damen und Herren!
Es ist dies der fünfte Haushaltsplan, der diesem im
Februar 1921 gewählten Provinziallandtag vorgelegt
wird, abgesehen von den Nachtragshaushaltsplänen,
die uns in den Jahren der Inflation mehrmals vor¬
gelegt worden sind. Der Haushaltsplan schließt in
diesem Jahre mit einer Gesamteinnahme und Ausgabe
von 116 285 000 Mark ab; auf die einzelnen Zahlen will
ich nicht eingehen. Zieht man einen Vergleichmit dem
Haushaltsplan 1924/25,der in dem ersten Jahre der
sogenannten Stabilisierung uns von der Provinzial-
uerwaltung vorgelegt worden ist, so muß man sagen:
Man hat von dem fetzigen Haushaltsplan den Ein¬
druck, daß die Provinzialverwaltung über sehr reich¬
liche Mittel im Verhältnis zum vergangenen Jahr
verfügt. Wenn man sich eine Reihe von Positionen
dieses Haushaltsplans ansieht, dann kommt man,
wenigstens von unserem Standpunkt aus, zu der
Ueberzeugung: Diese ziemlich reichlich vorhandenen
Mittel sind an vielen Stellen sehr unzweckmäßigver¬
wandt worden.

Wir sind zunächst einmal Gegner der Art und
<«eise, wie diese rund 116 Millionen von Reich, Staat
und Provinz aufgebracht werden. Wir sind aber auch
zum andern Gegner eines Teils der Positionen im
Etat wegen der Verwendung der Mittel, die unter so
großen Opfern von den Massen aufgebracht werden
müssen. Es sind zwar nur 10500 00« Mark, die in
diesem Jahre durch die Provinzialumlage aufgebracht
werden sollen. Aber wenn man sich die Gesamtlage
der Arbeiterklasse in Deutschland betrachtet und sieht,
wie die Steuerschraube allenthalben in Reich, Staat
und Gemeinde angezogen worden ist und wie die
Gesamtlasten auf direktem und indirektem Wege von
den arbeitenden Massen aufgebracht werden muffen,
dann muß man sagen: Selbst diese Summe von
1l>.5 Millionen bedeutet eine neue Belastung der

Arbeiterklasse hier in der Rheinprovinz. Diejenigen
von Ihnen, die in den Gemeinden, Stadt- oder
Gemeindeverordnete sind, wissen, wie oft die Beratun¬
gen in kleineren Gemeinden um einige tausend Mark
und in größeren Gemeinden um 10 000 oder 100 000
Mark gehen, deren Aufbringung notwendig ist, um die
allerdringendsten Aufgaben auf sozialemGebiete durch¬
führen zu tonnen. Eine Summe von fast 11 Millionen,
die auf direktem Wege auf die Gemeinden und die
Steuerzahler in den Gemeinden, d. h. die Arbeiter¬
schaft, umgelegt wird, bedeutet also eine neue Be¬
lastung, der wir als Kommunisten auf keinen Fall
unsere Zustimmung geben können.

Ich habe Ihnen schon in den vergangenen Jahren
bei den Etatsreden des öfteren eingehend unsere
Stellungnahme zu dem Steuerproblem im kapitalisti¬
schen Staate dargelegt. Es erübrigt sich, heute hier
näheres darüber auszuführen.

Ich möchte zunächst auf ewige allgemein-wirtschaft¬
liche und politischeAusführungen des Herrn Landes¬
hauptmanns und des Vertreters der preußischen
Staatsregierung, des Herrn Oberpräsidenten, eingehen.

Der Herr Landeshauptmann lobt einerseits das
Londoner Abkommen und den Dawesplan, der nach¬
träglich von dem Reichstag am 28. August 1924 an¬
genommen worden ist, nachdemdie deutsche Delegation
in London schon ihre Zustimmung dazu gegebenhatte.
Anderseits aber erkennt er an, daß die Hoffnungen,
die seine Kreise, d. h. die bürgerlichen Kreise, in der
deutschenWirtschaft und Politik auf den Dawesplan
gestellt hatten, in keinem Falle sich verwirklicht haben,
daß zwar hier und da geringe Erleichterungen für die
deutschenKapitalisten herausgekommen sind, daß aber
im großen und ganzen der Dawesplan bis zum heu¬
tigen Tage nicht den Ausblick gezeitigt hat, den man
erwartet hatte. Und schon ist fast die Zeit um, die
er als Schonzeit bezeichnethat, die Zeit des Mora¬
toriums, die uns auf Grund des Londoner Abkommens
gegeben wurde. Wir stehen jetzt unmittelbar vor dem
Zeitabschnitt des Londoner Abkommens und des
Dawesplans, wo wirklich große Leistungen aus der
deutschenWirtschaft herausgeholt werden. Aber schon
die Zeit seit August vergangenen Jahres bis zum
heutigen Tage hat doch den arbeitenden Massen in
Deutschland bewiesen,daß sie ausschließlichdie Lasten
zu tragen haben und daß sie auf Grund der bisheri¬
gen Erfahrungen in den kommendenJahren noch mit
weiteren Lasten — direkten und indirekten Steuern,
Lohnabbau und Zöllen, die sich gegen ihre täglichen
Bedürfnisse richten — zu rechnen haben werden. (Sehr
richtig! bei den Kommunisten.) Der Dawesplan hat
aber auch dem deutschenUnternehmer, dem deutschen
Kapitalisten nicht das gebracht, worauf er gerechnet
hatte. Es gab ja Illusionisten darunter, die glaubten,
daß, nachdemder Dllwespakt von deutscherSeite voll¬
kommen erfüllt sei, nach Ablauf dieser Periode, viel-
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leicht um das Jahr 1966 bis 1970 herum, die deutsche
kapitalistischeWirtschaft wieder selbständig dastehen
würde. Aber heute schweigendarüber alle Flöten in
sämtlichendeutschen bürgerlichen Parteien. Man sagt
wohl nach außen hin — und das hat auch der Herr
Landeshauptmann getan: Es sind einige unmittel¬
bare Krisenerscheinungen des deutschen Kapitals, die
im Jahre 1923 in der Hochflut der Inflation ihren
Ausdruck fanden, beseitigt worden, aber auch nicht
restlos. Der Herr Landeshauptmann erkennt zunächst
einmal an: Es ist noch eine große Kapitalnot in der
deutschenWirtschaft vorhanden, und zweitens hat die
deutsche Wirtschaft nach außen hin eine passive Han¬
delsbilanz; diese beiden Dinge müssenbeseitigt werden.
Er geht aber nicht auf die ersten Ursachendieser Dinge
ein, sondern berührt lediglich die äußeren Erscheinun¬
gen. Das nennt der Herr Landeshauptmann dann:
Wir sind noch von einer Gesundung sehr weit entfernt.
Diese äußeren Erscheinungen: Kapitalnot, passive
Handelsbilanz, viele Erwerbslose, nicht volle Beschäfti¬
gung unferer Produltion, noch leine Rückeroberung
des Weltmarktes, den die deutsche Wirtschaft in der
Vorkriegszeit hatte, diese Erscheinungen zweiten
Ranges werden von ihm als die Ziele dargestellt, die
sich die deutsche Politik mit der Annahme des Dawes-
Palts gestellt hatte. Im Grunde genommen hat man
aber den Massen bei allen Wahlliimpfen im vergange¬
nen Jahre vorerzählt, es könnte mittels des Dawes-
Pakts gelingen, daß einmal die Deutschen innerhalb
Deutschlands wieder vollständig selbständige Herren
der eigenen Wirtschaft, der Innen- und Außenpolitik
werden würden. Auf diese Dinge geht man heute in
der Oeffentlichleit nicht mehr ein, und auch nicht ein
einziger Redner der bürgerlichen Parteien bis zur
Sozialdemokratie hat es für notwendig gefunden, auf
diesen Kernpunkt hinzuweisen. Ich erinnere an die
Aussprache,die wir im vergangenen Jahre hier hatten,
ehe wir den Dawespalt angenommen hatten, wo alle
diese Fragen schon zur öffentlichenDiskussion standen.
Damals wies auch ich an dieser Stelle darauf hin, daß,
nach Annahme des Pakts, für alle Zeiten — solange
noch ein kapitalistischesSystem in Europa besteht —
die deutsche Wirtschaft und die deutscheAußenpolitik
unselbständigbleiben und vom Willen der westeuropä¬
ischen und amerikanischen Kapitalisten abhängen
würden. So ist auch tatsächlich die Entwicklung in
dem einen Jahre gegangen, wo das deutsche Volt den
recht zweifelhaften Genuß hatte, die Auswirlungen
dieses Dawespalts kennen zu lernen, des Pakts, den
der Vertreter der Verwaltung, der Herr Landeshaupt¬
mann, glaubte loben zu müssen. Von einer Gesundung
« »^"" °bl"ut nicht reden. Nun führt der Herr
Landeshauptmann an: Die Währung ist bis jetzt stabil
geblieben, da nach Annahme des Dawespalts ruhige
Zelten eingetreten sind. Keine Teuerung und leine
Lohnerhöhungen könnten seiner Ansicht nach eine neue

Inflation herbeiführen, sondern der Herr Reichs¬
finanzminister habe es in der Hand, durch seine Finanz¬
maßnahmen und die banktechnischen Maßnahmen der
Reichsbank eine neue Geldentwertung zu verhindern.
Dies wurde auch von seinem Parteifreunde, dem
Fraktionsredner des Zentrums, Herrn Schäfer, an¬
erkannt und unterschrieben. Aber die Herren haben
dabei ganz vergessen, daß ihre Freunde, die draußen
in der Praxis die Führer des kapitalistischenWirt¬
schaftssystemssind, die Herren Unternehmer, seien sie
schwarzer, blauer oder konservativer Färbung mit
etwas blauer Beimischung (Heiterkeit.), sobald eine
Gehalts- oder Lohnforderung von feiten der Arbeit¬
nehmerschaft gestellt wird, einmütig erklären: Wir
können keine Lohnerhöhung bewilligen, denn erstens
wird damit die Gefahr einer neuen Inflation herauf¬
beschworen,zweitens müssen wir auch damit rechnen,
daß von feiten unserer Gläubiger aus dem Friedens-
vertrag Einsprüche kommen, wenn zu große Gehalts¬
und Lohnbewilligungen für Beamte, Angestellte und
Arbeiter stattfinden, und drittens wird die Kon¬
kurrenzfähigkeitder deutschen Industrie auf dem Welt¬
markt heruntergesetzt. Also die Herren haben hier
gut deklamieren und sagen: Die Inflation geschieht
nicht durch Lohnerhöhung und Teuerung. Diese
Aeußerungen sind Phrasen zur Beruhigung der Ar¬
beiterschaft nach außen hin, eine Konzession an die
Koalitionsfreunde von der Sozialbemotratie. Aber
gerade die Herren von der Sozialdemolrntie, die doch
in der Arbeitsgemeinschaft als Gewerlschaftspolitiler
die Verhandlungen mit dem Unternehmertum führen,
erhalten doch tagtäglich, bei jeder Lohnverhandlung
den offenen oder versteckten Vorwurf: Es geht nicht,
oder sie werden es schuld sein, wenn eine neue In¬
flation kommt. Sie erinnern sich, auch im vorvergan¬
genen Jahr, auf der Tagung in Barmen, haben wir
Ihnen zum Ausdruck gebracht, daß die damalige In¬
flation erst in zweiter Linie eine Börsenspekulation,
in erster Linie aber ein politisches Kampfmittel der
deutschen Bourgeoisie war, um bei der Beuteverteilung
an den deutschen Produktionsmitteln und Arbeits¬
kräften einen besseren Anteil zu gewinnen. Sie wollten
nach außen den Beweis führen: Der Versailler Ver¬
trag in der ursprünglichen Fassung ist unmöglich durch¬
zuführen, weil als Folge die Mark in ein Nichts zer¬
fließt. Wir sind überzeugt, daß, wenn die deutsche
Bourgeoisie es eines Tages aus politischen oder wirt¬
schaftlichenGründen für notwendig hält, sie gar nicht
vor einer neuen Inflation zurückschrecken wird. Die
Vertreter des Kapitals haben es jederzeit in der Hand,
auch die geringsten schwachen Abwehrversuche,die ein
kapitalistischorientierter Finanzminister machen lann,
mit einem Federstrich zu annullieren und über den
Haufen zu werfen, und zwar in dem Augenblick, wo es
ihre weltwirtschaftlich orientierten Interessen erfor¬
dern werden. Wir sind also nicht der optimistischen
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Auffassung des Herrn Landeshauptmanns, der damit
dieser Rechtsregierung eines Luther, die ja von seinen
Parteifreunden unterstützt wird, seine Zustimmung
gibt. Herr Kaiser, als ein ziemlich vorsichtiger Mann
und Iustizrat, hat in seiner Stellungnahme zu dieser
Frage natürlich einige kleine Einschränkungen vor¬
genommen. Im allgemeinen stimmen Sie (zu Herrn
Kaiser) zu, aber wenn die Herren Industriellen von
der Vollspartei bei Lohnverhandlungen sind, stimmen
Sie im besonderen dem nicht zu, was hier im allge¬
meinen der Herr Kaiser zugegeben hat. Es ist hier
lediglich eine rethorische Agitation für die Deutsche
Vollsvartei — was man sonst so gern unserer Partei
vorgeworfen hat. Wir haben es nicht in der Hand,
das durchzuführen, weil wir heute noch nicht im Besitz
der politischen und wirtschaftlichenMacht sind. Nach
außen hin wird zur Beruhigung der Massen ein
bißchenSand gestreut; aber in der Praxis des wirt¬
schaftlichenund Politischen Lebens handeln Sie von
allen bürgerlichen Parteien genau entgegengesetztdem,
was Sie hier durch Ihren Verwaltungsmann oder
Ihren Fraltionsvertreter erklären lassen.

Der Herr Landeshauptmann und auch der Herr
Oberpräsident bedauerten, daß die im Londoner
Abkommen vorgesehene Räumung der Kölner Zone
am 10. Januar und die jetzt im August eigentlichstatt¬
zufindende Räumung der nördlichstenZone des Ruhr-
nebiets noch nicht vorgenommen ist oder keine Aus¬
sicht besteht, daß im August schon diese Räumung statt-
fmdet. Das Zentrum hat sich veranlaßt gefühlt, dazu
eine« Antrag einzubringen, der an die Reichsregierung
d«e Aufforderung richtet, die Räumung der Kölner
Zone möglichst zu beschleunigen,und auch die Gründe
wissen will, welche Hindernisse sich der Reichsregierung
entgegengestellt hätten. Auch hier, meine Herren,
müssen wir Ihnen sagen, weil Sie es uns bei jeder
Gelegenheit vorwerfen: Diefe Entschließung ist weiter
nichts als ein Agitationsantrag, um auch hier den
Massen Sand in die Augen zu streue». Denn Sie sind
doch genau darüber orientiert, welche wirtschaftlichen
und innen- und außenpolitischen Gründe gegen die
Räumung der Kölner Zone und des Nuhrgebietes noch
bei den Vertretern der Entente vorhanden sind. Da
möchte ich einmal hier in aller Oeffentlichkeitim Westen
d'e Tatsache feststellen, daß von den Parteien, die hinter
dem Londoner Abkommenstanden und von ihren Pro¬
minenten Vertretern, besonders dem Herrn Marx, den
Man dem deutschenVoll als Reichspräsidenten darzu¬
bieten wagte, unserer Auffassung nach bewußt die
deutsche Wählerschaft in den vergangenen Wahllämpfen
irregeführt worden ist. Sie haben erklärt, Ihnen seien
m London bei den Verhandlungen bestimmteZusagen
über die Räumung der Kölner Zone und die Räumung
der nördlichen Zone, des Ruhrgebietes, gemacht
worden. Meine Damen und Herren! Es hat sich jetzt
herausgestellt, daß dem Herrn Marx und seiner deut¬

schen Delegation keine Zusage in bestimmter Form
gegeben worden ist, sondern daß man nur ganz all¬
gemeine Andeutungen gemachthat und daß der Herr
Reichskanzlerund seine Paladine weiter nichts hatten
als einige allgemeine Aeußerungen. Aber in der
gesamten bürgerlichen Presse, mit Ausnahme der
damals noch oppositionellen Rechtsdeutschnationalen
und Deutschvöltischen,hat man den großen Erfolg in
der Räumungsfrage in den Vordergrund geschoben
und auf dieser Basis versucht,durch eine Verfälschung
der öffentlichenMeinung im Westen die Stimmen der
Wählerschaft für den PräsidentschaftskandidatenMarx
zu gewinnen. Wir wollen hier einmal deutlich fest¬
stellen: Heute wird sich lein Zentrumsmann hierhin¬
stellen, um zu sagen: Es sind damals dem Herrn Marx
doch bestimmte Zusicherungen gegeben worden, unter
den und den Formulierungen und so und so zu Proto¬
koll gegeben. Das wird niemand tun, weil sich mittler¬
weile ergeben hat, daß es nicht mehr notwendig ist.
Der Kampf ist entschieden, und der erste Präsident der
deutschen Republik ist der Monarchist Hinbenburg.
(Zuruf eines Sozialisten: Durch Ihre Hilfe!) Ich
kann mich heute mit Ihrer gewissenNichtauffassungs-
müglichteit nicht näher befassen, ich nehme an, daß bei
Ihnen die Hitze daran schuld gewesen ist. Aber eine
Frage lege ich Ihnen vor: Bilden Sie sich ein, daß ein
einziger Arbeiter, der Thälmann gewählt hat, hin¬
gegangen wäre und den Zentrumsmann und Jesuiten
Marx gewählt hätte? (Heiterkeit.) Sie können es
glauben: Wenn die KommunistischePartei ihre Ar¬
beiter aufgefordert hätte, Marx zu wählen, so hätten
sie uns etwas gepfiffen. Das fagen wir Ihnen offen.
Gehen Sie doch zu Ihren Parteifreunden nach Sachsen
und Thüringen. Haben die denn Marx gewählt? Das
bilden Sie sich doch nicht ein. Sie sehen auch hier im
Hause den Erfolg Ihrer Parteiwirtschaft: Fräulein
Otto hat den Herrn Marx zum Stein des Anstoßes
genommen und ist zu uns gerutscht. So rutschen Tau¬
sende (Oho!-Rufe bei den Sozialisten.), weil Sie den
Mann, den Sie vor Jahren beschimpft und mit Dreck
beworfen haben, jetzt als den Retter Deutschlands prä¬
sentieren, den Zentrumsmann Marx. Wenn wir bei
der Reichspräsidentenwahlkeinen Kandidaten aufgestellt
hätten, würden unsere Leute nicht wählen gegangen
sein, auch wenn wir sie dazu aufgefordert hätten. Der
Erfolg wäre derselbe geblieben: 13 800000 Stimmen
für Marx und die sogenannte Republik, und Hinden-
burg hätte eine glatte Mehrheit von einer Million
Stimmen gehabt, und die Herren würden sich sehr
beeilt haben, nicht wahr, Herr Kaiser? (Abgeordneter
Dr. Kaiser: Sehr richtig!), in der „Kölnischen Zeitung"
zu versichern: Deutschland ist in der Mehrheit
monarchistisch eingestellt.Wir sind die dicksten Freunde,
die es geben kann, sobald wir Gelegenheit haben, auf¬
einander loszufahren. Diese dummen Wahlredereien
konnten nur in einzelnen Gehirnen entstehen, deren
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Gedanken ausschließlichdarauf konzentriert sind, die
ehemaligen Freiherrn, Grafen usw. zu ersetzen, aber
nicht bei logisch denkenden Menschen. (Zuruf des Ab¬
geordneten Haas: Beim Wiener Bezirlsparteitag
haben es Ihre führenden Männer konstatiert!) Sie
wissen immer mehr, als wir selbst wissen, Herr Haas
(Zuruf des Abgeordneten Haas: Sie waren ja auch
nicht da!); das habe ich schon oft erfahren. Wir nehmen
Sie auch einmal in die KPD. auf. (Zuruf des Abgeord¬
neten Haas: Es geht mir nicht wie Helene Otto!) Aber
Sie wissen noch nicht, wo wir Sie „aufnehmen"; warten
Sie einmal ab.

Nun möchte ich den Herren sagen, daß wir das
Wahlmanöver damals schon durchschauthatten. Keine
der bürgerlichen Zeitungen ist auf unsere Angriffe ein¬
gegangen, weil dann ihre Wahlschäfchen auf die Frage
mit der Nase gestoßen worden wären, und heute werden
sie noch mehr schweigen,weil sie alle Ursache dazu
haben. Die Herren von den sogenannten republika¬
nischen Mittelparteien stellen sich allmählich auf die
monarchischeWalze um, soweit es die Herren von der
schwarzenCouleur betrifft, und auch die Herren Demo¬
kraten, die hier schon ziemlich durch Dick und Dünn
mit den Deutschnationalen gehen, werben für ihre
Republik wenig mehr übrig haben.

In diesem Zusammenhang war es erhebend, daß
die Fahnenfrage von Herrn Haas wieder angeschnitten
wurde. Deutschland ist immer wenig republikanisch
gewesen und wird es auch sehr wenig sein. Für die
Fahnenfrage ist der Fall typisch,der in Trier passiert
ist, wo in dem Hause, in dessen Hintergebäude die
Sozialdemokratie ihre Funktionäre sitzen hat, im
Vordergebäude ein ziemlichbürgerlich und rechts ein¬
gestellter Hausbesitzer eine sehr große preußisch-
monarchischeFahne in Schwarzweiß und daneben ein
Kinderfähnchen von der (zeigt mit der Hand) Aus¬
dehnung in Schwarzrotgold aufgehängt hat. Also so
ein bißchen republikanisch und soviel monarchisch.
(Redner demonstriert. Heiterkeit.) Weil die Sozial¬
demokraten so große Realpolitiker sind, bezweifeln wir
nicht, daß sie eines Tages natürlich den Uebergang
suchen werden von dem bißchenRepublikanischzu dem
vielen Schwarzweiß, und an dem Roten, das zu dem
Schwarzweiß hinzukommt, wird es dann auch nicht
fehlen. (Heiterkeit.) Wir haben gegen beide Fahnen
nichts einzuwenden, wenn kleine Aenderungen daran
vorgenommen werden, wenn aus der einen Schwarz¬
weiß und aus der anderen Schwarzgold heraus¬
genommenwird. Damit sind wir durchaus einverstan»
den Wir haben dann eine schöne Einheitsflagge in
Reich. Staat und Kommunen.
^ ^"«ll!."b ^ Herren auf manchen Segen im Lon¬
doner Abkommen eingegangen. Sie beschweren sich
anderseits darüber, daß die Herren Alliierten ihren
Pflichten aus dem Londoner Abkommen nicht nach¬
kämen. Wie sieht es denn auf der deutschen Seite

damit aus? Soweit wir uns erinnern — und meine
Parteifreunde haben ein gutes Gedächtnis für
Geschäftsabkommen—, steht im Artikel 7 des Londoner
Abkommens— der Herr Landeshauptmann als Bevoll¬
mächtigter hat ja wohl speziell mit diesemArtikel hier
im Rheinland zu tun gehabt —, daß die beiderseitigen
Vertragsgegner, also die Herren Alliierten und die
deutsche Reichsregierung, die politischen Gefangenen,
die beiderseitig aus Anlaß der Kämpfe zwischen der
Besatzung und der deutschenEinwohnerschaft gemacht
worden sind, soweit sie auf Anklagefuß stehen, frei¬
gelassen werden, und daß diejenigen, die schon ver¬
urteilt sind, amnestiert werden.

Wir sind leine Freunde der Alliierten. Das haben
wir in den vergangenen Jahren schon gesagt; ihre
militaristische Politik können wir unter keinen Um¬
ständen billigen. Aber sie haben ihre Pflicht in dieser
Beziehung restlos erfüllt. Es sind mir Fälle bekannt
geworden, wo die Alliierten Leute ins besetzte Gebiet
zurückgelassen haben, die in ihrer Vergangenheit offen
gegen die Besahungsmächte, auch mit den Waffen,
gestanden haben, Leute, die bereit waren, unter Um¬
ständen bei einem bewaffneten Gingreifen der Be-
sahungsbehörde zugunsten der separatistischenHorden
von Smeets und Matthes, bewaffnet dagegen einzu¬
greifen. Obwohl mau weiß, daß keine Gesinnungs-
änderung sich bei den betreffenden Personen vollzogen
hat, sind sie ohne weiteres auf freien Fuß gesetzt
worden. Und was hat die deutsche Reichsregierung
gemacht? Wo bleibt die Erfüllung der Forderung, die
wir an die deutsche Reichsregierung in dieser Hinsicht
haben, daß die deutschen politischen Gefangenen auch
amnestiert werden sollen, sofern sie aus dem besetzten
Gebiet stammen? Wir hatten schon im vergangenen
Jahre hierzu einen Antrag eingereicht. Er wurde von
dem Provinziallandtag abgelehnt. Wir können es
auch in diesem Jahr nicht unterlassen, die deutsche
Neichsregierung und den Deutschen Reichstag aufzu¬
fordern, daß sie ihren Verpflichtungen nachkommen
und die Gefangenen freiläßt.

Ich will hier ein Beispiel anführen. Wir haben
dreizehn politische Gefangene, Leute, die unserer Be¬
wegung angehören, aus den Orten Königswinter und V
Honnef. Die Mehrzahl davon sind Gemeindevertreter
von Königswinter und Honnef. Sie sind schon seit
dem vergangenen Sommer, manche seit dem Frühjahr,
im Glberfelder Gefängnis eingesperrt. Es schwebt
gegen sie noch eine Untersuchung, weil sie angeblich im
Oktober 1923 bereit gewesensein sollen, im Falle einer
bewaffnetenErhebung der Kommunisten in Deutschland
ins unbesetzte Gebiet überzugehen, um sich daran z«
beteiligen. Aber die Staatsanwaltschaft und der Unter¬
suchungsrichter haben in der Voruntersuchung an¬
erkennen müssen,daß das dieselbenLeute gewesensind,
die damals führend und in erster Linie mit der Waffe
in der Hand gegen die Separatistenhorden bei Königs-
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Winter und im Siebengebirge gekämpft haben. Die¬
selbe Staatsanwaltschaft, die das auf der einen Seite
anerkennt, läßt es auf der anderen Seite zu, daß diese
Leute im Gefängnis in unerhörter Weise drangsaliert
werden, baß ihre Familien leine Unterstützung be¬
kommen (Hört, hört! bei den Kommunisten.), daß die
Frauen und Kinder solcher Leute hungern, die mit
der Waffe in der Hand gegen die Pläne der Separa¬
tisten aufgetreten sind, die Leib und Leben nicht
geschont haben, während doch alle Bürgerlichen im
Trockenen saßen, als die Schießerei dort unten lusging.
So sieht der Dank der bürgerlichen Klasse für die
Proletarier aus, die damals glaubten, unter allen
Umständen verhindern zu müssen, daß durch Smeets
und Konsorten eine Abtrennung des Rheinlandes vom
Reichsganzen erfolgte.

Wir können nicht unterlassen, Ihnen diese Anklage
an dieser Stelle entgegenzuwerfen. Wir fordern von
Ihnen, daß Sie folgender Entschließung zustimmen:

«Der Artikel 7 des Londoner Abkommens sieht
die beiderseitigeAmnestie der politischenGefangenen
des besetzten Gebiets vor. Dieser Artikel ist in
Kraft getreten und wurde von feiten der Besatzungs¬
mächte restlos durchgeführt, während die deutsche
Reichslegierung dieser Verpflichtung nicht nach¬
gekommenist.

Der RheinischeProvinziallandtag fordert von der
Reichsregierung und dem Reichstag die sofortige
Amnestie der aus dem besetztenGebiet stammenden
Politischen Gefangenen."
Meine Damen und Herren! Es ist bezeichnend,

daß die SPD., die heute hier soviel ausgeführt hat und
die zum Schluß zehn Minuten zur Selbstbeweihräuche¬
rung notwendig hatte (Heiterkeit.), nicht ein einziges
Wort für die Kämpfer gefunden hat, die damals gegen
die Separatisten gestanden haben und die heute noch
als politische Gefangene in den deutschen Kerkern
sitzen. Warum ist es bezeichnend? Weil die Sozial-
demokraten au diesen Tatsachen mitschuldig sind, weil
ne jederzeit dafür eingetreten sind, daß diese Leute
gefangen gehalten werden, weil sie im Reichstag und
Landtag sich stets gegen eine allgemeine Amnestie aus¬
gesprochen haben, um nur ja nicht durch politische
Gegensätze von ihren Koalitionsfreunden abgetrennt
zu werden. Wenn Sie (zu der SPD.) es nicht glauben,
s° sagt Ihnen ja in der Zeitschrift für Politik und
Wirtschaft Ihr Abgeordneter Levi die Wahrheit, und
er gibt Ihnen genügend Backpfeifendafür; er zeigt
Ihnen, wie Sie in Reich und Staat die Frage der
politischen Gefangenen behandelt haben. (Abgeord¬
neter Hoffmann macht einen Zuruf.) Herr Oskar
Huffmann existiert noch, er will, glaube ich, beweisen,
daß er trotz dreijähriger Koalitionspolitik noch ein
»Revolutionär" ist. Es ist doch merkwürdig, solche
Leute aus dem Muckertal werden nie klug. (Heiter¬
keit.) Sehen Sie doch ein, daß Sie bürgerlich sind,

Herr Hoffmann, dann sind Sie mit der bürgerlichen
Mehrheit des Hauses vollkommeneinig und sparen sich
derartige Zurufe. (Zuruf des Abg. Hoffmann: Kon-
fusionsrat!) Sie meinen, Sie wären ein Konfusions»
rat; darin stimme ich Ihnen durchaus zu, das weiß
ich schon lange.

Der Herr Landeshauptmann bemerkte in seinen
Ausführungen über die Erwerbslosigkeit Dinge, die
ich im speziellennicht nachprüfen kann. Aber er hat
eine Tatsache angeführt, der man zustimmen muß. Er
sagt, es sei speziell das Aachen—Dürener Gebiet, das
wirtschaftlichbesonders schwer betroffen ist. Vielleicht
kann er uns Aufklärung darüber geben, wie es kommt,
daß gerade in das Aachen—Dürener Gebiet, und zwar
besonders in das Wurmgebiet, seit mehr als Drei¬
vierteljahr dauernd Leute aus dem unbesetztenGebiet
oder dem Ruhrgebiet geholt werden. Wo doch der pro¬
zentuale Satz der Erwerbslosen geringer ist als im
Wurmgebiet. Diese Leute werden dann dort in den
Zechen beschäftigt. Wir wissen z. B. aus der Gemeinde
Stoppenberg bei Essen, wo unsere Parteifreundin Frau
Plum als Gemeindevertreterin tätig ist, baß da die
Gemeindeaus ihren Wohlfahrtsmitteln noch das Fahr¬
geld zahlen muß, damit die Leute in das Aachener
Gebiet geführt werden können und dadurch zum Teil
von ihren Familien getrennt werden. Mann und
Familie haben dann weder genug zum Leben noch zum
Sterben. Der größte Teil geht nach kurzer Zeit wieder
zurück, weil man unter solchen Bedingungen nicht
arbeiten kann. Man sieht, daß in Gebiete, wo große
Arbeitslosigkeit besteht, man noch Leute aus Gebieten
hineinschickt, wo eine weniger große Arbeitslosigkeitvor¬
liegt. (Zuruf des Abgeordneten Verlach: Qualitats-
arbeiter!) Ich hatte vor vierzehn Tagen noch Gelegen¬
heit, mit Direktoren aus dem Wurmkohlenrevier zu
sprechen. Da wurde mir gesagt, sie hätten zwar-an
der Grenze mit den holländischen Gruben schwer zu
konkurrieren, aber sie könnten trotzdem bei dem gegen¬
wärtigen Stand ihrer Produktion noch einen großen
Prozentsatz von ungelernten Leuten einstellen. Sie
Wnnten dann Leute, die seit Jahren im Zubringer-
dienst beschäftigtwaren, vor Ort arbeiten lassen, weil
sie dazu geeignet wären. Sie könnten dann Erwerbs¬
lose brauchen, um sie im Zubringerdienst oder unten
an der Oeffnung des Schachtes zu beschäftigen und
dafür Leute nach vorn zu schicken. Aber ihnen würden
Leute aus dem Ruhrgebiet und anderen Gegenden
überwiesen, die sie aufnehmen müßten, weil sie sich
nach Lage der Dinge nicht gut gegen die Arbeits¬
ämter usw. auflehnen könnten. Das sind Sachen, die
schnellstens vom Landesarbeitsamt, soweit es eine
Befugnis dazu hat, nachgeprüft werden müssen.

Ich habe Ihnen damals, als wir die Satzung des
Landesarbeitsamtes verabschiedeten,gesagt: Die Be¬
fugnisse in der Arbeiterfrage, d. h. in bezug auf die
Meldepflicht der freien Stellen von feiten der Unter¬
nehmer an die Arbeitsämter, sind zu beschränkt. Die
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Arbeitsämter haben noch nicht einmal das Recht, die
Arbeiterannahme zu erzwingen; sie haben lediglichdie
Zustimmung erhalten, daß sie dem Unternehmer für
freie Stellen Personen vorschlagen. Der Unternehmer
ist noch nicht einmal verpflichtet, freie Stellen anzu¬
geben. Da muß das Arbeitsamt in Kürze eingreifen
und versuchen, diese Dinge in das rechte Gleis zu
bringen.

Der Herr Landeshauptmann bemerkte, daß die
Kosten in den Privatanstalten, wo wir Zöglinge oder
Kranle untergebracht haben, weit geringer sind als
in den Provinzmlllnstalten. Er hat zwar gesagt, man
könne nicht so ohne weiteres einen Vergleich zwischen
beiden Kategorien ziehen; trotzdem sei die Tatsache
unverkennbar, daß die Unterbringung in den Privat¬
anstalten weit vorteilhafter sei als in den Provinzial-
anstalten. Wir haben uns über das Problem schon
in all den Jahren hier unterhalten. Ich Win mich
in diesem Jahre lediglichauf eine Folgerung beschrän¬
ken, die man aus dieser Darstellung des Herrn Landes¬
hauptmanns ziehen könnte. Nehmen wir an, daß den
Zöglingen und auch den Kranken, die in unseren An¬
stalten untergebracht sind, tatsächlichsolche Leistungen
zugute kämen, auf die sie als Menschenein unbedingtes
Anrecht an die Gesellschafthaben. Nun werden Sie
sagen müssen, daß es unmöglich ist, mit dem Satz, den
wir bei den Privatanstalten vorfinden, den Pflege¬
befohlenen wirtlich das zu geben, was man unbedingt
als Minimum fordern muß. Denn sonst wäre ja die
Wirtschaft der Provinzialverwaltung in ihren Pro-
vinzialanstalten eine ganz unverantwortliche, wenn
diese bei gleichen Leistungen an die Zöglinge und
Kranken das Doppelte mehr an Ausgaben hinauszu¬
werfen hätten. Die Folgerung kann nur so sein, daß
in den Privatanstalten den Zöglingen viel weniger
gegeben wird, als tatsächlich der Unterschied beträgt.
Ich sehe, in Ihren Gesichternmalt sich lebhafter Zweifel
aus. Man hat bisher die Sähe, die an die Privat¬
anstalten gezahlt wurden, noch verhältnismäßig gering
angesetzt und hat keine größeren Erhöhungen vor¬
geschlagen. Es fiel mir schon im vergangenen Jahr
im Provinzialausschuß auf, daß von feiten des Herrn
Landeshauptmanns, der sich immer so warm für die
caritativen Verbände eingesetzt hat, noch keine Vor¬
schläge für eine Erhöhung der Pensionspreise gemacht
wurden. Jetzt wird die Sache schon klarer, nachdem
er und sein Parteifreund Schäfer zum Ausdruck ge¬
bracht haben, man müsse die Earitasverbände in
ihren segenbringenden Arbeiten noch weiter fördern
""° 'bnen größere Zuwendungen machen. Man hat
vlsber davon Abstand genommen, um jetzt am Schlüsse
°'eses Landtages - bei einer Neuwahl hofft man
vielleicht besser abzuschneidenals bisher - die Zu-
sttmmung dafür zu bekommen, daß in kurzer Zeit auf
dem Wege durch den Provinzialausschuß auch die
Pensionszuwendungen an die Privatanstalten um ein
Wesentliches erhöht werden. Ich glaube, wenn die

Verwaltung uns einmal objektiv — aber das kann
sie ja gar nicht (Heiterkeit) — alle Unterlagen gäbe,
dann würde das Bild ein wesentlich anderes, als es der
sehr katholisch und zentrumsmäßig eingestellte Herr
Landeshauptmann Dr. Horion hier gegebenhat. (Er¬
neute Heiterkeit.) Wir brauchen Ihnen nicht mehr zu
sagen. Wir wissen, Sie verfolgen mit dieser Tendenz,
öffentlicheAnstalten abzubauen und private Anstalten,
namentlich in ihren Neu-, Aus- und Umbauten, zu
unterstützen und ihnen die Zöglinge und Kranken zu
überweisen, einen bestimmten politischenZweck. (Sehr
richtig! bei den Kommunisten.) Der ist, die heran¬
wachsende Jugend möglichst klerikalund im Zentrums¬
sinne zu beeinflussen, damit Ihnen nicht der not¬
wendige Nachwuchs für Ihre Volksverdummungs¬
politik fehlt. (Lachen im Zentrum.)

Ich komme jetzt zu den Ausführungen, die von den
Vorrednern und besonders von der Sozialdemokratie
über die sogenannte Steuer- und Zollpolitik gemacht
wurden.

Herr Kaiser hat darüber geklagt oder wenigstens
zum Ausdruck gebracht, daß die Reichsregierung nicht
die notwendigen Maßnahmen getroffen hätte, die nach
der Annahme des Handelsvertrages mit Spanien
erforderlich waren, um den betroffenen Winzern und
kleinbäuerlichen Kreisen die notwendige Hilfe zuteil
werden zu lassen. Herr Kaiser hat aber vergessen,zu
sagen, daß seine Freunde am lebhaftesten auf die Ab¬
stimmung über den spanischenHandelsvertrag in der
ursprünglichen Form gedrungen haben. Er hat in
seinem Bemühen, sich als landwirtefreundlich hinzu¬
stellen, ganz vergessen,der Oeffentlicheitzu sagen, daß
die Schwerindustrie einfach die Wirtschaftsinteressen
der kleinen Bauern und Winzer rücksichtslos Preisgibt
im Interesse des Großkapitals. Das sucht man zu ver¬
hüllen, indem man sich für Schutzmaßnahmen einsetzt.
(Zuruf des Abgeordneten Kaiser: So haben Sie es
aufgefaßt!) Sie wissen doch genau, daß das alles
Firlefanz ist, was Sie da beantragt haben (Antwort
des Abgeordneten Kaiser: Dann machte ich es ja wie
Sie!), nämlich mit einigen Krediten dem kleinen Wein¬
bauer und auch dem kleinen Landbauer helfen zu
können.

Auch das Zentrum ist in derselben Lage. Es hat
dem Handelsverträge zugestimmt. In seinen Reihen
sitzen aber einige Gegner des Vertrages, auch berühmte
große Kanonen, z. B. Herr Baron von Loe, der eigentlich
aus Versehen 1919 nicht aus dem Zentrum herausge¬
schmissen worden ist. (Heiterkeit.)Dieser Baron von Loe,
dieser Hauptführer der rheinischen Bauern, bekämpft
gerade Ihre Bauernpolitik. Wir stimmen damit aber
nicht der Politik des Herrn Barons von Loe zu (Heiter¬
keit), denn er benutzt auch nur die gesamte Vauern-
bewegung des Rheinlandes unter dem klerikalenDeck¬
mantel in der Religions- und Konfessionsfrage für
Großagrarierinteressen. Im Grunde genommen,
kommt es ihm bei seinem Kampf für die sogenannten
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Interessen der Landwirtschaft vor allem darauf an, die
Interessen der großen Produzenten in der Landwirt¬
schaft zu fördern, und die kleinen Bauern dienen ihm
lediglich als Vorspann für die großagrarischen Inter¬
essen. Was hat der kleine Bauer in der Eifel und im
Hunsrück für ein Interesse an der Iollvorlage?
(Zuruf des Abgeordneten Völlig: Das kennen Sie
nicht!) Da muß ich ausgerechnet von Ihnen etwas
hören. Ich habe auch im betreffenden Reichstags¬
ausschuß gesessen, ich habe auch die ganze Vorlage über
den spanischenHandelsvertrag kennengelernt, ich habe
die Verhandlungen mit den Vauernorgnnisationen,
besonders mit den Kleinbauernorganisationen der
Rhön, geführt. Die Kleinbauern betonten: Wir bauen
nur soviel, als wir für den eigenen Bedarf notwendig
haben. Der größte Teil der Kleinbauern der Rhein-
Provinz baut an Getreide nicht einmal soviel, wie er
für eigenen Bedarf notwendig hat. Sie sind ge¬
zwungen, Getreide auf dem Markte einzukaufen, um
den eigenen Bedarf zu decken. Nur wenige der mitt¬
leren Bauern im Rheinland bauen mehr Getreide an,
als wie der Selbstbedarf ist. Daraus fließt aber eine
verhältnismäßig so geringe Einnahme für diese kleinen
Wirtschaften, daß sie durch die Nachteile, welche durch
die Schutzzollpolitikder Reichsregierung entstehen, gar
nicht ausgeglichen werden.

Wir müssen an dieser Stelle dem Baron von Loe
und den hinter ihm stehendenDunkelmännern in der
Bauernschaft, die dieselbensind wie die Dunkelmänner
im Zentrum (Heiterkeit),bei der Gelegenheit sagen, daß
sie nicht bauernfreundlich sind, daß sie nur den
kleinen und mittleren Bauern benutzen, um ihre
Nruhbäuerlichen und großjunkerlichen Interessen
zu wahren. Herr Baron von Loe steht in engster Ver¬
bindung mit dem ostelbischenIunkerverband, dem
Reichsverband, er wäre sogar bereit, der Zentrums¬
partei Fußtritte zu versetzen,wenn es sich um seinen
aroßagrarischen Säckel handelt. (Erneute Heiterkeit.)
Diese edle Heldengestalt sitzt immer noch in der Zen¬
trumspartei. Es ist leider 1919 von Ihnen vergessen
worden, ihn an die Tür zu befördern. (Heiterkeit.)
Sie werden das seht nicht mehr tun, weil Sie solche
Leute beim Zentrum notwendig haben, um den
Anschlußan die deutsche Rechtsregierung nicht zu ver¬
fassen. Das sind die Mittelsmänner, die Sie (zum
Zentrum) in Ihren Reihen behalten, damit sie Ihnen
die nötige Politische Vermittlung nach rechts hin geben.

Ich will die Rechts- und Mittelparteien darauf hin¬
weisen, daß ihre Offensive gegen die diesbezüglichen
Lebensinteressen der Arbeiterschaft schon im Januar
dieses Jahres begonnen hat. Sämtliche Unternehmer-
Verbände hatten ihre Shndizi und ihre Sekretäre zu
der Reichskonferenzvom 15. und 16. Januar in Berlin
geschickt.Der Reichsverband der Deutschen Industrie
hat dann eine Art Wirtschaftsprogramm ausgearbeitet
und es der Lutherregierung, ihren politischen Sekre¬

tären, zugestellt. Diese Forderungen umfaßten im
wesentlichen: 1. Handelspolitische Unterstützung im
Massenabsatz,2. Steuererleichterungen für den Besitz —
die ausgerechnet der Besitz notwendig hat, nicht aber
die Arbeiterschaft —, 3. Zollschutzund Lohnabbau,
4. Ausbau der Akkord- und Prämiensysteme, 5. wei¬
tere Auseinanderstllffelung der Löhne — zum Zwecke
der Spaltung der Arbeiterschaft —, 6. Arbeitszeit¬
verlängerung, ?. Abbau der sozialen Einrichtungen,
8. Ausstoßen der unproduktiven Elemente aus Staat
und Wirtschaft. Diese Eingabe hat schon den Erfolg
gehabt, daß eine Reihe von Vorlagen im Schoße der
Neichsregierung, die mit Unterstützung des Zentrums
und der Sozialdemotratie ihr Neichsregimeführt, aus¬
gearbeitet wurden. (Abgeordneter Gerlach widerspricht.)
Sie sagen: „Nein." Herr Gerlach, tun Sie doch nicht
so geschämig. Ihre Partei hatte doch schon verschie¬
dene Male Gelegenheit, gegen die Regierung zu
stimmen. Sie haben sich aber im Reichstage gedrückt;
die spanischeHandelsvertragsvorlage ist nur deshalb
angenommen worden, weil Ihre Freunde sich der
Stimme enthalten haben bzw. hinausgegangen sind.
Sie unterstützen Luther, wie Sie Euno unterstützt
haben. Man kann doch gut eine Regierung, die aus
eigenem Fleisch und Blut ist, eine kapitalistische Regie¬
rung, unterstützen. Sie vertritt dieselbe Wirtschaft in
politischer und nationaler Hinsicht, die auch Sie ver¬
treten, und wie es heute Herr Haas hier so warm
zum Ausdruck gebracht hat. Sie sagen, Sie unter¬
stützten sie, solange Sie es für notwendig halten. In
unserer Sprache heißt das aber: Solange man Sie
duldet, unterstützen Sie die Nechtsregierung; Sie sind
mitschuldig an dieser Steuer- und Zollpolitik.

Herr Haas hat es immer gut verstanden, Plagiate
zu machen. Er hat sie auch im November 1923 bei
seinen Ausführungen in Barmen gemacht. Die
theoretischen Ausführungen, die morgens im 21er-
Ausschuß von unserer Fraktion gemacht worden
waren, hat er nachher im Plenum zur Deckung der
sozialdemokratischenPolitik benutzt. Er geht auch setzt
hin und macht grundsätzlichetheoretischeAusführun¬
gen über Zoll- »nd Steuerpolitik, denen auch ein Kom¬
munist zustimmen kann. Er lehnt die Zölle ab. Aber
wie ist die Praxis? Wollen Sie behaupten, daß Sie
der Zollvurlage nicht zustimmen wollen? Wollen Sie
behaupten, daß Sie nicht für die indirekten Steuern
stimmen? (Abgeordneter Eberle: Ach!) Sie, Herr
Gberle, haben gerade am besten dafür gearbeitet, daß
die SozialdemokratischePartei den indirekten Steuern
zustimmt. Wenn man zu solchen Dingen seine Zu¬
stimmung gibt, dann soll man sich doch nicht hierhin
stellen und die anderen Parteien kritisieren, die auch
zugestimmthaben. Die bürgerlichen Parteien tun doch
nichts weiter, als was Sie auch getan haben. In¬
folgedessenhaben Sie kein Recht, diese Parteien zu
kritisieren, sondern das Recht kommt nur einer solchen

4»
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Partei zu, die nicht ihren Namen unter solche Schand¬
taten gesetzt hat, und das sind wir. Da sind wir wieder

/einmal einig, Herr Gerlach. (Zuruf des Abg. Gerlach:
Sie stehen ja auf dem Aussterbeetat!) Ueberlassen Sie
es uns, ob wir auf dem Aussterbeetat stehen oder nicht.
Die beste Quittung haben Sie im vergangenen Jahr be¬
kommen. Ihre Arbeiter haben jetzt zum Teil einmal
Marx gewählt. (Zuruf des Abg. Gerlach: Sie haben Hin-
denburg gewählt!) Wir werden abwarten, was bei der
nächsten Wahl zum Provinziallandtag herauskommt.
Auf soviel Sitzen wie jetzt sitzen Sie dann auf leinen
Fall mehr. (Zuruf des Abg. Verlach: Sie sind immer
ein schlechter Prophet gewesen!) Nein, nein, ein sehr
guter. Wenn der Provinziallandtag im vergangenen
Jahre neu gewählt worden wäre, säßen Sie vielleicht
auf 10—12 Sitzen, und wir säßen auf 30. Das war der
Unterschied; so wird es auch noch kommen. (Zuruf des
Abg. Hoffmann: Das ist eine seminaristische Auffassung!)

Um dem Herrn Landeshauptmann in der Frage der
privaten und öffentlichen Anstalten der Provinz noch
einmal unseren Standpunkt klarzumachen, will ich
einen diesbezüglichen Antrag verlesen. Sie (zum
Landeshauptmann) werden sehen, daß die unüber¬
brückbaren Gegensätze zwischenIhnen und uns nach
wie vor bestehen. Dieser Antrag fordert:

„Der Provinziallandtag wolle beschließen:
1. Der Mietvertrag mit dem katholischen Er¬

ziehungsfürsorgeverein Maria-Veen über die
Provinzialanstalt Gallhausen wird zum nächsten
Termin gekündigt.

2. Die Provinzialverwaltung wird beauftragt,
diese Anstalt zu einer Provinzial-Fürsorge-
anstalt für weibliche Fürsorgezöglinge einzu¬
richten.

3. Das gesamte Personal dieser Anstalt ist weltlich.
1. In die privaten konfessionellen Anstalten werden

teine weiblichen Fürsorgezöglinge mehr über¬
wiesen."

Sie dürfen sich damit beschäftigen. (Zuruf des Abg.
Verlach: Was Sie da vorgelesen haben, ist auch ein Pla¬
giat!) Dann haben Sie im vergangenen Jahre schon
Plagiate gemacht, denn Sie haben damals das bean¬
tragt, was wir schon im Vorjahre beantragt hatten, ehe
Sie einen Üandesrat in der Verwaltung der Fürsorge
sitzen hatten. (Heiterkeit.)

Nun zu den Ausführungen des Herrn Landeshaupt¬
manns und des Herrn Oberpräsidenten über die
Tausendjahrfeier. Neide sagten: Diese Tagung steht
>m Zeichen der Iahrtausendfeier. In diesem Saal
steht man zwar nichts davon. Desto mehr wird man
m den nächsten Tagen in anderen Sälen davon sehen.
Dazu mochte ich dem Herrn Landeshauptmann und
den Nefurwortern etwas sagen.

Der Herr Landeshauptmann sagte zunächsteinmal.
Sie würden sich in Ihrer Freude über dieses natio¬
nale Ereignis durchaus nicht durch Kritiker und

Nörgler beeinträchtigen lassen. Ich bin gerne bereit,
mich von Ihnen als Kritiker und Nörgler bezeichnen
zu lassen. Ich bekenne es mit Freuden, daß wir daran
Kritik üben müssen. Aber anderseits muß ich auch
gestehen, daß wir höchst überrascht waren, daß man sich
bei der Sozialdemokratie dazu aufgeschwungen hat,
theoretisch dieses „Zuviel" bei den Iahrtausendfeiern
zu bekämpfen.

Wir lehnen grundsätzlich die Veranstaltung der Iahr¬
tausendfeier ab. (Zuruf des Abg. Gerlach: Praktisch
machen Sie sie aber ganz gerne mit?) Betrachten wir zu¬
nächst einmal die äußerliche Form. Wenn man sich auf den
Standpunkt der bürgerlichen Parteien stellen würde,
so würde es, um die außenpolitische Wirkung, auf die
es Ihnen ja nach Ihren Aussagen am meisten an¬
kommt, zu erzielen, durchaus genügt haben, wenn Sie
eine parlamentarische Kundgebung hier gemachthätten
und sich in Köln und an anderen Stellen ebenfalls auf
eine parlamentarische Kundgebung beschränkt hätten,
wo auch wir das sagen konnten, was uns in unseren
Anschauungen von Ihnen trennt. Aber Sie haben
die Iahrtausendfeier so aufreizend aufgezogen --
obwohl Sie wissen, daß die Not in allen arbeitenden
Bevülkerungslreisen groß ist —, daß man tatsächlich
nicht mehr nur von einem „Zuviel" sprechen kann,
sondern sagen muß: Es ist ein offener Skandal. Es
gibt jedenfalls kein Verbandchen im ganzen Deutschen
Reich, von dem Käse- oder Gemüsehändlerverband
angefangen bis zu dem der Großindustriellen, das
jetzt nicht seine Tagung möglichst nach dem Weste»
verlegte: Reichsstädtetag, Reichsstädtebund, Preußi¬
scher Städtetag, Rheinischer Städtetag, alles kommt
nach der Rheinprovinz, und dann wird in der Rhein¬
provinz gelebt nach allen Noten.

In Köln wurde die Iahrtausendausstellung eröff¬
net. Hierüber will ich Ihnen nur einige Dinge mit¬
teilen. Man hat aus diesem Anlaß ein großes Fest¬
mahl veranstaltet, woran 700 bis 800 Personen teil¬
nahmen, wo der beste Wein tatsächlichin Strömen ge¬
flossen ist. (Zuruf des Abg. Gerlach: Auch in lommuni-
stische Kelche ist er geflossen!)Daran haben keine Kom¬
munisten teilgenommen. Wir trinken gerne Wein; aber
wir saufen ihn nicht bei solchen Festmählern
(Schallende Heiterkeit.) auf öffentliche Kosten!

Meine Damen und Herren! Ich meine, gegen die
sachlicheFeststelluug,daß der Mensch gern Wein trinkt,
ist nichts einzuwenden. Das haben wir immer gesagt.
Wir beanspruchen, daß auch der Arbeiter ein solches
Einkommen hat, daß er in der Lage ist, auch ein Glas
Wein zu trinken. Es ist aber ein großer Unterschied,
ob Veranstaltungen, die einen innen- und außen¬
politischen Charakter tragen sollen, Begleiterscheinun¬
gen haben, die selbst vom bürgerlichen Standpunkt
aus nicht zu rechtfertigen sind. Es ist in Köln vor¬
gekommen, daß in den frühen Morgenstunden eine
Reihe von Vertretern der Verwaltungen und auch der



69. Rheinischer Prouinzillllllndtag. 3. Sitzung am 13. Juni 1925. 53

Stadtverordnetenversammlung so total betrunken
waren, daß sie in die Autos hineingetragen werden
mußten. Man konnte ihren Namen nur mehr fest¬
stellen, indem man ihnen die Brieftasche öffnete und
daraus die Adresse feststellte. (Heiterkeit.) Ich stelle
das hier öffentlich fest. Wir werden erleben, daß bei
diesen ganzen Festessereien dasselbe herauskommen
wird. Sie werden doch nicht sagen wollen, daß Sie
mit diesen Festessen im Auslande den Eindruck hervor¬
rufen können, den Rheinländern ginge es schlecht.Was
meinen Sie Wohl, was das Ausland darüber sagt? Gin
Teil von Ihnen verfolgt ja auch die ausländischePresse.
Da werden Sie auch in solchen Zeitungen, die gegen¬
über der deutschenPolitik ziemlich wohlwollend ein¬
gestellt sind, die herbste Kritik an den Veranstaltungen
finden, die bereits gewesensind oder noch bevorstehen.
Wir können uns an solchen großen Festmählern aus
diesem Anlaß nicht beteiligen!

Für unsere Fraktion habe ich die Erklärung abzu¬
geben, daß wir uns an den Festessennicht beteiligen
werden. Wenn Sie das Bedürfnis hatten, konnten Sie
eine Politisch-ParlamentarischeAktion machen,und wir
würden das, was wir grundsätzlich dazu zu sagen
haben, ebenfalls zum Ausdruck gebracht haben.
^ Wir stellen den Antrag, daß die 500000 Mark, die den

Städten zur Veranstaltung ihrer Iahrtausendfeiern
überwiesenwerden (Zuruf des Abg.Bauknecht: Nicht für
die Feiern, sondern für die Ausstellungen!), vom Pro-
uinziallandtllg für einen besseren Zweck zur Verfügung
gestellt weiden. Herr Bautnecht, so naiv sind Sie
Wohl auch nicht, daß Sie das glauben. Sie wissen
genau: Wenn Sie hier z. V. 570 000 Mark der Stadt
Köln angeblich für die Iahrtausendausstellung über¬
weisen, so hat die Stadt Köln daneben noch eine große
Reihe von Veranstaltungen, wo gut gegessen und ge¬
trunken wird, die Hunderttausende kosten. Nun ist es
gleich, ob man sagt: Es sind ausgerechnet die 570 000
Mark, die die Landesbant nach Köln auszahlen wird,
oder es sind vielleicht 300 000 oder 400 000 Mark, die
aus der Kölner Kasse genommen werden. Das ist doch
gehopstwie gesprungen. Das Geld geht in eine Kasse
hinein und wird ausgegeben, ob es nun eigenes oder
fremdes Geld ist, und die Stadt Köln macht auf der
anderen Seite Ausgaben, die in jeder Art und Weise
unverantwortlich sind. Aber von der Provinz erhält
sie das Geld, um ihre Ausstellung zu finanzieren. Wir
haben gegen die Ausstellung ebenso unsere großen
Bedenken.Wir müssen sie ablehnen, obwohl die schönen
Dinge, die dort ausgestellt sind, auch für uns wissens¬
wert und interessant sind. Ich habe sie mit großem
Interesse zur Kenntnis genommen und habe gesehen,
welche ungeheuren Kunstschätze, Edelmetallschätzeusw.
noch in der Rheinprovinz sind. Ich weiß, es gibt noch
wehr; die Spuren der Ausstellung deuten darauf hin.
Ich kann Ihnen sagen: Wenn wir die Staatsgewalt
w Händen haben, werden wir auch eine solche Aus¬

stellung machen, nur mit dem Unterschied, daß die
Gegenständenicht mehr zurückgeliefertwerden. (Heiter¬
keit.) Wir werben es in der Beziehung unseren russi¬
schen Freunden nachmachen, die auch Ausstellungen in
ganz Rußland gemacht haben, sie haben alle Kunst¬
schätze aus privaten Händen beschlagnahmt und in
schönen öffentlichenMuseen der Allgemeinheit zur Ver¬
fügung gestellt. So werden wir es auch machen. Da
haben Sie uns in Köln die beste Anleitung gegeben,
wo man die Gegenstände herzuholen und wo man sie
später auf vorteilhafte Art und Weise auszustellen hat.
(Zuruf des Abg. Dr. Kaiser: Im Kölner Dom!) Der
Kölner Dom steht vorläufig noch. Wir haben also zu
beantragen:

„Der Provinziallandtag wolle beschließen:
Die von der Provinzialverwaltung zur Durch¬

führung der Iahrtausenbfeier der Städte bereit¬
gestellten 500 000 Mark werden je zur Halste den
Blindenanstalten Düren-Neuwied und der Kinder-
Heilanstalt Süchteln überwiesen.

Der Zinsenertrag des Kapitals soll dazu dienen,
den blinden bzw. verkrüppelten jungen Menschen
während ihres Aufenthalts in der Anstalt das Leben
zu verschönern und nach der Entlassung ihnen das
Eintreten in den Kampf ums Dasein zu erleichtern."
Der Herr Landeshauptmann glaubt, diese Iahr¬

tausenbfeier hätte auch eine wirtschaftlicheBedeutung,
indem ein starler Fremdenverkehr nach der Rhein¬
provinz flösse. Sie hören aber, wenn Sie die Wirt¬
schaftsorgane, besonders der Gastwirte, lesen, sehr
wenig davon. Wir tonnen auch in Köln feststellen, daß
der Zustrom zur Iahrtausenbfeier nicht die Höhe er¬
reicht hat, wie man veranschlagthatte. (Zuruf des Abg.
Dr. Kaiser: Davon habe ich noch nichts gehört!) Dar¬
über sind wir uns in Köln ausnahmsweise einig. Die
erhofften wirtschaftlichen Vorteile bestehen, wie mir
mein Parteifreund Lüchem aus Höhscheid mitteilt,
darin, daß bei ihnen 12 Messer mehr bestellt worden
sind als im gleichenMonat des vergangenen Jahres.
(Heiterkeit.) Wir glauben, daß die Wirtschaft über¬
haupt keinen Vorteil von der ganzen Veranstaltung
hat. Sie beweisendurch die Ausgabe dieser Summen
— es handelt sich schätzungsweiseum 15 Millionen
Mark, die die gesamten Veranstaltungen zur Iahr-
tausendfeier verschlingen —, daß durchaus leine Not
in den kapitalistischenKreisen herrscht. Glauben Sie,
das Ausland wird künftig Ihrem Geschrei in der
Presse noch einen Wert beimessen, wenn Sie selbst durch
die Tat beweisen, daß es nicht wahr ist, was Sie durch
Ihre Presse zum Ausdruck bringen?

Wäre es nach dem Willen der bürgerlichen Par¬
teien, besonders unserer „Freunde" vom Zentrum,
gegangen, so wäre keine Gelegenheit gewesen, die
Iahrtausendfeier zu veranstalten. Wären im Jahre 1923
die Wünsche der Herren Lönartz und Konsorten aus
dem Zentrum und auch des Herrn Louis Hagen in
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Erfüllung gegangen, dann hätte es mit einer 998jähri-
gen Zugehörigkeit zum DeutschenReich sein Bewenden
gehabt. Denn damals, meine Herren — das können
Sie heute nicht mehr wegleugnen —, bestand in Ihren
Kreisen der offene und versteckte Wille, den ersten
Schritt zur Loslösung der Rheinlande von Preußen
und damit auch vom Reich vorzunehmen.

Da wir während der Reichspräsidentenwahl die
interessante Debatte zwischenHerrn Dr. Iarres und
Herrn Adenauer vom Zentrum erlebten, möchte ich
hier kurz unsere Stellungnahme dazu vortragen.

Beide Herren haben alle Ursache,zu schweigen; sie
wußten, warum sie das Kompromiß geschlossen haben.
Die Sache stand damals so, daß Herr Tirard im Auf¬
trage der französischenRegierung die konkrete Frage
an die RheinischePruvinzialverwaltung, an den Pro-
vinziallandtag gerichtet und den prominenten Führern
der bürgerlichen Parteien auf unserer letzten Tagung
in Barmen eine kurze Frist zur Beantwortung gestellt
hatte; nämlich, in welcher Form sie einer Lockerung des
staatspolitischen Verhältnisses zu Preußen und dem
Reich ihre Zustimmung geben würden. Sie waren
damals verpflichtet, die konkrete Antwort zu geben.
Heute werden Sie natürlich genügend Redewendungen
finden, um das abzuleugnen. Aber damals stand für
uns im 21er-Ausschußdie Frage so, daß wir eine posi¬
tive Antwort nach Koblenz und nach Paris geben
sollten. Damals haben wir als die Letzten im 21er-
Ausschuß tlipp und klar erklärt: Für uns Kommu¬
nisten kommt trotz unserer Stellung zu diesem reaktio¬
nären, kapitalistisch organisierten preußischen Staat
und zum DeutschenReich nicht die geringste Lockerung
unseres Verhältnisses zu Preußen und dem Reich in
Frage. Sie wußten, daß damals im Oktober die Dinge
im Rheinland so standen, daß bei einer eventuellen
Wahl, wenn Herr Haas als Spitzenkandidat dagestan¬
den hätte, er wahrscheinlichallein von der SPD. in
den Provinziallandtag gekommenwäre. So stand im
Oktober 1923 die Arbeiterschaft. Sie haben sechs
Monate nachher bei der Reichstagswahl noch die
Quittung für ihre „segensreiche" Inflationspolitik
bekommen. Ich habe Ihnen damals gesagt: Wir werden
uns selbst mit offener Gewalt einer Lockerung des Ver¬
hältnisses zu Preußen und dem Reich entgegensetzen.
Darauf haben Sie den Weg gefunden, im Provinzial¬
landtag in Barmen die Entschließung zu fassen, daß
eine Löfung oder eine Aenderung des bisherigen Ver¬
hältnisses der Rheinlande zu Preußen und dem Reich
nur auf verfassungsmäßigem Wege zustande kommen
tonnte. Sie haben damit indirekt gezeigt, daß Sie
dem Verlangen Tirards zustimmen würden. Aber Sie
mußten den Deckmantel der Verfassung noch haben.
Das war der Ausweg, den Sie damals gefunden haben.
(Zuruf desVors.Dr.Iarres: Unsere Zustimmung ist nicht
erfolgt!) Herr Iarres, Sie, von der Arbeitsgemeinschaft,
haben auch zugestimmt. Ich glaube wohl, der deutsch¬

nationale Teil hat nicht zugestimmt,aber ein Teil Ihrer
Arbeitsgemeinschafthat zugestimmt. (Zuruf des Vors.
Dr. Iarres: Das ist nicht richtig, Herr Knab!) Herr
Iustizrat Falk hat selbst die Hände hochgehoben,auch
Herr Rektor Steinmeyer, und auch ein Teil der Herren
von der DeutschenVolkspartei hat zugestimmt. (Zuruf
des Abg. Dr. Kaiser: Sie haben eben dem Herrn Haas
vorgeworfen, daß er alles. Was in Ihren Reihen vor¬
geht, besser wissen wolle als Sie. Ich gebe Ihnen den
Vorwurf zurück: Sie wollen jetzt besser wissen als wir,
was in unseren Reihen vorgeht!) Das ist lein Ver¬
gleich! Ersteres kann er nicht besser wissen, denn das
ist sa hinter verschlossenen Türen verhandelt worden.
Aber hier handelte es sich um eine Abstimmung, die im
Provinziallandtag vorgenommen worden ist. Da hat
ein Teil der Arbeitsgemeinschaft mit dem Zentrum
und den Sozialdemokraten für die Entschließung ge¬
stimmt, das auf verfassungsmäßigem Wege zu machen.
(Zuruf des Vors. Dr. Iarres: Jawohl, um schlimmere
Entschließungen abzuwenden!) Sie sagen, Sie wollten
das kleinere Uebel wählen, Herr Iarres. Wir wissen, daß
Sie ein entschiedenerGegner unserer Bewegung sind.
Bei der Etatsberatung im Jahre 1921, wo Herr Kaiser
uns zurief: „Auch Sie werden noch einmal zur Mit¬
arbeit kommen!", habe ich Ihnen gesagt: Das wird
von unserer Bewegung nie und nimmer geschehen.
Heute stehen wir noch auf genau demselben Stand¬
punkt. (Zuruf eines Sozialdemokraten: Sie haben also
nichts dazugelernt!) Aber ich sage Ihnen das eine:
Trotzdem wir Gegner bis zum äußersten sind, erkennen
wir an, daß der relativ ehrliche Teil des Bürgertums
damals seinen Ausdruck in den Ausführungen des
Herrn Iarres und seiner engeren Freunde gefunden
hat und daß das, was das Zentrum und die Sozial¬
demokratie damals getrieben haben, noch weit mehr
ein reaktionäres Machwerk,ein Kuhhandel um Einfluß
hier am Rhein gewesenist. Wir lehnen den Plan, den
Herr Iarres und seine Leute entwickelt haben, heute
ebenso wie damals ab. Heute sehen Sie (zu Iarres)
auch ein, daß dieser Weg falsch gewesen ist. Aber er
war wenigstens aus einer ehrlichen und offenen,
bürgerlich-nationalen Gesinnung hervorgegangen, die
sich nicht vor dem Tageslicht zu scheuen brauchte,
während Sie vom Zentrum mit allen Mitteln hinter
den Kulissen gearbeitet haben, um Ihr klerikales Ziel
zu erreichen.

Das sind wir verpflichtet, an dieser Stelle zum
Ausdruck zu bringen, denn in Ihrer Presse lügen und
schwindelnSie und leugnen die ganzen Tatsachen ab,
weil es Ihnen heute nicht mehr in Ihr Konzept paßt,
weil es nicht mehr in die Politik paßt, die Sie heute
im Reich und in Preußen als „staatserhaltende
Politik", wie Sie es nennen, treiben wollen. Damals
haben Sie andere Töne gesungen, besonders die
Freunde des Herrn Lönartz aus Koblenz und Trier,
und Sie würden noch weiter solche Töne gesungen
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haben, wenn nicht die Arbeiterschaft Ihnen erklärt
hätte: Diesen Weg gehen wir keinen Schritt mit.

1921 und 1922 ist viel über Erweiterung der Pro¬
vinziellen Selbständigkeit geredet worden. Wir hatten
sogar eine Kommission zur Beratung von diesbezüg¬
lichen Vorlagen eingesetzt. Herr Landeshauptmann,
wo sind denn heute die ganzen Dinge? Wo ist die
neue Provinzialordnung geblieben? Meine Herren
von den übrigen Parteien — von der Sozialdemo-
tratie, vom Zentrum, von der Rechten —, wo ist die
neue Provinzialordnung, womit Sie damals agita¬
torisch in den Wählerversammlungen herumgezogen
sind? Sie wollten reformieren. Sie sitzen heute noch
auf derselben reaktionären preußischen Provinzial¬
ordnung wie vor dem Kriege. Herr Haas, die Befürch¬
tung, die Sie haben, daß der Provinzialausschuß
vielleicht einmal anders zusammengesetztwird, wie es
die Forderung des Preußischen Städtetages schon
zeigt, wird am ehesten gefördert, wenn die alte,
reaktionäre preußischeProvinzialordnung noch besteht.
Warum geben Sie der Oeffentlichkeitnach 454 Jahren
der Politisierung dieses Provinzialparlaments leine
Aufklärung darüber, was sich in Preußen zugetragen
hat, auf welchem Kuhhandelswege die neue Provinzial¬
ordnung verschwundenist. (Zuruf des Abg. Haas: Sie
wollen ja gar keine Provinzialordnung!) Das will ich
auch nicht in Ihrem Sinne! Ich sage nur: Sie haben
damals Propaganda damit getrieben, daß Sie bald
eine neue Provinzialordnung verabschieden würden
und daß die Selbständigkeit der Provinzen erweitert
werden sollte, wie es in den Bestimmungen der
Artikel 71 und 72 der preußischen Staatsverfassung
steht. Aber Sie haben bis heute nichts getan, um die
Versprechungen einzulösen, die Sie Ihren Wählern
gegebenhaben. Das müssenwir in diesem Augenblick,
wo dieser Provinziallandtng zum letzten Male
zusammentritt, mit aller Deutlichkeit in der Oeffent¬
lichkeit zum Ausdruck bringen.

Zu dem Etat im einzelnen können wir nicht mehr
sprechen, weil die Zeit zu kurz ist. (Heiterkeit.) Wir
Werden bei den einzelnen Vorlagen Gelegenheit
nehmen, unsere Stellungnahme zu den Unterpunkten
des Etats des näheren klarzulegen.

Wir wollen nur noch zu dem ersten Teil des Haus¬
haltsplans unter ä. I und II zum Ausdruck bringen,
daß wir die Gehälter für die unteren und mittleren
Beamten bis zu einem Teil der oberen Beamten und
ebenso die Löhne für die Angestellten und Arbeiter
und die Ruhegelder durchaus bewilligen würden, daß
aber die Spanne in der Besoldungsordnung, die in den
letzten Jahren durch die Vesoldungsrevision noch er¬
weitert worden ist, auf keinen Fall unsere Zustimmung
findet. Wir legen Ihnen eine Entschließung vor, m
welcher der Provinziallandtng den Reichstag auf¬
fordert, eine grundsätzlicheRevision der Besoldungs¬

ordnung im Interesse der Beamten vorzunehmen.
Wir beantragen hier:

1. „Die Löhne und Gehälter der Arbeiter bzw. An¬
gestellten der Provinzialverwaltung werden so
erhöht, daß die unterste Lohn- bzw. Gehaltsgruppe
das von den Gewerkschaftenerrechnete Existenz¬
minimum erreicht.

2. Entsprechend dieser Erhöhung der Löhne und
Gehälter findet eine Neufestsetzung des Ruhegeldes
und der Hinterbliebenenrente statt.

3. Das Ruhegeld muß wenigstens 90 Prozent, die
Hinterbliebenenrente wenigstens 80 Prozent des
zuletzt bezogenenLohnes bzw. Gehaltes betragen."

Unsere Entschließung lautet:
»Die jetzige Besoldungs- und Ruhegehaltsordnung

für die Beamten bedeutet ein großes Unrecht gegen¬
über den unteren und mittleren Beamten. Die
Spannung zwischenden Gehältern dieser Beamten
und denen der oberen Beamten ist um ein Mehr¬
faches zu groß. Durch die verschiedenen Aenderungen
des Besoldungsgesetzesseit November 1923 ist dieses
Unrecht noch vergrößert worden.

Der Provinziallandtag der Rheinprovinz fordert
den Reichstag auf, die Besoldungs- und Ruhegehalts¬
ordnung in Verbindung mit den Beamtengewerl-
schaften grundsätzlichumzugestalteu, ausgehend von
dem Gedanken, zunächst einmal für die unteren Be¬
amten ein menschenwürdigesExistenzminimum fest¬
zusetzen, unter steigender Kürzung der Gehälter für
die oberen Beamten bis zur Hälfte bei den Beamten
der Sondergruppen."
Wir haben weiter zu beantragen:

„Die im Haushaltsplan unter «Verschiedenes",
Titel XIII, veranschlagte Summe von 200 000 Mark
für Kindergesundheits- und Erholungsfürsorge wird
auf eine Million Mark erhöht."
Der Betrag von 200 000 Mark ist uuserer Ansicht

nach nicht im geringsten genügend,um wenigstens einen
großen Teil der Schäden an der Gesundheit der
Kinder, die besonders durch den Ruhrkampf und die
Folgeerscheinungender Erwerbslosigkeit in die Fami¬
lien der Arbeiterschaft hineingetragen worden sind, zu
heilen. Aus diesem Grunde müssen wir fordern, daß
der Betrag von 200 000 Mark auf die nahezu aus¬
reichende Summe von einer Million erhöht wird.
Meine Damen und Herren! Die Mittel dazu sind vor¬
handen. Auch der Herr Landeshauptmann hat in
seinen Ausführungen und im Vorbericht der Pro¬
vinzialverwaltung zugegeben, daß Ueberschüssevor¬
handen sind, daß man sogar damit rechnet, im kommen¬
den Jahr den Grundstockzu einem Betriebsfonds für
die Provinzialverwaltung zu legen. Wir verlangen,
daß in erster Linie einmal die Schaden an der Gesund¬
heit der heranwachsenden Arbeiterjugend beseitigt
werden, daß alle Mittel, die eben nur aufgebracht
werden können, diesem Zwecke zugeführt werden.
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Nun zum Schluß. Zum Gesamtetat haben wir jetzt
noch das gleiche zu erklären, was ich auch 1921 an
dieser Stelle erklärte: Wir lehnen den Gesamtetat ab,
wenn wir auch den einzelnen Etatspositionen, soweit
sie sich mit Blinden-, Taubstummen-, Fürsorgewesen,
Krüppelfürsorge usw. befassen, zustimmen werden. Der
Gesamtetat und seine Bewilligung ist für uns eine
Vertrauensfrage. Diese Frage steht heute noch so, wie
sie vor fünf Jahren für uns gestandenhat. Wir können
dieser bürgerlichen Verwaltung durch die Bewilligung
des Etats das Vertrauen nicht aussprechen, um so
mehr, als die Methoden der Eintreibung der Mittel
heute noch schlimmer geworden sind, als sie vor fünf
Jahren gewesensind. Heute werden die Lasten restlos
auf die Schultern derjenigen gebürdet, die nach ihrem
Einkommen nicht dazu in der Lage sind, erstens die
gewaltigen Steuerlasten aufzubringen und zweitens
auch noch eine hohe Profitrate dem Unternehmer zu
gewähren. Aus dem Grunde lehnen wir ab.

Wir beantragen aber, daß vor der Gesamtavftim-
mung über den Haushaltsplan 1925/26 über jede der
30 Positionen des Etats eine Einzelabstimmung vor¬
genommen wird. Wir werden dann den Positionen
zustimmen,denen man als Vertreter der Arbeiterklasse
zustimmen kann, wenn auch die sozialen Forderungen
nicht in dem Maße bewilligt worden sind, wie wir sie
für notwendig halten.

Den gesamten Etat werden wir bei der entscheiden¬
den Abstimmung ablehnen.

Vorsitzender Dr. Iarres: Dort Wort hat der
Herr Landeshauptmann.

Landeshauptmann Dr. Horion: Meine verehr¬
ten Damen und Herren! Meine Mitarbeiter und ich
danken zunächst für die mannigfachen Worte der An¬
erkennung, die wir für unsere Arbeit bei verschiedenen
der Herren Vorredner gefunden haben. Aber wir sind
noch mehr dankbar für die so außerordentlich sachliche
Kritik, die in diesem Jahre der Haushaltsplan und die
Vorlagen, die wir Ihnen gemacht haben, gefunden
haben. Diese Kritik gibt uns nicht nur Gelegenheit,
zu lernen, sondern sie gibt uns auch die erwünschte
Gelegenheit,manches Mißverständnis auszuräumen und
manche Begründung für die Ihnen gemachten Vor¬
lagen noch über das hinaus, was Ihnen gedruckt
vorliegt, zu geben. Es ist ja bei der Provinzial-
Verwaltung ebensowenigwie bei dem Reich, dem Staat
oder den städtischen Verwaltungen möglich, alle
Wunsche zu befriedigen und alle Beteiligten zufrieden¬
zustellen. Bei der Provinzialverwaltung kommt da
gegenüber den örtlichen Kommunalverwaltungen noch
eme wettere Schwierigkeit hinzu: Während die ört¬
lichen Kommunalverwaltungen sich nur bemühen
müssen, die verschiedenenWünsche der verschiedenen
Berufe, Stande und Parteien zum Ausgleich zu
bringen, haben wir hier auch noch die schwere Auf¬
gabe, uns zu bemühen, die Wünscheder verschiedenen

Bezirke und Gebiete der großen Rheinprovinz mit¬
einander in Einklang zu bringen. Aber ich möchte
sagen, das ist gerade das Glückliche und ein Vorzug
der Rheinprovinz, daß sie Gebiete der allerverschieden-
artigsten wirtschaftlichenund sozialen Strukturen, von
dem Hochgebiet der Industrie bis zu den rein land¬
wirtschaftlichenEifelkreisen,in sich schließt. Gerade das
betrachte ich auch als eine wesentliche Aufgabe der
Provinzialverwaltung, daß auf dem Wege über die
Provinzialverwaltung hier ein Ausgleich zwischen den
verschiedenen Interessen gefunden und auch die
Gelegenheit gegeben wird, daß die leistungsstärkeren
Gebiete den leistungsschwächerenin etwa zu Hilfe
kommen.

Ich möchte bei dieser Gelegenheit darauf eingehen,
daß sich hier und da in der Öffentlichkeit in nicht amt¬
lichen Kreisen Bestrebungen geltend gemacht haben, an
dieser Struktur der Rheinprovinz eine Aenderung in
der Weise herbeizuführen, daß einzelne besonders
leistungsfähige Gebiete, die zum Ruhrbezirk gehören,
aus der Rheinprovinz herausgeschnitten werden und
mit den entsprechenden westfälischenGebieten einen
besonderen Kommunalverband bilden könnten und daß
dann ja ein verhältnismäßig wohlhabender Industrie¬
bezirk zusammen wäre, der besser für sich selbst im
Innern sorgen könnte als jetzt, wo er für verhältnis¬
mäßig schwache Brüder und Schwestern in Eifel und
Sauerland ebenfalls mitzusorgen hat. Ich glaube
aber, daß ich nicht nur in Uebereinstimmung mit
allen maßgebenden Kreisen, sondern auch in
Uebereinstimmung mit Ihnen rede, wenn ich zum
Ausdruck bringe, daß das Gesichtspunktesind, die in
der öffentlichen Verwaltung unter keinen Umständen
zur Herrschaft kommen dürfen (Sehr richtig!) und
daß deshalb diese Bestrebungen, wo sie auch auftauchen,
nur die schärfste Zurückweisung finden können.
(Bravo!)

Allerdings hat Herr Abgeordneter Schäfer mit
einem kleinen Gefühl — ich möchte sagen — der
Drohung angedeutet, wir müßten uns aber auch die
Liebe des Ruhrgebiets dadurch erhalten, daß wir ihm
besondere finanzielle Zuwendungen zukommen ließen.
Meine Damen und Herren! Soweit es sich bei den
provinziellen Zuwendungen darum handelt, arme und
leistungsschwache Bezirke zu bedienen, sind wir, glaube
ich, doch noch nicht so weit, daß wir da die Kreise Gssen,
Mülheim-Ruhr, Duisburg auf die gleiche Stufe stellen
können mit den Kreisen Adenau, Prüm oder Daun,
suudern daß wir anerkennen müssen, daß diesen
schwächerenKreisen auf manchen Gebieten in erster
Linie geholfen werden muß. (Zustimmung.)

Aber im übrigen darf ich die Versicherung abgeben,
daß auch ans dem besonderen Gebiete, das der Herr
Abgeordnete Schäfer berührt hat, dem Verlehrsgebiete,
der Provinzialverband grundsätzlich bereit ist, im
Rahmen der allgemeinen Bestimmungen genau so für
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das Ruhrgebiet zu arbeiten wie für die anderen Ge¬
biete. Die äußere Schwierigkeit ist inzwischendadurch
hereingekommen, daß der Ruhrsiedlungsverband ge¬
bildet worden ist. Unter den Aufgaben des Ruhr¬
siedlungsverbandes wird auch die „Durchführung wirt¬
schaftlicherMaßnahmen im Interesse des Siedlungs¬
zweckes" angeführt. Diese Bestimmung läßt sich außer¬
ordentlich weit auslegen. Jetzt hat der Ruhrsiedlungs-
vcrband sie dahin ausgelegt, daß nunmehr die durch¬
gehenden Verkehrsfragen in seinem Bezirk von ihm
in die Hand zu nehmen seien. Wir haben also im
Bezirk des Ruhrsiedlungsverbandes den ja in der
deutschenund preußischen Verwaltung durchaus nicht
abnormen Zustand, daß für dieselbe Aufgabe minde¬
stens zwei Behörden zuständig sind. Im Ruhr¬
siedlungsverband sind fiir dieselbe Aufgabe der Ruhr¬
siedlungsverband und auch der Provinzialverband,
der nach dem Dotationsgesetz diese Aufgabe zu er¬
füllen hat, zuständig. Daß unter diesen Umständen ein
Modus des Zusammenarbeitet gefunden werden muß,
ist klar. Er wird sich aber dann leicht finden lassen,
wenn der Ruhrsiedlungsverband, wie in seinen amt¬
lichen Erklärungen steht, selbst leine Straßen baut. In
den sonstigen Verlautbarungen hört man ja auch
Manchmal das Gegenteil. Ganz klar ist über diese
Frage nicht zu urteilen. Aber die Frage der finan¬
ziellen Unterstützung der Straßen, die im Bezirke des
Ruhrsiedlungsverbandes neu gebaut werden uud dem
Durchgangsverkehr dienen, wird, wenn Anträge hier
gestellt werden, genau so hier geprüft und beraten
werden wie die Anträge jedes anderen Stadt- und
Landkreises. Aber ich habe das Gefühl, daß der Bezirk
des Ruhrsicdlungsverbandes auf dem Gebiete des
Straßenbaues nur Vertrauen zum Ruhrsiedlungs¬
verband hat und infolgedessen grundsätzlich, für die
übrige Provinz erfreulicherweise,die Absicht hat, diese
Aufgaben' selbständig durchzuführen und bei der
Vruvinz keinerlei Anträge zu stellen. Der Herr Ab¬
geordnete Schäfer hat ja angedeutet, daß sich das
ändern würde. Dann werden wir uns über diesen
Punkt weiter unterhalten. Im übrigen hat er ja auch
Nesagt, daß auch die Städte des Ruhrsiedlungs-
uerbandes mit Begeisterung die Provinzialumlage
zahlen. Das ist ja sehr erfreulich. Jedenfalls habe ich
das Gefühl, daß Sie sicherlich mit der gleichen Be-
lleisterung die Abgaben an den Ruhrsiedlungsverband
zahlen, denn diese haben Sie ja vollständig selbst
beschlossen.Soweit der Ruhrsiedlungsverband in der
Lage ist, mit Hilfe dieser Abgaben das Verkehrsproblem
zu lösen, wird dies von der Provinzialverwaltung nur
begrüßt werden können.

Es ist dann von sämtlichen Rednern ein außer¬
ordentlich reiches Bukett von Wünschen an die Pro¬
vinzialverwaltung herangebracht worden, auch von
Wünschen finanzieller Art, und zwar hat auf diesem
Gebiete wohl der Redner keiner Partei dem andern

etwas vorzuwerfen. Es ist so gekommen,wie ich es
bei meiner Etatsrede schon befürchtete, daß viele der
Wünsche,die wir schon von früher her kannten, hier
nochmalswieder aufgetauchtsind. Aber, meine Damen
und Herren, ich möchte nochmals nachdrücklich betonen:
Bei der Erfüllung all dieser Wünschemuß die finan¬
zielle Lage unter allen Umständen im Auge behalten
werden. Der Herr Abgeordnete Schäfer hat schon mit
Recht darauf hingewiesen, daß die Aufstellung des
Etats eine so angespannte ist, daß sie überhaupt nicht
aufrechtzuerhalten ist, daß schon jetzt die vorgesehenen
Einnahmen die Ausgaben nicht decken werden, weil die
vorgesehenenEinnahmen aus den Reichs- und Staats-
steuern die angegebene Höhe nicht erreichen werden.
Um so mehr muß ich dringend bitten, daß Sie bei
jedem Beschlusse, der weitere Ausgaben bedingt, zugleich
mit dabei beschließen: Zu diesem Zweckewird die
Provinzialumlage um den und den Netrag erhöht.
Wenn Sie diesen Zusatz hinzufügen, so werde ich wohl
in der Lage sein, den meisten dieser Beschlüsse zuzu¬
stimmen. Aber das dürfen Sie auf keinen Fall ver¬
gessen.

Der Herr Abgeordnete Schäfer wollte dann ein
Wort der Beruhigung darüber haben, wie wir Wohl
auskommen würden, wenn uns nun vielleicht einige
Millionen im Haushaltsplan fehlen werden. Meine
Damen und Herren! Auch das sehe ich in Ueber¬
einstimmung mit Herrn Schäfer als einen recht dunklen
Punkt an. Eine Erhöhung der Provinzialumlage
möchte ich aus diesem Grunde nicht vorschlagen,und
zwar deshalb, weil alle Stadt- und Landkreisesich auf
die jetzige Höhe der Provinzialumlage eingestellthaben.
Gin Zweites wäre ja, daran zu denken, im März
nächsten Jahres noch eine Nachtragsumlage zu be¬
schließen. Auch das halte ich für sehr bedenklich, eben¬
falls wieder im Interesse der Stadt- und Landkreise.
Der dritte bedauerliche Weg ist der, das Jahr mit
einem Defizit abzuschließen. Ich glaube, daß das der
wahrscheinlichste Weg sein wird. Er ist aber nur gang¬
bar und möglich, wenn, wie auch Herr Schäfer an¬
deutete, es möglich ist, dieses Defizit vorschußweisebei
der Landesbank zu entnehmen. Infolgedessen kann ich
auch seine Frage nach dem Gewinn der Landesbank
dahin beantworten, daß wir in den letzten Jahren den
Grundsatz verfolgt haben, die etwaigen Gewinne der
Landesbank nicht zur Ausschüttung zu bringen, son¬
dern zur Stärkung des Betriebsfunds der Landesbank
zu verwenden, damit die Landesbank in der Lage ist,
etwaigen unerwarteten Ansprüchen der Provinz wie
auch der Kommunen besser entsprechenzu können. Ich
glaube, wir haben ein weit größeres Interesse daran,
die Landesbank innnerlich zu stärken, damit sie diese
Aufgabe erfüllen kann, als etwa einen Gewinn von
ein paar hunderttausend Mark aus der Landesbank
herauszuziehen und in unseren Haushaltsplan einzu¬
stellen. Ich bitte Sie deshalb, auch damit einverstanden
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zu sein, daß vorläufig bei dem Posten „Gewinn der
Landesbank" nur Striche und keine Summen aus¬
geworfen werden.

Den Hauptgegenstand der Debatte haben mit
Recht die Fragen der Straßenuerwaltung, die Ver-
lehrspiobleme gebildet. Die gewaltige Steigerung
der Ausgaben der Straßenuerwaltung das 2,5fache
gegenüber der Vorkriegszeit kann Ihnen gar nicht
auffallen. Die Straßen werden hauptsächlich durch
die Automobile Verschlissen, und, ohne daß ich die
Zahlen zur Hand habe, kann ich versichern,daß die Zahl
der Autos gegenüber der Vorkriegszeit nicht um das
2,5-, sondern mindestens um das 25fachegestiegen ist.
Man kann sich deshalb nicht darüber wundern, wenn
trotz dieser erhöhten Ausgaben große Straßenstrecken
heute noch nicht in dem schönen, gebügelten Zustande
sind, in dem wir sie in der Vorkriegszeit halten
konnten. Die Anregung, uns nicht zu einseitig in
bezug auf die Straßenbefestigung auf das Klein¬
pflaster festzulegen, wird von uns schon befolgt. Es
werden an den verschiedenstenStellen der Provinz
Versuche mit den neuen Nefestigungsmitteln ge¬
macht. Je nach den Erfahrungen, die wir mit diesen
Versuchen machen werden, weiden diese neuen Ne-
Nefestigungsmittel auch zur Anwendung kommen.

Nun wird Ihnen vorgeschlagen,auf einem Gebiete
eine etwas radikale Kur vorzunehmen, nämlich die
Autostraße Aachen—Köln wenigstens zu projektieren
und den Prooinzilllllusschutz zur Durchführung der
weiteren Schritte zu ermächtigen. Es ist zwar jetzt
eine Kritik laut geworden, und zwar auf Etund
einer amtlichen Auslassung der Eisenbahndirektion
in Köln, wonach die Eisenbahn Aachen—Köln durch¬
aus in der Lage wäre, den Güterverkehr zu be¬
wältigen und sogar noch über den jetzigen Güterver¬
kehr hinauszugehen. In einem ganz auffallenden
Gegensatze dazu steht ein Eisenbahnbauprogiamm,
das die Kölner Direktion vor einigen Jahren dem
Ministerium vorgelegt hat, in dem in der nachdrück¬
lichstenWeise ausgeführt worden ist, daß die Nahn-
hofsanlllgen in Aachen, Aachen-Rote Erde, Stolberg,
Eschweilerund Düren vollkommen unzureichend seien,
daß die Direktion nicht mehr in der Lage sei, den
Verkehr zu bewältigen, und daß daher die Ausfüh¬
rung von Erweiterungsbauten unverzüglich in Angriff
genommenwerden müßte. (Zuruf des Abg.Dr. Kaiser:
Aus welchem Jahre ist das?) Das ist ein Bau-
Programm aus dem Jahre 1920- es ist noch nicht aus¬
geführt. Ich glaube aber, daß der Verkehr sich seitdem
^ i c.^ bedeutend vergrößert hat. so daß das. was
zutrifft ' ^"° sicherlich noch weit mehr

«, ^ l'"«"^.l d'e Zahlen über die Sperrung der
Aachener Bahnhöfe an einer großen Anzahl Tage be-
stritten worden. Seitens des AachenerVerkehrsamtes
werden demgegenüber die gemachten Angaben, wie ich

telephonisch festgestellt habe, durchaus aufrechterhalten.
Ich möchte aber vor allem betonen, daß diese Frage auch
gar nicht für die Frage, ob Autostraße oder nicht, aus¬
schlaggebendsein kann. Wenn das, was die Eisenbahn¬
direktion sagt, richtig ist, daß sie in bequemster Weise
in der Lage wäre, den Verkehr zu bewältigen, so wird
damit um so mehr die Notwendigkeit der Autostraße be¬
wiesen, denn dann zeigt sich, daß aus wirtschaftlichen
Gründen der Autoverkehr dem Eisenbahnverkehr der¬
art überlegen ist, daß trotz guter Vahneinrichtun-
gen die Wirtschaft sich des Autos bedient. Ueber die
Vorteile brauche ich Ihnen nichts zu sagen: jeder,
der in der Wirtschaft steht, kennt sie: Es wird das
Umladen, der Transport von einer Stelle zur andern
vermieden: die Schnelligkeit, die jederzeitige Verfüg¬
barkeit, die Sicherheit, sind alles Dinge, die der Eisen¬
bahnverkehr unmöglich so bieten kann. Wenn aber
die Wirtschaft in dieser Weise den Autoverkehr ver¬
langt, dann ist es nicht unsere Sache, nunmehr der
Wirtschaft vorzuschreiben'. Ihr sollt kein Auto be¬
nutzen, sondern Ihr sollt auf die Nahn gehen. Wir
sind vielmehr überzeugt, daß die Wirtschaft selbst am
besten beurteilt, was sie für sich nötig hat, und daß
es Sache der öffentlichen Gewalten ist, sich den For¬
derungen der Wirtschaft in diesem Punkte anzu¬
passen. Wenn deshalb der Autoverkehr trotz angeb¬
lich guter Nahneinrichtungen fortwährend nicht ab¬
nimmt, sondern ganz gewaltig zunimmt und auch
noch zunehmen wird, so bleibt nichts anders übrig,
als nunmehr nach einem Hilfsmittel zu suchen, um
die unhaltbaren Zustände, die da entstehen, zu besei¬
tigen. Dieses Mittel glauben wir in der Autostraße
gefunden zu haben, einer Einrichtung, wie sie in
anderen Ländern übrigens schon längst mit bestem
Erfolge durchgeführt ist.

Infolgedessen möchte ich, ganz abgesehen von der
Frage, die hier durch die Eisenbahndireltion aufge¬
worfen ist, der Ansichtsein, daß die Notwendigkeit der
Autostraße derart begründet ist, daß Sie dem vor¬
liegenden Projekt und der Ermächtigung des Pro-
vinzilllausschusses zustimmen können. Es kann mit
der endgültigen Beschlußfassung nicht bis zum näch¬
sten Landtag gewartet werden, denn wir haben die
Hoffnung, daß wir noch im Lause des Winters zum
Bauen kommen werden. Aus den Gründen, die in
der wirtschaftlichen Schwierigkeit des Aachener Be¬
zirks und in der Notwendigkeit der Erwerbslosenbe-
schäftigung liegen, müssen wir versuchen, sobald wie
möglich auch dieses Mittel zur Lösung anzuwenden.

Des weiteren ist in ausführlicher Weise noch über
verschiedene Fragen der provinziellen Wohlfahrts¬
pflege verhandelt worden. Allerdings darf ich aner¬
kennen, daß der Umfang der Kritik auf diesem Ge¬
biete im Laufe der Jahre, die der Provinziallandtag
gearbeitet hat, ständig abgenommen hat. Ich möchte
das weniger auf andere Arbeitsmethoden zurück-
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führen — es wurde ja schon darauf hingewiesen, daß
es doch im wesentlichen dieselben Kräfte sind — als
vielmehr auf einen Umstand, den ich ganz besonders
begrüße: In einem Punkte hat die provinzielle
Wohlfahrtspflege, vor allem die Fürsorgeerziehung,
eine Aenderung seit der Vorkriegszeit durchgemacht:
Sie hat das Vertrauen weiter Kreise des Volkes
gefunden, und zwar hat sie es dadurch gefunden, daß
die weiten Kreise der Bevölkerung, auch der arbeiten¬
den Bevölkerung, jetzt in der Lage sind, auf diesem
Gebiete mitzuarbeiten. Gerade aus diesem Grunde
begrüße ich auch das Inslebentreten des Landes-
juVendamtes, trotzdem ich aus den Ausführungen des
Herrn Abgordneten Kaiser einen gewissen Unterton
des Zweifels herausgehört habe. Eine wesentliche
Aufgabe des Landesjugendamts besteht auch darin,
Jugendpflege und Jugendfürsorge in Verbindung mit
der Gesamtheit der Bevölkerung zu bringen, die Ge¬
samtheit der Bevölkerung durch ihre Vertreter hin¬
einsehen zu lassen und bei ihnen damit das Vertrauen
zu gewinnen, das die beste Grundlage zu einer sach¬
lichen Arbeit ist.

Auf dem Gebiete der Fürsorgeerziehung sind
Wünsche nach weiterer Ausdehnung der Familien-
Pflege geäußert worden, Wünsche, die sich mit der
Auffassung der Verwaltung durchaus decken. Die
Schwierigkeiten sind aber zu bekannt, als daß ich sie
hier hervorheben müßte. Wir nehmen Kenntnis von
der Anregung, vielleicht nach der finanziellen Seite
noch etwas mehr zu tun, obwohl wir nicht den Ge¬
danken aufkommen lassen möchten,daß es sich für die
ein Kind annehmende Familie um ein lukratives Ge¬
schäft handele. Wir sind vielmehr der Ansicht, es
müssen hier ideale Gründe immer noch mitbestimmend
sein.

Die Frage der Höhe der Kosten der Wohlfahrts¬
pflege, die uns ja ganz besonders drückt, ist vor allem
besprochenworden mit Rücksicht auf die hohen Kosten
der Unterbringung in ProVinzialanstalten und die
gewaltige Differenz gegenüber den Kosten der Privat¬
anstalten. Es ist der Verdacht ausgesprochenworden,
daß daraus nur gefolgert werden könnte, daß in den
Privatllnstulten die Kinder nicht das bekämen, was
ihnen zukäme, denn sonst müßten ja die Provinzial-
anstlllten in ganz unverantwortlicher Weise das Geld
hinauswerfen. Nein, meine Damen und Herren, die
ganze Differenz wird durch eine einzige Zahl erklärt:
In unseren
betragen die Personalkosten pro Kind und Tag 2,31
Mark und in unseren Irrenanstalten 1,96 Mark. Ich
«ehe nicht fehl in der Annahme, daß sie in den Pri-
vatanstulten nicht die Hälfte betragen werden. Da¬
mit, meine Damen und Herren, haben Sie im wesent¬
lichen den Unterschied in den Gesamtuflegekostenpro
Tag ohne weiteres erklärt. (Zuruf des Abg. Haas:
Worauf ist das zurückzuführen. Herr Landeshaupt¬

mann? Handelt es sich da nicht um eine andere Art von
Kranken?) Nein, es handelt sich nicht um eine andere
Art von Kranken. Es ist darauf zurückzuführen,daß
wir eine andere Art von Pflegepersonal haben. Die
Pliulltllnstalten haben Pflegepersonal, das keinen
Lohn, keine sozialen Zulagen bekommt,das keine Fa¬
milie zu ernähren hat. Das sind Tatsachen, die man
nur konstatieren kann, ohne darüber ein Urteil ab¬
zugeben, die aber in der klarsten Weise die Differenz
zeigen. Es ist auch darauf zurückzuführen,daß bei¬
spielsweise in den Prooinzilll-Heil- und Pflege-
llnstnlten auf ? Kranke ein Pfleger kommt, während
in den Priulltanstalten auf IN Kranke ein Pfleger
entfällt. Nebenbei bemerkt, ist die Herabdrückung
auf 7 in den ProVinzilllllnstalten in einer so gewalt¬
samen Weise erfolgt, daß ich zweifle, ob sie sich auf¬
recht erhalten läßt' sie wird wahrscheinlichnoch her¬
untergesetzt werden müssen. Das liegt an der länge¬
ren und intensiveren Arbeitsweise, wie wir sie in
den Plivatpflegeanstlllten haben. Da können wir
naturgemäß mit dem weltlichen Personal der Pro-
vinzilll-Pflegeanstalten finanziell nicht konkurrieren.
Das hindert nicht, daß ich nochmals gern hervorhebe,
daß auch das Personal unserer ProVinzialanstalten in
aufopferndster Weise seinen Dienst tut, daß Be¬
schwerden,die wir vor Jahren nach dieser Richtung
gehabt haben, im wesentlichen ausgemerzt sind und
daß auch ein gutes Einvernehmen zwischen Direktion
und Personal fast in allen Anstalten vorliegt. Das
gibt mir auch Veranlassung, nochmals festzustellen,
daß ich dieses System, ProVinzialanstalten neben
Privlltanstalten zu haben, für durchaus richtig halte.
Ich gebe auch nochmals zu, daß eine große Anzahl
recht schwieliger Kranken oder Fürsorgegöglinge in
ProVinzialanstalten gehalten werden müssen. Wir
haben aber auch einzelne Gebiete der Fürsorge, wo
wir überhaupt keine ProVinzialanstalten besitzen, bei¬
spielsweise bei den weiblichen Fürsorgezöglingen, wo
auch die allerschwierigsten Elemente, die gerade auf
diesem Gebiete besonders schwer zu bessernden Ele¬
mente in Privlltanstalten untergebracht werden
müssen. Auf dem Gebiete der Irrenpflege gebe ich
zu: Die Privlltanstalten sind grundsätzlichnur für un¬
heilbare Kranke bestimmt, die im allgemeinen nicht
die Pflege und die Aufmerksamkeit erfordern wie die
immerhin einen gewissen Prozentsatz darstellende '
Zahl der heilbaren Kranken, die wir in den Pro-
vinzialanstalten haben.

Es ist ferner die grundsätzliche Frage erörtert
worden, wie weit die Provinz sich an wirtschaftlichen
Unternehmungen beteiligen oder sie in die Hand
nehmen soll. Anscheinendbesteht auf diesem Gebiete
ein grundsätzlicher Unterschied zwischen rechts und
links. Ich glaube aber, daß auch auf diesem Gebiete
wie auf so vielen anderen, mit einem einheitlichen
Schlagwort nicht zu Rande zu kommen ist. sondern
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Kaß es auch hier notwendig ist, jeden Fall für sich
ins Auge zu fassen und einen Mittelweg zu suchen, der
zum Besten führt. Ich bin auch überzeugt, daß auch
die Rechte des Hauses durchaus nicht der Ansicht ist,
daß etwa die großen Verkehrsunternehmungen, die
doch auch wirtschaftliche Unternehmungen sind, wie
Visenbachn und Kanäle, in private Hände gehören und
nicht besser in der öffentlichen Hand sich befinden.
Dasselbe gilt von den öffentlichen Straßen, von den
Provinzialstraßen. Vor Jahren gab es ja auch
Altienstraßen, die wir inzwischen alle übernommen
haben. Dasselbe wird von der Errichtung einer Auto¬
straße gelten. Auch sie kann man nicht der Privat¬
wirtschaft überlassen,' dafür sind damit zu viele
öffentliche Interessen verbunden. Etwas zweifelhaft
ist schon die Lache auf dem Gebiete der Autobus¬
unternehmungen. Infolgedessen ist auch hier der
Mittelweg eingeschlagenworden, daß öffentliche und
Privatwirtschaft sich zusammengetan haben, um diese
Unternehmungen gemeinschaftlichzu betreiben. Es
ist dann weiter auf die Unternehmungen: „Rheini¬
sches Heim" und „Wohnungsfürsorgegesellschaft" hin¬
gewiesen worden, wo man ebenfalls im Zweifel sein
könnte, ob dies Aufgaben sind, mit denen sich die
Provinz zu befassenhat. Ich möchte hier darauf hin¬
weisen, daß gerade diese beiden Unternehmungen
unter dem alten Regime, und zwar wesentlich auf
Netreiben der preußischenStaatsregierung, begründet
worden sind, sogar gegenüber manchen Vedenlen, die
im Prouinzillllandtag damals bestanden, hat die
preußische Ltaatsiegierung unter allen Umständen
auf diesen Gründungen bestanden, und auch jetzt steht
die Staatsregierung mit ihren Geldmitteln durchaus
hinter diesen beiden Unternehmungen. Wir be¬
grüßen es dankbar, daß auf diese Weise sowohl für
ländliche Siedlungen, wie auch für die Zwecke der
Wohnungsfürsorgegesellschaft,die ja für die eigentlich
ländliche Siedlung nicht so sehr in Frage kommt,
Mittel des Staates für die Rheinprovinz zur Ver¬
fügung gestellt werden. Schon aus dem Grunde wer¬
den Sie sich unseren Vorschlägen, uns auch mit dem
entsprechendenKapital zu beteiligen, nicht entziehen
können. Denn die notwendige Folge davon wäre,
daß wir dann auch die entsprechendenVerliner Mittel
nicht bekommenkönnten. Im übrigen wird aber in
der Kommission von den zuständigen Herren über
tue Tätigkeit der beiden Stellen noch näherer Auf¬
schluß gegeben werden.

. ^"e °"D"e Frage ist die des Erwerbs von land-
wnylyaftllch zu nutzendemBoden für die Provinzial-
uerwaltung. Der Heu Abgeordnete Haas hat hier
zwei Fragen miteinander verquickt, die nicht ohne
weiteres zusammenhängen. Zunächst hat er den Vor-
chlag gemacht,dllß die Plovinzialuerwaltung in cihn-

!^^. ^' ""° °s von der Staatsregierung in
Aussicht genommen worden ist, Oedlcmd erwerben.

dieses kultivieren und dort Provinzialdomänen an¬
legen soll. Ich glaube, wenn die PioVinzialverwal-
tung dazu übergeht, so wird das ein wirtsames
Mittel, um dort die notwendigen Nahrungsmittel für
unsere Provinzilllanstalten herauszuziehen, vorläufig
noch nicht darstellen, denn, ehe man auf diesem zu
kultivierenden Oedland Weizen und Roggen baut,
wird wohl noch einige Zeit vergehen.

Herr Abgeordneter Haas hat erwähnt, daß ich in
der Sitzung des Provinzialausschusses Kritik an diesem
Antrage geübt habe. Ich halte es an dieser Stelle für
bedenklich,auf die Ausführungen in der Sitzung des
Piouinzilllllusschusses meinerseits näher einzugehen.
(Sehr richtig! rechts. Zuruf des Abg.Haas: Warum?)
Ich möchte hier nur wiederholen, daß ich diese Be¬
denken sachlich durchaus aufrecht erhalte auf Grund
der Erfahrungen, die die Provinzialverwaltung vor
vielen Jahren einmal gemacht hat, als auch der Ge¬
danke auftauchte und nun Zusammenstellungen von
Oebliindereien von vielen tausend Morgen aus der
ganzen Provinz gemacht wurden. Als wir dann
durch Sachverständige diese Oedliindereien nach¬
prüfen und uns eine Aufstellung über die Kosten der
Kultivierung und über das, was möglicherweisedort
wächst, machen ließen, ergab sich, daß kaum etwas für
eine rationelle Kultivierung übrig blieb. Herr Ab¬
geordneter hat ja auch selbst den Satz geprägt' Wir
weiden noch viel Geld aufwenden müssen, ehe auf
diesen Oedliindereien Getreide wächst. Das ist auch
meine Ueberzeugung. Nichtsdestoweniger begrüße ich
es, wenn der Provinzialausschuß die Prüfung in die
Hand nimmt. Aber auch hier wird es unbedingt
notwendig sein, nicht dasselbe Bild zu zeigen, das ich
eben auf dem Gebiete des Ruhisiedlungsverbandes
hervorgehoben habe, daß nun auch hier wieder min¬
destens zwei Behörden das Gleiche betreiben, sondern
es wird hier mit der preußischenStaatsregierung zu¬
sammenzugehen und eine Verständigung zu suchen
sein.

Was nun den zweiten Grundsatz angeht, zu ver¬
suchen, auf eigenem Grund und Boden die Bedürf¬
nisse der Provinzilllanstalten zu ziehen, so ist dieser
Grundsatz bisher nur in einem verhältnismäßig
kleinen Umfange zur Durchführung gebracht. In der
Nachbarprouinz Westfalen ist er in viel weiterem Um¬
fange durchgeführt. Vollständig die Bedürfnisse zu
ziehen, daran tonnen wir niemals denken. Schon die
notwendige Fläche zum Getreidebau würden wir nicht
aufbringen können. Nichtsdestoweniger kann es
wünschenswert erscheinen,um den Provinzilllanstalten
die Sicherheit guter Belieferung zu garnntieren, auch
hier etwas weiter zu gehen. Dementsprechend haben
Sie auch in der letzten Sitzung des Prouinziallllndtags
schon einen Beschluß gefaßt, der für die Provinzial-
uerwaltung maßgebend ist, nämlich den Beschluß,den
Ertrag, der aus dem Verlauf des Landlllmenhauses
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Trier erlöst wird, zum Ankauf von Grundbesitz bei
anderen Provinzialanstalten zu verwenden. In¬
zwischenist das Landarmenhaus zum Preise von
900 000 Märt verlauft worden, und dieser Betrag
steht zur Verfügung. Es muß natürlich mit einiger
Vorsicht ausgewählt werden, was gelaust wird. Es
darf nicht ohne weiteres das Bestreben herrschen,diese
900 000 Mark unter die Leute zu bringen und das
erste Beste zu erwerben. Es wird aber zur Zeit ver¬
sucht, auf diesem Gebiete vorzugehen. Der wesent¬
lichste Gründ ist aber, wie es Herr Haas auch schon
andeutete, der, daß es uns auf diese Weise möglich
wird, die große Zahl der Pfleglinge, die wir zu ver¬
sorgen haben, nicht nur in nutzbringender, sondern
auch in einer für ihre Gesundheit und ihr Gemüt ent¬
sprechenden Weise zu beschäftigen. Die sonst in den
Anstalten üblichen Beschäftigungen, die Handwerk-
mäßigen Beschäftigungen, kranken ja vielfach daran
— ich denke hier an die Prouinzial-Heil- und Pflege-
llnstlllten —, daß sie eintönig werden. Ich denke auch
daran, daß wir uns den bekannten Beschwerden des
freien Handwerks über unerlaubte Konkurrenz
öffentlicher Betriebe aussetzen. Um so besser ist die
Beschäftigung in der Landwirtschaft, wo wir sie in
etwa erreichen können. Aus diesem Grunde würde
ich es begrüßen, wenn es uns gelänge, in Bälde zu
diesem Zwecke weiteren Grundbesitzzu erwerben. Aber
auch hier möchte ich wieder hervorheben: Es kann
nicht darauf ankommen, ein Echlagwort nach der
einen oder anderen Leite aufzustellen, sondern man
muß von Fall zu Fall vorgehen und das suchen, was
im Interesse der Durchführung unserer schwierigen
Ausgaben am dienlichsten und förderlichsten ist.
(Beifall.)

Vorsitzender Dr. Iarres: Meine Damen und
Herren! Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor.
Die Fraktionen verzichten auf den zweiten Redner.
Ich möchte damit die Aussprache schließen.

Ich muß als Vorsitzenderjedoch noch auf einige Aus¬
führungen des Herrn Abg. Knab eingehen, die ein un¬
richtiges Bild von den damaligen Barmer Verhand¬
lungen gaben. Ich bin berechtigt und verpflichtet,
diese Bemerkungen zu machen, weil ich seinerzeit den
Vorsitz im Landtage in Barmen geführt und namens
der großen Parteien des Landtags auch die damalige
Entschließung vorgetragen habe. Aus dem Protokoll
ergibt sich, daß diese Entschließung,mit Ausnahme der
kommunistischenFraktion, von dem ganzen Landtag
angenommen worden ist. (Zustimmung. Abg.
Knab: Aha!) Diese Entschließung enthält nun nicht
das, was Herr Abgeordneter Knab daraus gefolgert
hat. (Zuruf desAbg.Knab: So dumm warenSie nicht!)
Auch die Ausführungen der einzelnen Fraktionen, die
diese Entschließung motivieren, rechtfertigen durchaus
nicht die Schlüsse, die Herr Knab daraus gezogen und
zu Vorwürfen gegen einzelne Mitglieder des Hauses

benutzt hat. Es ist damals folgende Entschließung ge¬
faßt worden: .

„Als Vertreter der Bevölkerung der gesamteii-
Rheinpromnz, für die wir verantwortlich zu
sprechenberufen sind, erklären wir vor aller Welt,
daß das rheinische Volk den umstürzlerischen Be¬
strebungen, die in den letzten Wochen unsaubere
und unverantwortliche, zum großen Teil land¬
fremde Elemente in die Tat umzusetzen versucht
haben, mit Abscheu und Verachtung gegenübersteht
und nichts mit ihnen gemein hat. Dürfte das rhei¬
nische Volk handeln, wie es fühlt und denkt, keiner
dieser Landesverräter stände mehr auf rheinischem
Boden.

Der RheinischeProvinziallandtag steht nach wie
vor zu dem von ihm wiederholt feierlich bekundeten
Bekenntnis, daß wir Rheinländer deutsch sind und
bleiben und baß deutsches Schicksal auch unserSchick-
sal sein soll. In der Not des Vaterlandes wollen wir
seine treuen Glieder bleiben, wie wir andererseits
erwarten, daß das Leid der Westmart von dem un¬
besetzten Gebiete bis zum letzten geteilt wird. Eine
Aenderung unserer Verhältnisse zu Preußen und
zum Reich kann nur auf verfassungsmäßigem Wege^,
in Frage kommen." /
(Zuruf des Abg. Knab: Hört, hört! Hierauf kommt

es an!) Auf diesen Punkt kommt es allerdings insofern
an, als in diesem Satz unzweideutig zum Ausdruck ge¬
kommen ist, wie es zum Ausdruck kommen sollte, daß
die separatistischen Umtriebe, die auf gewaltsamem
Wege . . . (Abgeordneter Knab widerspricht, den
Redner unterbrechend.) Herr Abgeordneter Knab,
würden Sie mir auch einen Augenblickgestatten, zu
sprechen? (Abg. Knab: Sie machen jetzt persönliche
Ausführungen und lesen uns etwas vor!) Ich mäche
keine persönlichen Ausführungen, sondern ich spreche
nach meinem Recht und meiner Pflicht als Vorsitzen¬
der des Landtags, der damals die Entschließung des
Landtags vortragen durfte und der deshalb auch be¬
rufen und berechtigt ist, gegen eine falsche Auslegung
dieser Entschließung seine Meinung zu sagen. (Zuruf
des Abg. Knab: Sie polemisieren, Sie dürfen nur
vorlesen, was darin steht!) Was ich darf, entscheide
ich zunächst selbst und bei Widerspruch das Haus.
(Zuruf des Abg. Knab: Ich erhebe ja Widerspruch
dagegen!) Dann frage ich das Haus (Zuruf des
Abgeordneten Knab: Die Mitschuldigen werden ge¬
fragt!), ob der Landtag der Meinung ist, daß ich
in meinen Ausführungen fortfahren soll. (Lebhafte
Zustimmung.) Das ist die Meinung der Mehrheit des
Hauses, die offenbar damit auch meint, daß sie nicht
wünscht, daß sein Vorsitzenderstets unterbrochen wird.
(Erneute Zustimmung.)

Diese Entschließung lichtet sich ganz klar gegen die
separatistischenUmtriebe, die damals im Rheinlande
vor sich gingen. Die Veranlassung zur Berufung des
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damaligen Varmer Landtags waren diese separatisti¬
schen Umtriebe. Dazu hat der Landtag unzweideutig
Stellung genommen.

Meine Damen und Herren! Darf ich ein Wort
daran anknüpfen? Ich glaube, ich spreche nach der
Empfindung wenigstens des allergrößten Teiles des
Rhemlandes und auch nach der Empfindung des
Landtags, wenn ich jage: Es ist auf die Dauer nicht
möglich und nicht ertraglich, daß die sachlichen Mei-
nungsverfchledenyeiten, die siuyer, in lraufer und
wirrer Zeit auch hier im Landtag zum Ausdruck ge¬
kommen sind, jetzt zu gegen>eitigen Angriffen ausge¬
nutzt werden. (Lebhaftes Lehr richtig!) Diese An¬
griffe und diese Meinungsverschiedenheiten müssen
einmal aufhören. (Zustimmung.) Ich möchte bitten,
daß wir uns alle danach richten. Es kommt nicht
darauf an, nachträglich zu untersuchen, welcher von
den verschiedenen ehrlich vorgeschmgenen Wegen der
richtige war, sondern es kommt darauf an, daß w i r
als Rheinländer den gegebenen Weg
einig nerfo I gen. Ich glaube, wir haben einen
solchen Weg, und wir können aus ihm einig gehen.
Lassen Sie mich als Vorsitzenden den mir aus dem
Herzen kommenden Wunsch aussprechen, daß wir das
Vergangene und die damaligen Meinungsverschieden¬
heiten vergessen und in Zukunft diesen gegebenen Weg
einig betreten. (Beifall.)

Das Wort zu einer „persönlichen Erklärung" ist
von Herrn Abgeordneten Knab gewünschtworden. Ich
bitte, mir nach § 23 der Geschäftsordnung «lese per¬
sönliche Erklärung vorher schriftlichvorzulegen. (Zu¬
ruf des Abg. Knabl Ich bitte zur Geschäftsordnung
ums Wort!) Zur Geschäftsordnung Herr Abgeord¬
neter Knab.)

Abgeordneter Knab: Ich muß zunächst einmal
/ feststellen, daß der Herr Vorsitzendemit zweierlei Maß

mißt. Er selbst hat die Erklärung, die er abgegeben
hat, auch nicht vorher schriftlich eingereicht (Heiterkeit),
sondern als Vorsitzender gibt er diese Erklärung
einfach aus eigener Machtvollkommenheit ab.

Zweitens heißt es im ß 23: «Außerhalb der
Tagesordnung kann der Vorsitzende das Wort
zu einer tatsächlichenFeststellung oder persönlichen
Erklärung erteilen. Sie ist ihm vorher schriftlich vor¬
zulegen." Ich gebe keine Erklärung oder Persönliche
^"chtillstellung außerhalb der Tagesordnung ab,
sondern nach Schluß der Etatsbesprechung, innerhalb
deren von allen Fraktionsrednern auf die Innen- und
Außenpolitik der Gegenwart und der Vergangenheit
eingegangen worden ist. Ich mache eine persönliche
»stelle ° "°^ ^ ^' "" """ Ausführung richtig-

VorsitzenderDr. Iarres : Das können Sie. Aber
Sie haben nach 8 23 das Wort zu einer persönlichen
..Erklärung" verlangt. So hat es mir der Herr Schrift¬
führer gesagt. Wenn Sie nach § 22 eine persönliche

„Bemerkung" machen wollen, so steht Ihnen das frei,
ohne daß Sie es schriftlich zu machen brauchen. Aber
diese Bemerkung darf nur persönliche Angriffe ab¬
wehren und eigene Ausführungen klarstellen.

Ich darf auch das Ihnen noch sagen: Im Rahmen
der Geschäftsführung kann ich selbstverständlichEr¬
klärungen abgeben, ohne an die Vorschriften des ß 23
gebunden zu sein.

Das Wort zu einer Persönlichen Bemerkung hat
Herr Abgeordneter Knab.

Abgeordneter Knab: Der Herr Vorsitzendehat in
seiner Schilderung der Verhältnisse und der Aus¬
legung, die er der Entschließung von Barmen gegeben
hat, eine Darstellung gegeben, die dem widerspricht,
was ich eben in meiner Etatsrede erklärt habe. Er
wünscht,daß darüber in der Öffentlichkeit nicht weiter
diskutiert wird. Diesem Wunschekönnen wir uns nicht
anschließen,weil von seiner Seite und von feiten des
Zentrums diese Diskussion fa erst in die Oeffentlichteit
hineingebracht worden ist, und meiner Ueberzeugung
nach in einer falschen und unverständlichen Art und
Weise, weshalb ich eben in der Etatsrede die Gelegen¬
heit benutzenmußte, um das klarzustellen.
/ Ich gehe jetzt auf die Sache nicht weiter ein. Auf
/die Beschuldigung, die von Herrn Iarres eben in der
sogenannten Klarstellung vorgetragen wurde, ich hätte
eine unrichtige Darstellung oder Auslegung der Ent¬
schließung gegeben, erkläre ich mich hiermit bereit, trotz¬
dem ich kein Vertrauen in die bürgerlichen Gerichte be¬
sitze, den Wahrheitsbeweis dafür anzutreten, daß der
Abschnitt II dieser Entschließung von Barmen die Ant¬
wort gewesen ist auf das, was Tirard durch die Ver¬
treter des Provinzillllllndtages, die Herren Louis Hagen,
Mönnig und Lönartz, den Provinziallandtag zu fragen
hatte. Ich erkläre mich nochmals dazu bereit, den Wahr¬
heitsbeweis an gerichtlicherStelle anzutreten. (Zuruf
des Abg. Dr. Wesenfeld: Das können Sie ja mal ver¬
suchen!) Ob Sie den mich antreten lassen wollen oder
das von mir verlangen, ist Ihre Sache. Ich gebe diese
Erklärung nur ab, um den persönlichen Angriff des
Vorsitzendenabzuwehren.

VorsitzenderDr. Iarres: Das war kein persön¬
licher Angriff von mir, sondern es war die Abwehr
eines Angriffes auf verschiedene Parteien des Hauses.

Zu einer persönlichen Bemerkung hat Herr Abge¬
ordneter Hagen das Wort.

Abgeordneter Dr. Hagen : Ich muß erklären, daß
ich niemals einen Auftrag des Herrn Tirard in irgend¬
einer Beziehung hatte, am wenigsten einen Auftrag
an den Provinziallandtag, infolgedessenauch niemals
in dieser Beziehung irgendeine AeußeriÜng getan haben
kann. (Zuruf des Abg. Knab: Das ist gelogen!)

Vorsitzender Dr. Iarres: Herr Abgeordneter
Knab, ich rufe Sie wegen dieses unerhörten Zurufs zur
Ordnung. DieErörterung ist geschlossen.(Zuruf desAbg.
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Knab: Dafür haben wir Zeugen! Wagen Sie es doch,
ans Gericht zu gehen! Ich nenne Sie (zu Herrn Ab¬
geordneten Dr. Hagen) einen Lügner!) Herr Abgeord¬
neter Knab, ich rufe Sie zum zweiten Male zur
Ordnung und mache Sie auf die geschäftsordnungs¬
mäßigen Folgen aufmerksam.

Es sind noch folgende Anträge zu verlesen, die
bisher von den Parteien zwar angedeutet, aber noch
nicht verlesen worden sind.

Zunächst folgender Antrag der sozialdemokratischen
Fraktion des Provinziallandtages:

„Die jetzige Gingruppierung in den unteren
Gruppen des Personals in den Heil- und Pflege-
anstalten sowie in den Fürsorgeerziehungsanstalten
entspricht durchaus nicht der VerantwortlichenTätig¬
keit, welche dieses Personal zu verrichten hat. Be¬
sonders an das Pflegepersonal werden hohe An¬
sprüche sowohl in körperlicher als auch in seelischer
Beziehung gestellt. Es wird deshalb beantragt,
folgendes zu beschließen:
1. Das beamtete Pflegepersonal wird nach Gruppe 3

der Besoldungsordnung eingestuft, nach zehn¬
jähriger Dienstzeit Aufstieg nach Gruppe 4.

2. Für beamtete Handwerker kommt als Gingangs¬
stufe die Gruppe 4 in Betracht, nach zehnjähriger
Dienstzeit Aufstieg nach Gruppe 5.

3. Handwerker in den Heil- und Pflegeanstalten, die
selbständigeiner Werkstatt vorstehen,werden nach
Gruppe 5 besoldet, nach zehnjähriger Dienstzeit
Aufstieg nach Gruppe 6.

4. Erzieher in den Fürsorgeerziehungsanstalten
werden nach Gruppe 4 eingestuft mit Aufstieg
nach Gruppe 5; desgleichen werden die Gr-
ziehergehilfen eine Gruppe höher eingestuft.

5. Das dem Tarifvertrag unterstehende Personal
erhält eine Aufbesserung seiner Bezüge ent¬
sprechend Ziffer 1—4 dieses Antrages. Die Tarif¬
gruppen 1 uud 2 werden in ihren Bezügen der
Besoldungsgruppe 2 gleichgestellt."

Weiterer Antrag der SPD:
„Die Landesbllnk berechnet augenblicklichfür die

als Zwischenkreditezum Zwecke des Kleinwohnungs¬
baues ausgeworfenen Gelder einen Zinsfuß von
12 Prozent. Die Folge dieser Verzinsung ist eine
zu hohe Belastung des Kreditnehmers. Die erfor¬
derlichen Aufkommen für den Zinfendienst stehen in
keinem richtigen Verhältnis zu den Einkünften der
Kreise, die die Zinsen aufbringen müssen. Der un¬
bedingt zu befriedigende Mindestbedarf an Klein¬
wohnungen macht die Inanspruchnahme der Kredite

unumgänglich. Die Verzinsung muß in einen
Nahmen gedrängt werden, der den wirtschaftlichen
Verhältnissen der Kleinwohnungssuchenden ent¬
spricht. Zu diesem Zweck beschließt der Provinzial-
landtag:

„Aus Mitteln der Prouinzialverwaltung ist ein
Netrag von 500 N00 Mark bereitzustellen, der zur
Verbilligung der für die Zwischenkrediteberech¬
neten Zinsen dient. Die Landesbcmkerhebt für
die Zwischenkrediteeinen Zinsfuß, der sich jeweils
4 Prozent unter dem Reichsbankdiskont bewegt.
Die Beträge, die die Landesbank hierdurch an
Zinsverlust hat, werden aus obiger Summe
bestritten."

Endlich ein Antrag der Fraktion der Arbeits¬
gemeinschaft:

„Der Provinziallandtag wolle die Ersahwahl für
das aus dem Provinzialausschuß durch Tod aus¬
geschiedeneMitglied Dr. Küttgen vornehmen und
schlägt als Mitglied Herrn Iustizrat Dr. Wesen¬
feld vor."
Dann habe ich noch mitzuteilen, daß Herr Abgeord¬

neter Lentze nach Koblenz, hierher übermittelt, mit¬
geteilt hat, daß er erst von Montag ab an der Sitzung
des Landtages teilnehmen könne.

Die Tagesordnung unserer heutigen Sitznng ist
damit erledigt.

Ich schlage vor, uns zu vertagen auf Montag nach¬
mittag 5 Uhr.

Der Provinzialausschuß wird um 3X Uhr zu¬
sammentreten. Die übrigen Ausschüsse werden gebeten,
schon um 4 Uhr zusammenzutreten, also nicht erst um
5 Uhr.

Ich bitte aber, in den Ausschüssendie Arbeit.so
zu fördern, unter Umständen auch unter Hinzunahme
des morgigen. Tages, daß wir am Montagnachmittag
eine ausreichende Tagesordnung für die Plenarsitzung
haben. Das gilt selbstverständlichin erster Linie für
den FachausschußI, der vermutlich bis Montag mittag
noch nicht fertig wird.

Sollten Fraktionssitzungen notwendig sein, so
werden die Fraktionen nochmals darauf aufmerksam
gemacht, daß sie nach der Auffassung des Aeltestenrats
dazu am Sonntag zusammentreten sollen, denn am
Montag wird dazu leine Zeit in größerem Maße zur
Verfügung stehen.

Die Tagesordnung der nächsten Sitzung ist die¬
selbe wie heute. Damit sind Sie einverstanden. Ich
schließe die Sitzung.

(Schluß: 1 Uhr 57 Minuten.)
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